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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/709: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkorrekturen ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zu den neuen Planungen des Kohlekonzerns
RWE

Neues Revierkonzept von RWE ist unsozial, klimafeindlich und ein
gigantisches Flächenzerstörungskonzept



Buir, 28.02.2020. "Das von RWE vorgelegte Revier Konzept ist nicht
zukunftsfähig und wird weder den Anforderungen eines sozialverträglichen
Kohleausstiegs, noch der Klimakrise oder den Nachhaltigkeitszielen gerecht.
Es ist unsozial, klima- und umweltschädlich und ein gigantisches
Flächenzerstörungskonzept.

Statt mit einer weiteren Verkleinerung des ohnehin noch in Umplanung
befindlichen Tagebaus Garzweiler fünf bedrohte Dörfer am Tagebau Garzweiler
zu erhalten, plant RWE stattdessen den Tagebau Inden minimal zu
verkleinern. Der Kohlekonzern handelt damit willkürlich und in höchstem
Masse menschenverachtend, denn am Tagebau Inden wird niemand mehr
umgesiedelt, es werden keine Wälder zerstört und gefährdet, und es gibt
bereits sehr fortgeschrittene Zwischen- und Nachnutzungspläne der 
Indeland-Entwicklungsgesellschaft. Für die Planung des Indeschen Ozeans wurde sogar
extra der Braunkohleplan geändert.

An Dreistigkeit kaum zu überbieten sind auch die Planungen den Hambacher
Wald zu verinseln und fruchtbares Ackerland und Manheim abzubaggern, um mit
dem dort abgetragenen Material die steilen Böschungen zu stabilisieren, die
RWE während der letzten Monate vorsätzlich neu geschaffen hat.

Es ist absehbar, dass sich die Klimakrise weiter verschärft und es zu einer
Nachschärfung der Klimaziele auf europäischer Ebene kommt. Hinzu kommen die
Revisionszeitpunkte, die eine Überprüfung der Klimaschutzwirksamkeit der
Kohlereduzierung vorsehen. Die nordrhein-westfälische Landesregierung muss
deshalb jetzt vorausschauend und präventiv handeln, sich von RWE
emanzipieren und eigene sozial- und klimaverträgliche Tagebauplanungen mit
Flexibilitätsoptionen vorlegen. Es dürfen keine langfristigen
Genehmigungen mehr erteilt werden, die den aktuellen Herausforderungen
nicht gerecht werden.

Eine sinnvolle Strukturentwicklung braucht jetzt zudem den Erhalt der durch
Kiesgruben- und Braunkohletagebauplanungen stark gefährdeten Flächen. Die
neuen Braunkohleplanungen von RWE konterkarieren
Strukturentwicklungspotentiale von Kommunen im Revier. Auch die Planungen
der Tagebauseen Hambach und Garzweiler gehören auf den Prüfstand, denn
Wasser ist neben fruchtbarem Boden eine unserer wertvollsten Ressourcen.
Die Seenplanungen stehen in Widerspruch zum SDG 6, dem Nachhaltigkeitsziel,
das die Verfügbarkeit von sauberem Wasser und die nachhaltige
Bewirtschaftung von Wasser garantieren soll."

Weitere Infos:

www.hamabchfrau.de

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 28.02.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 
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KOHLEALARM/708: Klimakampf und Kohlefront - kein Grund mehr für Kohle ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 27. Februar 2020

Raus
aus der Kohle, Herr Altmaier - Keine Kohle für Kraftwerksbetreiber



Anlässlich des heutigen Steinkohlegipfels mit Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier in Berlin erklärt Olaf Bandt, Vorsitzender des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Keine Kohle mehr ins Netz und keine Kohle für die Entschädigung von
Betreibern dreckiger Kraftwerke. Fossile Energieträger dürfen nicht länger
das Netz verstopfen. Selbst marktwirtschaftlich machen erneuerbare Energien
ihnen den Platz im System streitig. Ebenso wenig nachvollziehbar ist, dass
den Betreibern von Kohlekraftwerken auch noch Steuergelder als Kompensation
für angebliche Laufzeit-Verkürzungen hinterhergeworfen werden. Und völlig
verfehlt ist, dass mit Datteln 4 noch ein neues Steinkohlekraftwerk ans
Netz gehen soll.

Stattdessen muss sich die Bundesregierung endlich zu einem ambitionierten
Klimaschutz bekennen. Denn aktuell reißt sie mit ihrer Kohlepolitik alle
europäischen und globalen Emissionsminderungsziele - und die eigenen.
Deutschland muss schnellstmöglich, sozialverträglich aus der
Kohleverstromung aussteigen, spätestens bis 2030. Der Ausstieg muss mit
einem ambitionierten Ausbau erneuerbarer Energien einhergehen. Das zeigt
auch eine Studie des Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) im
Auftrag des BUND. Kohle ist ein wirtschaftliches Fossil und muss
abgeschrieben werden. Die Zukunft liegt in den erneuerbaren Energien."


Hintergrund:

Die vom BUND beauftrage DIW-Studie "Klimaschutz statt Kohleschmutz: Woran
es beim Kohleausstieg hakt und was zu tun ist" finden Sie unter: 

www.bund.net/kohleausstieg-studie

BUND-Online-Aktion "Raus aus der Steinzeit - Nein zu Datteln 4!": 

www.datteln-4-stoppen.de

Kommentar "Kohle-Gesetz: Herber Rückschlag im Kampf gegen
Klimawandel":

www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/kommentar-kohle-gesetz-herber-rueckschlag-im-kampf-gegen-klimawandel/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. Februar 2020 
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LESUNG/4444: Magdeburg - Lesemarathon zu Il Gattopardo, Der Leopard, 05.03.20


Landeshauptstadt Magdeburg

Lesemarathon zu Il Gattopardo - Der Leopard

Deutsch-Italienische-Gesellschaft stellt weltberühmtes Werk von
Giuseppe Tomasi di Lampedusa vor



Nicht zuletzt durch Viscontis Verfilmung ist der "Leopard" bis heute
unsterblich

Am 5. März um 17.00 Uhr stellt die Deutsch-Italienische-Gesellschaft
in der Zentralbibliothek den Roman "Il Gattopardo" (italienisch "Der
Leopard") des sizilianischen Autors Giuseppe Tomasi di Lampedusa vor.
Für den deutschlandweit stattfindenden Lesemarathon konnte die
Deutsch-Italienische-Gesellschaft Sachsen-Anhalt in diesem Jahr vier
prominente Vortragende gewinnen, die aus dem Jahrhundertroman lesen
werden.

Loritta Möller (Leiterin der EU-Bescheinigungsbehörde), die Direktorin
der Magdeburger Museen und Leiterin des Fachbereichs Stadtgeschichte
und historische Sammlungen, Gabriele Köster werden neben dem
Schauspieler und Sänger Wolfgang Klose und dem Domprediger a. D.,
Giselher Quast, Ausschnitte aus dem "Gattopardo" zum Besten geben.
Bärbel Meincke (Vorsitzende der Deutsch-Italienischen Gesellschaft
Sachsen-Anhalt e.V.) wird zum Auftakt die Anfangsszene des großen
Sizilienromans auf Italienisch lesen.

Tomasi di Lampedusa stellte diesen, seinen einzigen Roman - heute
längst ein moderner Klassiker - 1957 fertig. Bis heute wird das Buch
kontinuierlich nachgedruckt und verkauft. Die Geschichte um den
sizilianischen Adligen Don Fabrizio Salina und seine Familie während
der Zeit der Einigungsbewegung des jungen Italiens erfreut sich in
literarischen Lesezirkeln ebenso großer Beliebtheit wie in
akademischen Kreisen. Ironisch präsentiert der Autor, selbst letzter
Abkömmling einer adligen Familie, die selbstgenügsamen Gepflogenheiten
einer im Verschwinden begriffenen Gesellschaftsklasse. Die Verfilmung
des Stoffes durch den italienischen Regisseur Luchino Visconti aus dem
Jahr 1963 vermehrte die Popularität des "Leoparden" noch einmal
beträchtlich.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen, den Roman in der im
vergangenen Jahr neu erschienenen Übersetzung von Burkhart Kroeber
kennen zu lernen bzw. noch einmal im neuen Licht wahrzunehmen.
In Kooperation mit der Deutsch-Italienischen-Gesellschaft
Sachsen-Anhalt e.V.

Der Eintritt ist frei.

Stadtbibliothek Magdeburg, Breiter Weg 109, 39104 Magdeburg
Pressekontakt: Dr. Maik Hattenhorst, Tel. 0391 5404816, E-Mail:
maik.hattenhorst@stadtbibliothek.magdeburg.de
 *

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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VORTRAG/8515: Unna - Uwe Spiekermann, "Frische - Geschichte eines Mythos", über Veränderungen moderner Lebensmittel, 04.03.20


Kreisstadt Unna

Vortrag am 4. März im Nicolaihaus zum Thema "Frische - Geschichte
eines Mythos"



Kreisstadt unna. Der Sozial- und Wirtschaftshistoriker Uwe
Spiekermann, Privatdozent an der Universität Göttingen und Autor des
Buches "Künstliche Kost. Ernährung in Deutschland, 1840 bis heute"
kommt am 4. März 2020 nach Unna. In einem bildreichen Vortrag geht er
den tiefgreifenden Veränderungen moderner Lebensmittel und unserer
Ernährung nach.

Agrarreformen, industrielle Lebensmittelprodukte und weit ausgreifende
Handelsnetze veränderten die tägliche Kost seit der Industrialisierung
grundlegend. Sie sicherten die Versorgung einer rasch wachsenden Zahl
von Menschen, ließen den Ursprung und die Qualität der Lebensmittel
aber zugleich zum Problem werden. Frische bedeutete zuerst Bewahrung,
Sicherung von Nährwert und Bekömmlichkeit. Dazu dienten erst häusliche
Verfahren der Konservierung und "Frischhaltung", dann der gewerbliche
Einsatz von Konservierungsmitteln, von Hitze- und Kältetechnik, von
Zwischenlagern und Verpackungen.
All dies sicherte die Grundversorgung, erhöhte aber zugleich die
Ansprüche an frische Lebensmittel. Der technische Fortschritt
orientierte sich am Ideal ganzjährig frischer und stets verfügbarer
Lebensmittel und veränderte so unsere Umwelt. Frische steht demnach
für weit mehr als die Qualität eines Lebensmittels. Sie ist ein
Mythos, dem wir uns zunehmend selbst unterordnen. Dieses Ideal zog
zahllose Eingriffe in unsere Lebensmittel nach sich und macht es uns
immer schwerer, uns mit weniger zu begnügen.
Der Vortrag ist Teil des Begleitprogramms zur Ausstellung "Prost
Mahlzeit. Ein Blick über den Tellerrand" im Hellweg-Museum Unna und
beginnt um 19 Uhr im Nicolaihaus in Unna (Nicolaistr.3).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.02.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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EUROPA/420: Dramatische Lage an der griechisch-türkischen Grenze


Amnesty International - Pressemitteilung vom 2. März 2020

Dramatische Lage an der griechisch-türkischen Grenze: 

Flüchtlinge dürfen nicht für politische Machtinteressen instrumentalisiert
werden

Amnesty International fordert Ende der Gewalt gegen Menschen auf der Flucht
/ Griechenland muss das Recht, Asyl zu suchen, weiter gewähren



BERLIN - Zur aktuellen Situation an den EU-Außengrenzen sagt Dr. Julia
Duchrow, Leiterin der Abteilung Politik und Activism von Amnesty
International in Deutschland:

"Wir sehen aktuell an den EU-Grenzen zur Türkei die absehbaren Folgen des
EU-Türkei-Deals: Menschen auf der Suche nach Asyl werden als Spielball in
einem tödlichen politischen Konflikt instrumentalisiert. Griechenland und
Bulgarien müssen garantieren, dass Schutzsuchenden die Einreise über
offizielle Grenzübergänge ermöglicht wird, selbst wenn sie keine gültigen
Reisedokumente besitzen. Die Sicherheitskräfte an den Grenzen dürfen keine
exzessive Gewalt gegenüber Schutzsuchenden und Migranten einsetzen.
Insgesamt sind alle Länder mit EU-Außengrenzen jetzt gefordert, an
geeigneten Stellen sichere Grenzübergänge für Flüchtlinge zu öffnen."

"Die Ankündigung des griechischen Regierungschefs Mitsotakis, für einen
Monat keine neuen Asylanträge anzunehmen, kann und darf nicht dazu führen,
dass heute Asylsuchenden der Zugang nach Griechenland verwehrt wird. Die
griechischen Behörden sind durch internationales Recht weiterhin dazu
verpflichtet, den ankommenden Menschen faire und effektive Asylverfahren zu
ermöglichen. Das gilt auch, wenn deren Durchführung kurzfristig ausgesetzt
wird."

"Die EU-Kommission muss nun mit höchster Dringlichkeit alle
Unterstützungsmaßnahmen koordinieren, die in Griechenland und Bulgarien
benötigt werden, um Asylsuchenden eine angemessene Aufnahme und Zugang zu
Asylverfahren zu ermöglichen."

"Alle EU-Mitgliedstaaten sind gefordert, ihren Teil der gemeinsamen
Verantwortung zu übernehmen und sich gemeinsam um die in der Türkei
ankommenden Schutzsuchenden zu kümmern: durch ausreichenden finanzielle
Mittel und sichere Zugangswege in die EU."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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APPELL/176: Eskalation des Syrienkrieges - sofortiger Waffenstillstand und Deeskalation gefordert (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 02.03.2020

IPPNW fordert sofortigen Waffenstillstand und Deeskalation

Eskalation des Syrienkrieges



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert angesichts der
dramatischen Zuspitzung der militärischen Konfrontation in Syrien einen
sofortigen Waffenstillstand von allen Kriegsparteien und eine Deeskalation
auf allen Seiten. Militärische Offensiven und Vergeltungsschläge verhindern
eine politische Lösung. Sie schaffen kein Ende dschihadistischer Angriffe
und keine sichere Heimat für Geflüchtete. Nach Auffassung der
Ärzteorganisation muss es für Syrien eine nachhaltige, das heißt eine
politische Lösung geben, zum Beispiel unter Einbeziehung des syrischen
Verfassungskomitees, das im Rahmen des UN-Friedensplans Ende letzten Jahres
seine Arbeit in Genf aufgenommen hat.

Die IPPNW fordert von der Bundesregierung die Aufnahme von Geflüchteten und
den Einsatz für eine gerechte Verteilung im Rahmen der EU. "Neun Jahre
Syrienkrieg haben bereits etwa eine halbe Million Menschen das Leben
gekostet und 12 Millionen Menschen in die Flucht getrieben. Sie brauchen so
schnell wie möglich humanitäre Hilfe und eine Perspektive. "Wir haben schon
beim Abschluss 'EU-Türkei-Deals' kritisiert, dass er die leidtragenden
Menschen zum Spielball internationaler Politik macht. Das wird uns heute
noch einmal grausam vor Augen geführt," erklärt die IPPNW-Vorsitzende
Susanne Grabenhorst.

Die IPPNW fordert zudem die Beendigung der Sanktionen gegen Syrien sowie
die Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen zu dem Land, ohne die
politische Lösungen erschwert werden. Der Bundeswehreinsatz in Syrien, der
zum 31. März 2020 ausläuft, müsse endlich beendet werden. Die freiwerdenden
Mittel können dann für humanitäre Hilfe und zum Wiederaufbau des Landes
verwendet werden. Nur so können langfristige Perspektiven ermöglich werden
für Geflüchtete, die freiwillig zurückkehren, und für Menschen, die aus dem
bewaffneten Kampf aussteigen möchten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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FRAGEN/011: Reinhard Dalchow - "Ohne Frieden kein Umweltschutz" (Der Rabe Ralf)


DER RABE RALF

Nr. 211 - August / September 2019

Die Berliner Umweltzeitung

Frieden

"Ohne Frieden kein Umweltschutz"

Fragen an Reinhard Dalchow, evangelischer Pfarrer und

stellvertretender Bundesvorsitzender der Grünen Liga



Der Rabe Ralf: Die Grüne Liga hat als Netzwerk ihre Wurzeln
in der Umwelt- und Friedensbewegung der DDR. Vom Frieden ist heute
kaum noch die Rede.

Reinhard Dalchow: Die Aufgaben eines kleinen Umweltverbandes
sind vielfältig. Alle Themen können von uns nicht abgedeckt werden.
Aber es war und ist auch Aufgabe der Grünen Liga, sich für den Frieden
zu engagieren.

Jede kriegerische Auseinandersetzung bringt nicht nur unendliches Leid
für die betroffenen Menschen, sondern Zerstörung von Flora und Fauna,
massive Belastungen für das Klima und so weiter.

In der alten Bundesrepublik wuchs das Friedensengagement in
Protesten gegen atomare Aufrüstung. Was war das Besondere der
DDR-Umwelt- und -Friedensarbeit?

Das ostdeutsche Engagement war geprägt von der Friedensdekade, die
jedes Jahr im Oktober durchgeführt wurde.

Es war eine gute Idee, das biblische Thema der Skulptur, die die
Sowjetunion den Vereinten Nationen geschenkt hatte und die vor dem
UN-Gebäude in New York steht, aufzunehmen: Schwerter zu Pflugscharen.
Damit hatte die SED ein Problem. Denn dagegen vorzugehen hieße ja,
sich gegen die Sowjetunion zu stellen. Dies mündete dann in dem
Olof-Palme-Friedensmarsch durch die DDR vom 1. bis 19. September 1987.
An dieser Demo nahmen viele kirchliche Umwelt- und Friedensgruppen
teil. Ich denke, die Wahrnehmung von Friedensverantwortung hat viele
Menschen in dieser Zeit geprägt.

Vor zwanzig Jahren bombardierte die Nato ohne UN-Mandat
Restjugoslawien. Die Umweltverbände schweigen bis heute. Ist
Geschichtsvergessenheit eingezogen?

Geschichtsvergessenheit glaube ich nicht. Aber allgemein ist das Thema
Frieden viel zu wenig präsent. Das ist auch an den Ostermärschen zu
sehen, die heute, auch in Westdeutschland, nur noch kleine
Veranstaltungen gegenüber früheren Zeiten sind. Die Folgen der Kriege
werden verheimlicht oder verharmlost.

Manchmal steht man dem auch ein bisschen ohnmächtig gegenüber,
jedenfalls geht es mir als Kriegsdienstverweigerer so. Da wird das
1987 in Reykjavik geschlossene Abkommen zur Abrüstung atomarer Waffen
zwischen den USA und der damaligen Sowjetunion von den USA
aufgekündigt, und es gibt nur sehr leise Kritik. Dabei ist die Gefahr
eines neuen atomaren Wettrüstens leider wieder sehr real.

Ich weiß, das Friedensthema ist in vielen regionalen Umweltverbänden
vor Ort durchaus präsent. Sie sollten deutlich machen: Alle von ihnen
bearbeiteten Themen finden im Krieg keine Beachtung mehr. Ohne Frieden
wird es keine nachhaltige Zukunft geben.

Nach dem Ja von Außenminister Joschka Fischer zur ersten
Kriegsbeteiligung Deutschlands nach 1945 wandten sich viele Menschen
von den Grünen ab.

Die Kriegsbeteiligung Deutschlands 1999 gegen Serbien war eine
eklatante Fehlentscheidung. Die "ethnischen Säuberungen" sind nicht
verhindert worden. Die Grünen sprechen sich in ihren Programmen für
zivile Krisenprävention aus, für Abrüstung und gegen Waffenlieferungen
in Krisengebiete. Ich erwarte, dass diese Ziele und ein ziviler
Friedens- und Versöhnungsdienst endlich massiv gefördert werden.

Dazu sollten die Mittel dem Militäretat entzogen werden, und das nicht
nur in "symbolischer" Form. Klimaschutz kann nur im friedlichen Rahmen
gelingen.

Sie waren viele Jahre engagierter Umweltbeauftragter der
evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz. Wie
ist heute ihre Haltung zu Rüstungsexporten und zur Militarisierung der
Politik?

1983 hat der Ökumenische Rat der Kirchen auf seiner Vollversammlung in
Vancouver die Stationierung von Massenvernichtungswaffen als
Verbrechen gegen die Menschheit bezeichnet und zu einem gemeinsamen
Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung
aufgerufen. Die Agenda 21, ein von der UN-Konferenz für Umwelt und
Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro beschlossener Aufgabenkatalog für
das 21. Jahrhundert, wird wesentlich davon getragen.

Für mich war dieser "Dreischritt" zukunftsweisend. Ohne Gerechtigkeit
kein Frieden, ohne Gerechtigkeit und Frieden keine Bewahrung der
Schöpfung. Dazu steht auch die Grüne Liga. Auch das jährliche Festival
am Tag der Umwelt in Berlin mit seinen hunderten Ständen und
Programmen umfasst diesen Dreischritt. Denn hier sind neben den
Umweltthemen die Friedensgruppen wie auch die Solidaritätsinitiativen
für eine gerechte Welt präsent.

Weitere Informationen:

www.grueneliga.de

 * 
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AKTION/212: Hanau - 25. Hanauer Frauenwochen, 43 Veranstaltungen, 06.-21.03.2020


Stadt Hanau

Interkulturelles Programm mit großer Themenvielfalt

25. Hanauer Frauenwochen beginnen am Freitag, 6. März



Mit dem Weltgebetstag am Freitag, 6. März, beginnen traditionell die
Hanauer Frauenwochen. Bis zum 21. März präsentieren zahlreiche
Organisationen, Initiativen und Beratungsstellen auch bei der 25.
Auflage dieser erfolgreichen Veranstaltungsreihe ein interkulturell
ausgerichtetes Programm mit 43 Veranstaltungen, das mit seinem
Spektrum und einer großen Themenvielfalt Frauen und Männer jeden
Alters und jeder Herkunft ansprechen will.

"Auch die schrecklichen Ereignisse des 19. Februar in Hanau werden
sich in unserem Programm natürlich widerspiegeln, denn Hass, Rassismus
und die Benachteiligung von Menschen aufgrund von Herkunft, Religion,
Aussehen, Geschlecht oder sexueller Orientierung haben in unserer
Gesellschaft keinen Platz!", betont die Frauenbeauftragte Monika Kühn-
Bousonville.

Neben Veranstaltungen zum 30jährigen Jubiläum des Frauenbüros, stehen
auch Ausstellungen, Kabarett, Filme, Seminare, Lesungen und vieles
mehr auf dem Programm. Ein Faltblatt mit dem vollständigen Programm
der "25. Hanauer Frauenwoche" und genauen Angaben zu den
Veranstaltungen liegt unter anderem im Stadtladen und in den
Stadtteilläden aus. Eine Übersicht ist darüber hinaus auch auf der
Internetseite der Stadt Hanau www.hanau.de zu finden.

Zur besseren Planung freut sich das Frauenbüro über eine Anmeldung
unter Telefon 06181 295-467/ oder -621 oder frauenbuero@hanau.de

Freitag, 06.03.

12-15 Uhr: Kunstaktion "Alle Menschen werden Schwestern/Brüder" mit
Sanja Zivo auf dem Marktplatz

Weltgebetstag

15 Uhr: Vereinte Martin Luther Stiftung, Martin-Luther Anlage 8
17 Uhr: Großauheim Gemeindezentrum Waldsiedlung Vorstellung des Landes
18 Uhr: Großauheim Gemeindezentrum Waldsiedlung Gottesdienst

19 Uhr: Steinheim St. Johann, Albanusstraße

19.15 Uhr: Marienkirche, Am Goldschmiedehaus

Samstag, 07.03.

15.30 Uhr: Kabarett "Arbeiten Frauen wirklich oder bilden sie sich das
nur ein?" 

Reinhardskirche, Großer Saal, Kosten: 5 Euro, für IGM-Mitglieder frei,
VVK: Geschäftsstelle IGM Freiheitsplatz 6, Veranstalter: IG-Metall

18 Uhr: Vernissage Foto-Ausstellung- Eröffnung "Verboten" von Mojgan
Razzagi

Remisengallerie, Ausstellung 8.-22.03. jeweils samstags und sonntags
14-17 Uhr

Veranstalter: Hanauer Kulturverein e. V.,

19 Uhr: Theater "Loriot: Es saugt und bläst der Heinzelmann ...
/Frauen und Männer passen einfach nicht zusammen."

JUBIKUZ, Hans-Böckler-Haus, Kosten 12?, ermäßigt 8?, Veranstalter:
Theater Stückgut

Sonntag, 08.03.

11 Uhr: Jubiläumsempfang des Frauenbüros zum Weltfrauentag mit
Sektfrühstück - Talkrunde und Ausstellung "30 Jahre Frauenbüro / 25
Jahre Frauenwochen - Hanauerinnen erinnern sich"

Gemeindezentrum Wallonisch-Niederländische Gemeinde, Gärtnerstr. 2
(hinter Kinopolis)

Montag, 09.03.

9.30-11.30 Uhr: Frauenfrühstück zum Thema "Frauenrechte in
Deutschland"

Quartiersküche der Brüder-Grimm-Schule, Wallweg, Veranstalter:
Stadtteilladen Südlicht

10 Uhr: Kinofilm "Vierzehn - Erwachsen in neun Monaten"

FSK ab 12J., Kinopolis, Veranstalter: Sozialdienst katholischer
Frauen, Kosten: 4 Wuro

16-19 Uhr: Upcycling Workshop mit der Künstlerin Beatrice Anlauff

Stadtteilzentrum, Akademiestr. 3-5, max. 15 Frauen - vorherige
Anmeldung erforderlich! Tel.: 06181-32548, Veranstalter:
Stadtteilzentrum Südost

19 Uhr: Ausstellungseröffnung "Kinder in Theresienstadt"
Kulturforum, Am Freiheitsplatz, Veranst.: VVN-BdA Main-Kinzig in
Kooperation mit Frauenbüro der Stadt Hanau, DGB-Region Südosthessen

Dienstag, 10.03.

13-16 Uhr: Workshop für Frauen

"Entdecke deine eigenen Stärken und Ressourcen - wie wollen wir leben,
wie wollen wir sein?" mit Ann-Christin Dwight. Vorherige Anmeldung
erforderlich unter Tel.: 06181 - 988 4834, Quartiersbüro
Freigerichtviertel, Freigerichtstr. 67, Veranstalter: Quartiersbüro
Freigerichtviertel

19 Uhr: Frauenkino "Was drei Stellwände anrichten können"

Im Anschluss Einladung zu einem Nachgespräch, Fingerfood und Getränke
gegen Spende. Im Ev. Gemeindehaus Johanneskirche, Frankfurter Landstr.
17. Veranstalter: Evang. Frauenbildung der ev. Kirche Kurhessen-
Waldeck , Ökumenisches Zentrum der EKKw und der EKHN.

19.30 Uhr: Autorinnen-Lesung "Zwei handvoll Leben"

von und mit Katharina Fuchs, im Kulturforum am Freiheitsplatz,
Veranstalter: Frauenbüro der Stadt Hanau

Mittwoch, 11.03.

12-14 Uhr: Kunstaktion "Alle Menschen werden Schwestern/Brüder" mit
Sanja Zivo auf dem Marktplatz

18.30 Uhr: Ausstellung "Flügelschlag und Blütentraum" Collagen,
Decollagen von und mit Almut Knebel,

Ausstellung bis 16.04., Veranstalter: Die KANZLEI, Zümrüt Turan-
Schnieders, Kurz-Blaum-Platz, Amberg-Haus

19 Uhr: Autorinnen-Lesung

Franca Parianen liest aus ihrem neuen Buch (erscheint einen Tag vor
der Lesung!) und erzählt Erstaunliches über Hormone und wie sie unser
Leben bestimmen. Café Ellis, Johanneskirchplatz 1, Veranstalter: Die
Grünen

Donnerstag, 12.3.

9-11 Uhr: Infobörse "Raus aus dem Haus"

In den Räumen von Sprungbrett, Richard-Küch-Str. 4, Veranstalter:
Stadtteilmütter

9.30-11.30 Uhr: Vortrag "Frauen und Rente - Frauen leben länger -
aber wovon?"

BIZ, Raum 41, Am Hauptbahnhof 1, Veranstalter: Agentur für Arbeit

18 Uhr: Märchenabend für Frauen "Spieglein, Spieglein an der Wand,
wer ist die Mutigste im ganzen Land?"

Treffpunkt Foyer Schloss Philippsruhe, Für Frauen kostenfrei, Männer
4? Museumseintritt. Max. 20 Personen! Anmeldung unter museen@hanau.de
oder 06181 - 295 1799. Veranstalter: Frauenbüro und Historisches
Museum Schloss Philippsruhe

19 Uhr: Vortrag "Die vergessene Generation"

Im Rahmen der Sonderausstellung "Leben im Krieg" von und mit Sabine
Bode, im Roten Saal, Schloss Philippsruhe. Veranstalter: Hanauer
Geschichtsverein1844 e.V.

20 Uhr: Kinofilm "Gott existiert, ihr Name ist Petrunya"

im JUBIKUZ; Hans-Böckler-Haus, Sandeldamm, Veranstalter: Frauenbüro
der Stadt Hanau

Freitag, 13.3.

19 Uhr: Film "Female Pleasure" 

Fünf Frauen erzählen ihre Geschichte in ihrer Muttersprache - mit
Untertitel. Im Kulturforum am Freiheitsplatz, Kosten: 2 ?,
Veranstalter: Frauenhaus

Samstag, 14.03.

10-16.30 Uhr: Equal Pay Day-Seminar "Wertsache: Frauenarbeit" mit
Sabine Striether

Gemeinsam wird eine Aktion in Hanau zum Equal Pay Day am 17.03.2020
vorbereitet. Alte Johanneskirche, Johanneskirchplatz 1, Kosten 10 ?,
Anmeldung bis 08.03.2020 an erwachsenenbildung@ekkw.de, Veranstalter:
Evangelische Frauenbildung der evangelischen Kirche Kurhessen-Waldeck,
Ökumenisches Zentrum der EKKW und der EKHN

Sonntag, 15.03.

18 Uhr: Diskussionsrunde "Die essenzielle Rolle der Frauen für die
Zukunft unserer Gesellschaft"

Baitul-Wahid-Moschee, Hafenstr. 6, Veranstalter: Frauen der Ahmadiyya
Muslim Gemeinde

Montag, 16.03.

15 Uhr: Film "Über Grenzen - der Film einer langen Reise"

im Kinopolis. Ab 14 Uhr Kaffee und Kuchen-Angebot für je 1?, Eintritt
6,50 ?, Ermäßigung mit Hanau-Pass (Original UND Kopie!) 2,60 ?,
Veranstalter: Seniorenbüro der Stadt Hanau

19 Uhr: Gespräch mit der als Kind im KZ Theresienstadt Gefangenen
Edith Erbrich

im DGB-Haus Am Freiheitsplatz 6, Veranst.: VVN-BdA Main-Kinzig in
Kooperation mit Frauenbüro der Stadt Hanau, DGB-Region Südosthessen

Dienstag, 17.03.

12-14 Uhr: Equal Pay Day-Aktion

am Forum Hanau, am Freiheitsplatz. Wir wollen sichtbar und öffentlich
machen, dass Frauen bis zu diesem Tag nach Jahresende weiterarbeiten
müssen, um das gleiche durchschnittliche Jahresgehalt wie Männer zu
bekommen. Lassen Sie sich überraschen und seien Sie dabei!
Veranstalter: Frauenbüro in Kooperation mit Evang. Frauenbildung der
Ev. Kirche Kurhessen-Waldeck, Ökumenisches Zentrum der EKKW und der
EKHN

15-16 Uhr: Einführungsworkshop "Achtsamkeit und Meditation" mit Karin
Schnaudt

im Quartiersbüro Freigerichtviertel, Freigerichtstr. 67. Vorherige
Anmeldung erforderlich! Tel.: 06181 988 48 34, Veranstalter:
Quartiersbüro Freigerichtviertel

16 Uhr: Film "Auf einmal ist alles ganz anders" Die Diagnose seltener
Fall von frühem Alzheimer

Im Ernst-Sopp-Haus der Martin-Luther-Anlage 8. Veranstalter: Vereinte
Martin-Luther- und Althanauer Hospitalstiftung

19 Uhr: Podiumsdiskussion "§219a streichen - für Selbstbestimmung bei
Schwangerschaftsabbruch!"

u.a. mit der Landtagsabgeordneten der Linken, Christina Böhm und der
Religionswissenschaftlerin Kathrin Harth. DGB-Haus, Sitzungszimmer 5.
OG, AM Freiheitsplatz 6. Veranstalter: Die Linke und DGB

Mittwoch, 18.03.

10-13 Uhr: Begegnungscafé im Stadtteilzentrum

Akademiestr. 3-5, mit der Gelegenheit zum Austauschen, Informieren,
Essen, Tanzen. Kulinarische Köstlichkeiten dürfen gern mitgebracht
werden. Veranstalter: Stadtteilzentrum Südost

12-14 Uhr: Kunstaktion auf dem Marktplatz "Alle Menschen werden
Schwestern/Brüder" mit Sanja Zivo


17 Uhr: Vortrag "Können Frauen in Deutschland selbstbestimmt
verhüten?" 

Jede Frau hat das Recht auf selbstbestimmte Familienplanung und
sexuelles Wohlbefinden! Vorherige Anmeldung erforderlich! Tel.: 06181 -
218 54. Pro familia Hanau, Vor dem Kanaltor 3. Veranst.: pro familia
Hanau e.V.

19 Uhr: Ausstellungseröffnung, Infos und Film "Rojava" JINWAR - ein
ökologisches Frauendorf im Herzen Rojavas in Nordsyrien

Ulanenplatz 6, Veranst.: Zentrum für Traumapädagogik der Welle gGmbH,
Solidarische Stadt Hanau

Donnerstag, 19.03.

17 Uhr: Vortrag "Weibliche Sexualität nach Krebs"

mit Sabine Liebeck von der Frauenklinik des städtischen Klinikums.
Klinikum Hanau, HB-Gebäude, 5. OG, Konferenzraum 115

Freitag, 20.03.


19 Uhr: Frauendisco


im Hans-Böckler-Haus, Veranstalter: aristanet

Samstag, 21.03. 

12-15 Uhr: Schnupperkurs Selbstverteidigung/Kickboxen

Frauenpower im AFS-DRAGONS CAVE/GYM mit Semiramis Özicel im AFS-
Fitnesstudio, Niddastr. 30.

17-19 Uhr: Yoga und Klang

Ca. 1 Stunde Yoga live mit Klängen von Handpans und anschließend
kleines Solo-Konzert mit Manuela Weiß und Petra Eisend. Mitzubringen
sind: Yogamatte, Kissen und Decke. Begrenzte Teilnehmerinnenzahl!
Kosten 16 ?, VVK Reservix.de oder Buchladen am Freiheitsplatz,
Abendkasse 18 ?. Remise Schloss Philippsruhe (rechtes Torgebäude),
Philippsruher Allee 45, Veranstalter: Kulturverein

19 Uhr: Theater "Loriot: Es saugt und bläst der Heinzelmann ? / Frauen
und Männer passen einfach nicht zusammen."

JUBIKUZ, Hans-Böckler-Haus, Kosten 12?, ermäßigt 8 Euro Veranstalter:
Theater Stückgut

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AKTION/211: Bocholt - Internationaler Frauentag. Wokshops zum Thema "Mein guter Auftritt ist meine Sache!", 06.03.2020


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Internationaler Frauentag: Wokshops zum Thema "Mein guter Auftritt
ist meine Sache!"

6. März 2020 ab 17 Uhr // Medienzentrum // Jetzt anmelden!



Bocholt (PID). Anlässlich des Internationalen Frauentages bietet die
Volkshochschule Bocholt-Rhede-Isselburg in Kooperation mit der
Gleichstellungsbeauftragten der Stadt Bocholt und des Frauen-
Netzwerkes Bocholt am Freitag, 6. März 2020, ab 17 Uhr im
Medienzentrum, Hindenburgstraße 5, viele spannende Workshops an. Die
Teilnahme an den Workshops ist frei, Anmeldungen über 
https://vhs-bocholt.de oder in der VHS-Geschäftsstelle, Südwall 4a, erforderlich.
Der Abend wird eröffnet von Astrid Schupp, Gleichstellungsbeauftragte
der Stadt Bocholt. Für das Wohl sorgen Ziporra Polak und Ruud Heezen.
Interessierte erhalten bei den Workshops Anregungen und Gelegenheiten,
den eigenen Auftritt zu verstärken. Damit die Teilnehmerinnen sich zu
mehreren Veranstaltungen anmelden können, wurden die Workshop-Zeiten
aufeinander abgestimmt. Interessierte werden gebeten, dies bei der
Anmeldung zu beachten.

Stimmige Female Power

Die Stimm- und Sprechcoachin Wibke Anton vermittelt in diesem
Präsentationsseminar wie man die eigenen Werkzeuge Haltung, Atem und
Stimme nutzen kann. Sie unterstützen die Teilnehmerinnen bei
zukünftigen Bewerbungsgesprächen, Präsentationen, Vorträgen und für
einen stimmigen Auftritt.

Kurs-Nr. 11701: 17:30 Uhr - 18:15 Uhr

Kurs-Nr. 11702: 18:30 Uhr - 19:15 Uhr

Kurs-Nr. 11703: 20:30 Uhr - 21:15 Uhr

ProfilPASS

Unter Leitung von Elisabeth Schmeinck und Bärbel Kemper machen die
Teilnehmerinnen einen ersten Schritt zum eigenen Kompetenz-Profil. "Du
kannst mehr als Du denkst" ist das Motto des Workshops.

Kurs-Nr. 11711: 17:30 Uhr - 18:15 Uhr

Kurs-Nr. 11712: 18:30 Uhr - 19:15 Uhr

Kurs-Nr. 11713: 20:30 Uhr - 21:15 Uhr

Führung durch die Stadtbibliothek

Auch die Stadtbibliothek unterstützt einen guten Auftritt. Egal ob
Fragen zu Bewerbungen, Kleidung, Körpersprache, Sachthemen oder auch
Imagebildung: In Büchern oder auch E-Books gibt es die Antworten.
Melanie Tenhumberg zeigt, wie Informationen und Medien in der
Stadtbibliothek gefunden werden können und erklärt, unter welchen
Konditionen man sich anmelden und die Medien ausleihen kann.

Kurs-Nr. 11721: 18:30 Uhr - 19:15 Uhr

Kurs-Nr. 11722: 20:30 Uhr - 21:15 Uhr

Ein Bild mit dir: Beeindrucke dich selbst!

Bei diesem kleinen Shooting unter Leitung von Gundula Bading kommt es
nicht darauf an, jemand anderen zu beeindrucken. Es geht darum, dass
man sich selbst auf seinem Foto mag.

Kurs-Nr. 11731: 17:30 Uhr - 18:15 Uhr

Kurs-Nr. 11732: 18:30 Uhr - 19:15 Uhr

Farbe, Stil und Image

Christel Hund, erfahrene Farb- und Stilberaterin, gibt Tipps und
verrät Tricks, die den eigenen Auftritt gelingen lassen. Die
Teilnehmerinnen werden gebeten, ein eigenes Outfit mitzubringen.

Kurs-Nr. 11741: 17:30 Uhr - 18:15 Uhr

Kurs-Nr. 11742: 18:30 Uhr - 19:15 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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LESUNG/6633: Hamburg - Nora Gomringer, neuer Gedichtband »Gottesanbieterin«, 31.03.2020


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2020

Dienstag, 31.3.2020, 19.30 Uhr

Nora Gomringer

stellt ihren neuen Gedichtband »Gottesanbieterin« vor



Immer öfter lässt sich Nora Gomringer die Gretchen-Frage stellen, sie
antwortet in Essays, Reden, Geschichten und natürlich: in Gedichten.
Das geschieht oft komisch und mit einem Augenzwinkern, ihr und jedes
Gläubigsein ist persönlich. Die Lyrikerin hat sich zuletzt mit
irdischen Ängsten, Krankheiten und Phänomenen des Oberflächlichen
beschäftigt, doch das Metaphysische wohnte dem schon immer inne - und
denken wir an Gomringers Wanderung mit einem lispelnden, über die
Einsamkeit des Menschen sprechenden Hermelin, so wundert es kaum, dass
erneut eine tierische Begegnung Auslöser für die in ihrem neuen Band
»Gottesanbieterin« (Voland & Quist) versammelten Gedichte ist. Schon
vor vielen Jahren traf die Dichterin auf eine riesige Heuschrecke im
US-amerikanischen Hinterhof ihrer damaligen Gastfamilie: die
Gottesanbeterin.

Es war diese einstündige Begegnung des Schweigens, die Gomringer zur
Hinterfragung des irdischen Seins und der Vielgestaltigkeit von
Religion gebracht hat, jenem »geschmacksverstärkenden, mal
verträglichen, mal unverträglichen Glutamat des Seins«.

Mit Lust, Tiefsinn und Humor, aber vor allem voller Leben zeigt Nora
Gomringer an diesem Abend in Bildern, Gesten und Worten die Parallelen
von Liturgie und Lyriklesung.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6632: Münster - Harald Gesterkamp, "Rückkehr nach Schapdetten", 04.03.20


Stadt Münster

"Rückkehr nach Schapdetten"

Lesung mit Harald Gesterkamp in der Stadtbücherei



Münster (SMS) Der in Münster geborene und aufgewachsene Autor und
Deutschlandfunk-Redakteur Harald Gesterkamp stellt in der
Stadtbücherei sein neues Buch "Rückkehr nach Schapdetten" vor. Die
Lesung beginnt am Mittwoch, 4. März, um 17 Uhr, in der Stadtbücherei
am Alten Steinweg. Der Eintritt ist frei.

Harald Gesterkamp schildert in dem Sammelband mit 20 Geschichten
bizarre Charaktere, denen man nicht unbedingt begegnen möchte. Er
erzählt Alltäglich-Abseitiges, das eine unerwartete Wendung nimmt und
manchmal tödlich endet. Mehrere Geschichten spielen in Münster und im
Münsterland - darunter die Titelgeschichte. Dabei geht es um einen
Mann, der nach vielen Jahren in sein westfälisches Heimatdorf
zurückkehrt und dort eine unheimliche Begegnung mit einem knorrigen
Landwirt hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.02.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSICHTEN/8911: Und morgen, den 03. März 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.03.2020 bis zum 04.03.2020 +++






[image: Jean-Luc 8911 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Von Regen zu Sonne,

Frosch Jean-Luc, der lacht,

weil er auf der Tonne

schon Freiübung macht.
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GRENZEN/177: Flüchtlingsschutz - "Noch zeitgemäß?" (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 2. März 2020

german-foreign-policy.com

Flüchtlingsschutz: "Noch zeitgemäß?"

Neue Polizeigewalt gegen Flüchtlinge an EU-Außengrenze. Experten warnen vor
endgültigem Bruch der Genfer Flüchtlingskonvention.



BRÜSSEL/ATHEN/SOFIA - Die EU verstärkt nach dem vorläufigen
Kollaps ihres Flüchtlingsabwehrpakts mit der Türkei die Abschottung der
griechischen und der bulgarischen Grenze. Nachdem Ankara am Wochenende den
Weg nach Griechenland für Flüchtlinge faktisch frei gemacht hat, hat die
Regierung in Athen Militär an die Grenze entsandt; die griechische Polizei
ist mit Knüppeln und Tränengas gegen mehr als 10.000 Flüchtlinge
vorgegangen. Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis hatte sein Vorgehen
zuvor mit Bundeskanzlerin Angela Merkel abgesprochen. Auch die Regierung
Bulgariens, die sich ihrerseits eng mit Berlin abstimmt, stellt nun
Soldaten für die Flüchtlingsabwehr bereit. EU-Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen hat die Entsendung zusätzlicher Einheiten der EU-Grenzbehörde
Frontex in Aussicht gestellt. Frontex wird vorgeworfen,
Menschenrechtsverletzungen gegenüber Flüchtlingen zu tolerieren. Experten
warnen, fortgesetzte EU-Völkerrechtsverstöße beim Flüchtlingsschutz, etwa
ungeprüfte Zurückweisungen an der Grenze, könnten zum endgültigen Bruch mit
der Genfer Flüchtlingskonvention führen.

Tränengas gegen Flüchtlinge

Dramatische Szenen spielten sich am Wochenende zum einen an der Landgrenze
der Türkei zu Griechenland ab. Dort harrten laut Angaben der Vereinten
Nationen am Sonntag zwischen 13.000 und 15.000 Flüchtlinge bei bitterer
Kälte unter freiem Himmel aus - in der Hoffnung, in der EU Schutz zu
erhalten. Griechische Polizisten riegelten die Grenze ab und gingen mit
Schlagstöcken, Tränengas und Blendgranaten gegen sie vor; laut offiziellen
Angaben hielten sie bis gestern Nachmittag rund 10.000 Flüchtlinge von der
Einreise ab. Die griechische Regierung hatte zuvor eine nicht bekannte Zahl
Soldaten an die Grenze entsandt, um deren Abschottung zu verstärken; von
Dutzenden Militärfahrzeugen auf dem Weg zu ihren Einsatzorten wurde
berichtet. Griechenlands Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis hatte, wie
verlautete, die Maßnahmen am Freitag telefonisch mit Bundeskanzlerin Angela
Merkel abgestimmt.[1] Einigen Flüchtlingen gelang es offenbar, die
meterhohen Stacheldrahtverhaue an der Grenze zu überwinden. Jedenfalls
berichtete die griechische Polizei, die im gesamten Grenzgebiet nach
unerwünschten Migranten fahndet, sie habe am Wochenende gut 150 Flüchtlinge
aufgegriffen. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, die angab,
sie sei mit Mitsotakis in ständigem Kontakt, stellte bereits am Samstag die
Entsendung neuer Frontex-Einheiten an die griechisch-türkische Landgrenze
in Aussicht. Mitsotakis hat gestern darüber hinaus angekündigt, das
Asylrecht in Griechenland für einen Monat außer Kraft zu setzen - ein
bislang beispielloser Akt.

Kriegsschiffe in der Ägäis

Dramatisch entwickelt sich die Lage auch auf mehreren griechischen Inseln
in der Ägäis. Auf Lesbos, Chios, Leros, Kos und Samos sind in Lagern, die
offiziell lediglich bis zu 6.200 Personen aufnehmen dürfen, schon jetzt
mehr als 40.000 Flüchtlinge untergebracht; sie leben dort unter
katastrophalen Bedingungen, die seit Jahren in internationalen Medien
Entsetzen hervorrufen.[2] Allein in dem berüchtigten Lager Moria auf
Lesbos, das für höchstens 2.200 Menschen ausgelegt ist, vegetieren 20.000
Flüchtlinge dahin - bei einer Gesamteinwohnerzahl der Insel von 85.000.
Dies entspräche einer Zahl von 20 Millionen Flüchtlingen in Deutschland.
Bis gestern Nachmittag trafen auf Lesbos rund 300, auf Samos 150 sowie auf
Chios annähernd 80 weitere Flüchtlinge ein; die Lage droht zu eskalieren.
Gestern hinderten Inselbewohner auf Lesbos Flüchtlinge daran, ihre Boote zu
verlassen, während andere den Zutritt zum Lager Moria blockierten.[3] Die
griechische Regierung hat die Kontrolltätigkeit von Küstenwache und
Kriegsmarine am Wochenende deutlich ausgebaut, um die Abschreckung
gegenüber potenziellen weiteren Flüchtlingen zu stärken; wie es heißt, sind
mehr als 50 Schiffe im Einsatz. Auch Frontex operiert in der Ägäis und
setzt dort unter anderem einen Zeppelin ein, um Flüchtlingsboote
aufzuspüren.[4] Zum selben Zweck sind auch NATO-Kriegsschiffe in der Ägäis
präsent, nicht nur unter Beteiligung der deutschen Marine, sondern auch
unter deutscher Führung.

Militär an der Grenze

Wie Griechenland schottet auch Bulgarien seine Grenze zur Türkei noch
härter ab als zuvor. Schon am Freitag hatte Ministerpräsident Bojko
Borissow angekündigt, die Gendarmerieeinheiten an der Grenze zu verstärken.
Verteidigungsminister Krassimir Karakatschanow hat zudem die Entsendung von
rund 1.000 Soldaten in Aussicht gestellt.[5] Borissow, mit dem
Kommissionspräsidentin von der Leyen laut eigenen Angaben gleichfalls
stetig Verbindung hält, will an diesem Montag mit dem türkischen
Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan über die Lage an der Grenze
konferieren; darüber stimmte er sich am gestrigen Sonntag telefonisch mit
Bundeskanzlerin Merkel ab. Die mögliche Entsendung von Militärs durch den
Verteidigungsminister in Sofia ist auch deshalb bemerkenswert, weil
Karakatschanow zugleich als Vorsitzender der extrem rechten Partei WMRO-BNB
amtiert, die der bulgarischen Regierung angehört. WMRO-BNB-Aktivisten
nahmen mehrmals an einem jährlichen Gedenkmarsch zur Erinnerung an den
bulgarischen NS-Kollaborateur Hristo Lukow teil [6]; Karakatschanow selbst
hat mehrmals die Auffassung vertreten, das westlich angrenzende
Nordmazedonien müsse eigentlich Teil Bulgariens sein [7]. In seinem
Ministerium wirkt weiterhin ein Abteilungsleiter namens Iwo Antonow, der
sich einst vor einem Wehrmachtspanzer aus dem Zweiten Weltkrieg
fotografieren ließ - den Hitlergruß zeigend (german-foreign-policy.com
berichtete [8]).

Misshandlungen toleriert

Die Beteiligung von Frontex-Personal an der Abschottung der
türkisch-griechischen und der türkisch-bulgarischen Grenze hat schon im
vergangenen Sommer Schlagzeilen gemacht. Damals wurde bekannt, dass
griechische, bulgarische sowie ungarische Grenzbeamte unter den Augen von
Frontex-Kollegen brutal gegen Flüchtlinge vorgingen. Sie setzten, so hieß
es in Medienberichten unter Berufung auf interne Frontex-Papiere, nicht nur
Schlagstöcke und Pfefferspray gegen sie ein; sie hetzten auch Hunde auf
sie. Von zahlreichen Menschenrechtsverletzungen war die Rede; so
schilderten die Frontex-Papiere "exzessive Gewaltanwendung" durch
Grenzbeamte, "Schlagen mit Draht" sowie die "Misshandlung von
Flüchtlingen".[9] Kürzlich wurde darüber hinaus berichtet, dass die
Frontex-Führung über die Menschenrechtsverletzungen in Kenntnis war,
aber nichts dagegen unternahm - obwohl eine interne Stelle der Behörde, die
sich um die Wahrung grundlegender Rechte kümmern soll, energisch darauf
drang.[10]

Bruch mit der Genfer Flüchtlingskonvention

Mit Blick auf die mit allen Mitteln durchgesetzte Komplettabschottung der
EU-Außengrenzen warnen Experten vor dem endgültigen Bruch mit der Genfer
Flüchtlingskonvention. Bereits "seit Jahren" seien illegale Push-Backs
durch EU-Staaten zu beklagen, "an der kroatisch-bosnischen" oder auch "an
der ungarisch-serbischen Grenze", konstatiert etwa Gerald Knaus, Mitgründer
und Vorsitzender der Denkfabrik European Stability Initiative mit Hauptsitz
in Berlin. Knaus gilt als Erfinder und Architekt des
EU-Flüchtlingsabwehrpakts mit der Türkei. "Das, was wir jetzt an der
griechischen Grenze sehen", stehe ebenfalls im "Widerspruch" zum
Völkerrecht, urteilt Knaus: "Menschen, die an Grenzen gestoppt werden",
dürften "nicht einfach ins Niemandsland zurückgestoßen werden".[11] "Im
Grunde" seien die kontinuierlichen Push-Backs an den EU-Außengrenzen Teil
"einer Diskussion darüber", ob völkerrechtliche Konventionen, die - wie zum
Beispiel Genfer Flüchtlingskonvention - "das Recht auf menschenwürdige
Behandlung an den Grenzen" beinhalteten, "noch zeitgemäß" seien. Immer mehr
EU-Staaten folgten der Politik etwa des ungarischen Ministerpräsidenten
Viktor Orbán, der die Abkehr von diesen Konventionen fordere. Man müsse
konstatieren, äußert Knaus, dass die Genfer Flüchtlingskonvention, die
jeder Person "das Recht auf menschenwürdige Prüfung" ihres Asylbegehrens
zusichere, "vor unseren Augen zerbricht". 2020 sei diesbezüglich "ein
entscheidendes Jahr".[12]

Wer die "regelbasierte Ordnung" unterhöhlt

Tatsächlich haben Berlin, die EU und diverse EU-Mitgliedstaaten zuletzt
immer häufiger Schritte eingeleitet oder zumindest vorgeschlagen, die mit
Normen des Völkerrechts zum Flüchtlingsschutz nicht vereinbar sind. Damit
untergräbt die Union, die sich gern zur tatkräftigen Befürworterin einer
"regelbasierten Ordnung" stilisiert, systematisch das internationale
Rechtssystem. german-foreign-policy.com berichtet in Kürze.
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 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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FORSCHUNG/212: Anthropologie - Networking von Jägern und Sammlern brachte die Menschheit voran (idw)


Universität Zürich - 28.02.2020

Networking von Jägern und Sammlern brachte die Menschheit voran



Bereits in der Steinzeit begann die Menschheit damit, eine komplexe
Kultur zu entwickeln. Der Auslöser dafür waren Interaktionen zwischen
verschiedenen Gruppen von Jägern und Sammlern, wie eine Studie der
Universität Zürich bestätigt. Die Forschenden kartierten das soziale
Netzwerk von modernen Jägern und Sammlern in den Philippinen und
simulierten damit die Erfindung eines Heilmittels.

Vor rund 300.000 Jahren lebten unsere Vorfahren in kleinen Verbänden als
Jäger und Sammler. In dieser Lebensweise liegt vermutlich die Wurzel für
den Erfolg der Menschheit. Denn damals fingen die Menschen an, ihr
individuelles Wissen untereinander auszutauschen, zu kombinieren und so
innovative Lösungen zu finden. Diese Fähigkeit unterscheidet uns von
unseren nächsten Verwandten, den Schimpansen.

Einen Einblick in diesen Prozess ermöglichen die wenigen noch heute als
Jäger und Sammler lebenden Gesellschaften - wie etwa die Agta auf den
Philippinen. Ein internationales Forscherteam hat nun das soziale Netzwerk
der Agta analysiert, um besser zu verstehen, wie Kultur in einem solchen
Umfeld entsteht. Die Studie wurde von Andrea Migliano und Lucio Vinicius
vom Institut für Anthropologie der Universität Zürich sowie Federico
Battiston von der Central European University in Budapest geleitet.

Gegenseitige Besuche statt Social Media

Die Forschenden statteten zunächst 53 erwachsene Agta, die in sieben
benachbarten Camps in einem Waldgebiet lebten, mit Tracking-Geräten aus.
Diese zeichneten einen Monat lang jede Begegnung zwischen den
Gruppenmitgliedern auf. Auf die gleiche Weise wurde auch eine an der Küste
lebende Gruppe erfasst.

Die Tracker dokumentierten in dieser Zeit tausende von Interaktionen und
lieferten ein umfassendes Bild der sozialen Struktur: Erwartungsgemäss
hatten die Menschen am meisten Kontakt mit den Bewohnern ihrer eigenen
Camps, doch es fanden auch fast täglich Besuche zwischen den verschiedenen
Lagern statt. «Man könnte sagen, diese Besuche sind die sozialen Medien
der Jäger und Sammler», sagt die Erstautorin Andrea Migliano, Professorin
für Anthropologie an der UZH. «Wenn wir eine Lösung für ein Problem
brauchen, gehen wir online und holen uns Informationen aus mehreren
Quellen. Die Agta nutzen ihr soziales Netzwerk auf genau die gleiche
Weise.»

Die Erfindung eines Heilmittels simulieren

Anschliessend erstellten die Forschenden ein Computer-Modell dieses
Netzwerks und simulierten damit die komplexe kulturelle Entwicklung eines
pflanzlichen Heilmittels. In dem fiktiven Szenario tauschen die Menschen
bei jeder Begegnung ihr Wissen über Heilpflanzen aus und kombinieren diese
zu besseren Medikamenten. So entsteht nach und nach über mehrere
Zwischenstufen ein hochwirksames neues Heilmittel. Die Simulation ergab,
dass im Durchschnitt etwa 250 (Waldcamps) bis 500 (Küstencamps) Runden an
sozialen Interaktionen für die Entwicklung des Heilmittels nötig sind.

Menschliche Interaktion beschleunigt Innovation

Im nächsten Schritt simulierten die Forschenden das gleiche Szenario mit
einem künstlich geschaffenen Netzwerk, bei dem alle Mitglieder
gleichzeitig alle Informationen erhalten und so immer auf dem gleichen
Stand sind. Überraschenderweise dauerte es unter diesen Bedingungen
länger, bis das neue Heilmittel gefunden war - es brauchte etwa 500 bis
700 Runden. Die Erklärung dafür: In einem idealen Netzwerk geht es immer
nur einen Schritt nach dem anderen voran. Dagegen können sich in einem
sozialen Netzwerk neue Erkenntnisse auch parallel in kleinen Grüppchen
entwickeln, was letztendlich für einen schnelleren Fortschritt sorgt.

«Unsere Resultate deuten also darauf hin, dass eine soziale Struktur aus
kleinen, miteinander vernetzten Gemeinschaften die kulturelle Entwicklung
unserer Vorfahren erleichtert hat, während sie sich innerhalb und
ausserhalb von Afrika ausbreiteten», resümiert der Letztautor Lucio
Vinicius, Senior Lecturer am Institut für Anthropologie der UZH.


Originalpublikation:

A. B. Migliano, F. Battiston, S. Viguier, A. E. Page, M. Dyble, R.
Schlaepfer, D. Smith, L. Astete, M. Ngales, J. Gomez-Gardenes, V. Latora,
L. Vinicius.

Hunter-gatherer multilevel sociality accelerates cumulative cultural
evolution.

Science Advances. 28 February 2020,

DOI: 10.1126/sciadv.aax5913

Weitere Informationen unter:

http://www.media.uzh.ch

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER - FIGURENTHEATER/235: Wertheim - Figurentheater spielt "So weit oben", 06.03.2020


Wertheim

Figurentheater spielt "So weit oben"

Am 6. März auf Einladung der Stadtbücherei



Wertheim. Das Figurentheater Pantaleon ist am Freitag, 6. März, in der
Stadtbücherei zu Gast. Gespielt wird das Stück "So weit oben" nach dem
Bilderbuch von Susanne Straßer. Das Theater für Kinder ab drei Jahren
beginnt um 15 Uhr.

Darum geht es in der Geschichte: Der Bär steht vor einem hohen Haus,
ganz weit oben ist ein Fenster offen, dort steht ein leckerer
Gugelhupf - ach, der Bär kann ihn nicht erreichen. Der leckere Duft
des Kuchens lockt ein Schwein, das flugs auf den Rücken des Bären
klettert, aber noch immer ist die Köstlichkeit unerreichbar. Es kommen
noch ein Hund und ein Hahn, ein Hase und ein Frosch - immer höher wird
die Räuberleiter, die Tiere recken und strecken sich - aber nein, es
reicht nicht! Da erscheint ein Junge im Fenster, nimmt den Kuchen und
schließt das Fenster. Vor Enttäuschung purzeln die Tiere übereinander,
da öffnet sich unten im Haus die Tür - gibt es doch noch Kuchen für
alle?

Gerade die Kleinsten können nachvollziehen, wie man sich fühlt, wenn
etwas unerreichbar ist und werden daher mit den Tieren mitfiebern.
Alexander Baginski setzt die bezaubernde Geschichte mit Tischfiguren
und Schauspiel um.

Eintrittskarten gibt es im Vorverkauf in der Stadtbücherei.
Familienpassinhaber erhalten eine Ermäßigung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.02.20

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFFEN/228: Hamburg - Gedankenflieger. Wie geht Gerechtigkeit? mit Anne Jaspersen, 24.03.2020


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2020

Dienstag, 24.3.2020, 09.00/11.00 Uhr

Gedankenflieger - Wie geht Gerechtigkeit?

Anne Jaspersen philosophiert mit Kindern über Gerechtigkeit



Blau ärgert sich, weil sie immer nur Himmel und Wasser malen darf,
Rosa fühlt sich in ihrer Rolle völlig falsch wahrgenommen und Grau
steht kurz vor dem Burnout - ständig soll er Elefanten malen. Orange
und Gelb sprechen nicht einmal mehr miteinander - warum nur? Einzig
Grün ist mit ihrem Schicksal zufrieden ... Die Farben beschließen,
sich zu wehren, und Duncan findet eines Morgens statt seiner
Buntstifte einen Stapel Briefe in seinem Malkasten.

Welche Gefühle Ungerechtigkeit auslöst und was Protest gegen
Ungerechtigkeit bewirken kann, wollen wir mit dem Bilderbuch »Der
Streik der Farben« von Drew Daywalt und Oliver Jeffers (NordSüd)
erfahren und diskutieren. Und dann natürlich im noch druckfrischen
Gedankenflieger-Magazin zum Thema »Gerechtigkeit« selber zum Stift
greifen und der Fantasie Flügel verleihen.

Die Kinderbuch- und Hörfunkautorin Anne Jaspersen leitet diesen
Gedankenflug und ist gespannt auf eure Ideen und Gedanken. Welchen
Stellenwert hat Gerechtigkeit im Kinderalltag, wie fühlt sich
Ungerechtigkeit an und gibt es überhaupt eine absolute Gerechtigkeit?
Was kann man konkret tun, wenn man sich ungerecht behandelt fühlt?

Selbstermächtigung statt Ohnmacht, dafür kann das Philosophieren
tatsächlich sehr nützlich sein. Probiert es aus - beim Selberdenken
mit den Gedankenfliegern!

In Kooperation mit der Bundeszentrale für politische Bildung

Information: ab 6

Eintritt: EUR 90,- pro Klasse

Anmeldung erforderlich: per E-Mail an gedankenflieger@literaturhaus-
hamburg.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSTELLUNG/9770: Unna - Form und Bewegung, Werke von Martin Willing, 01.03.-21.06.2020


Kreisstadt Unna

Form und Bewegung - Neue Ausstellung der Carlernst-Kürten-Stiftung
zeigt Werke von Martin Willing



Unna. Vom 01. März bis 21. Juni 2020 zeigt die Carlernst 
Kürten-Stiftung in den früheren Atelierräumen des Unnaer Bildhauers Carlernst
Kürten sich bewegende Objekte und Zeichnungen des Kölner Bildhauers
Martin Willing.

Das unmittelbare Erfahren der Kunstwerke, deren faszinierendes
Eigenleben keine Abbildung wiederzugeben vermag, ist in diesem Fall
unverzichtbar. Eine Berührung, ein Windhauch oder auch die
Erschütterung des Bodens beim Vorbeilaufen genügen, um Martin Willings
Werke in Bewegung zu versetzen. Die Kugeln, Würfel und andere
geometrischen Körper aus Metall schwingen, tanzen, wippen, kreisen.
Dabei verändert sich ihre Form immer wieder, bis sie in ihren
Ausgangszustand zurückkehren.

Für seine Werke nutzt Martin Willing allein das Material und seine
Eigenschaften. Mittels Biegen, Kanten, Löten, Schweißen und Vorspannen
bringt er ausgewählte Edelmetalle wie Duraluminium, Federstahl oder
Titan in eine Form, die zugleich geometrisch klar ist und die Bewegung
- somit auch die Formveränderung - ermöglicht.

"Ihre Form bestimmt ihre Bewegung! Ihre Bewegung offenbart uns ihre
Form!", so bringt der Bildhauer Martin Willing das Wesen seiner Werke,
die Verschränkung von Form und Bewegung, auf den Punkt.
Einen Einblick in den aufwendigen Schaffensprozess geben in der
Ausstellung neben den plastischen Objekten auch zugehörige
Ideenskizzen, Handzeichnungen und CAD-Zeichnungen, die nicht nur eine
eigene Ästhetik haben, sondern auch von den Berechnungen der Form und
ihres Verhaltens zeugen.

Martin Willing, geb. 1958 in Bocholt, studierte an der Kunstakademie
Münster bei Paul Isenrath. Seine Werke sind in Ausstellungen
renommierter Museen und Galerien sowie im öffentlichen Raum, etwa am
Fraunhofer-Zentrum in Kaiserslautern und dem Max-Planck-Institut für
Festkörperforschung in Stuttgart, zu erleben und Teil hochkarätiger
musealer und privater Sammlungen Konkreter Kunst.

Zur Ausstellung in Unna erscheint ein Katalog mit zahlreichen
Abbildungen älterer und aktueller Werke des Künstlers sowie zwei
Textbeiträgen in Deutsch und Englisch, die das Schaffen Martin
Willings aus kunsthistorischer Sicht beleuchten.

Führungen durch die Ausstellung - insbesondere auch für Schulklassen -
werden nach Absprache sehr gern angeboten.

Die Ausstellungseröffnung mit Katalogpräsentation findet am Sonntag,
01. März 2020, um 11 Uhr im Carlernst-Kürten-Haus statt.

Alle Infos auf einen Blick:

MARTIN WILLING

Form und Bewegung

Carlernst Kürten-Stiftung

Alte Heide-Schule

Hammer Straße 175

59425 Unna

Tel. +49 2303 9839443

info@carlernst-kuerten-stiftung.de

01. März - 21. Juni 2020

Öffnungszeiten:

Mittwoch und Sonntag 15:00 - 18:00 Uhr

Führungen und weitere Öffnungszeiten nach Vereinbarung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSTELLUNG/9769: Berlin - "bau1haus". Fotoausstellung von Jean Molitor, 02.-06.03.2020


Technische Universität Berlin

"bau1haus" - Einladung zur Fotoausstellung von Jean Molitor

Auf den Spuren des Bauhauses

Einladung zur Fotoausstellung "bau1haus" von Jean Molitor vom 2. bis 6.
März 2020 an der TU Berlin



Als Begleitung der 17. docomomo-Konferenz "Modern Movement and Digital
Challenges", auf der am 6. März 2020 in Berlin verschiedene Aspekte der
Digitalisierung in Bezug auf Archive, Museen, soziale Medien, Planungs-
sowie Gestaltungsinstrumente erörtert werden, zeigt das Architekturmuseum
der TU Berlin vom 2. bis 6. März 2020 eine Auswahl von Arbeiten des
Berliner Fotografen Jean Molitor, der sich auf die historischen Spuren des
Bauhauses gemacht hat. Für sein Projekt "bau1haus" hat Molitor die
Ästhetik der Bauhaus-Architektur in den Fokus genommen. Er sieht sie als
zentrales Element einer Epoche prägenden Bewegung in Architektur, Kunst
und Design, die aus dem Jugendstil in die Moderne führte. 21 Bauten aus
zehn Ländern, die der Fotograf seit 2009 aufgespürt hat, stehen
stellvertretend für ein Fotoprojekt, dessen Ziel es ist, globale
Zusammenhänge und den weltweiten Austausch der Moderne vor rund 100 Jahren
darzustellen. Es ist ein offenes Projekt, eine Plattform für Fachleute,
Kreative und andere, die sich für das Bauhaus und modernistische
Architektur rund um den Globus interessieren.

Sie sind herzlich zum Besuch der Ausstellung "bau1haus" eingeladen:

Zeit: 

2. bis 6. März 2020,

12.00 bis 16.00 Uhr, mittwochs 12.00 bis 18.00 Uhr

Ort: 

Technische Universität Berlin,

Architekturgebäude, Untergeschoss des Flachbaus,

Straße des 17. Juni 152, 10623 Berlin

Jean Molitor studierte künstlerische Fotografie an der Leipziger
Hochschule für Grafik bei Arno Fischer. Seit 1994 ist er freischaffender
Fotograf für Magazine, Zeitungen und Industrie. 2009 begann er sein
Projekt "bau1haus", für das er durch Afrika, Nord- und Südamerika, Europa
und den Nahen Osten reiste.

Nähere Informationen unter:

https://www.bauhausmoderne.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FÜHRUNG/1007: Kassel - Treffpunkt Senioren im Museum, "Geschichte der Kindheit. Was Bilder erzählen", 17.03.2020


documenta-Stadt Kassel

"Geschichte der Kindheit. Was Bilder erzählen": Senioren treffen
sich im Museum



"Geschichte der Kindheit. Was Bilder erzählen" ist Thema beim nächsten
Treffpunkt Senioren im Museum am Dienstag, 17. März, um 14.30 Uhr mit
Führungskraft Dr. Vera Leuschner im Schloss Wilhelmshöhe.

Die ca. einstündige Führung (Kosten 4,50 Euro) bietet neben den
Informationen auch die Möglichkeit, Anregungen und Kontakte
auszutauschen sowie das Thema im Anschluss zu vertiefen. Die
Führungen, ein gemeinsames Projekt des Referats für Altenhilfe, der
Museumslandschaft Hessen Kassel und der städtischen Museen, finden
jeden ersten und dritten Dienstag im Monat statt.

Die maximale Teilnehmerzahl liegt in den Schlössern bei 20, in den
Museen bei 25. Bei Bedarf gibt es zwei Führungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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GLEICHHEIT/7029: Krieg in Syrien eskaliert nach Angriff auf türkische Soldaten


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Krieg in Syrien eskaliert nach Angriff auf türkische Soldaten

Von Bill Van Auken

2. März 2020



Der Konflikt um die nordsyrische Provinz Idlib eskaliert. Allen Appellen
der Vereinten Nationen, der Nato und mehrerer Regierungen zum Trotz, weitet
sich die Konfrontation zwischen der Türkei und Russland immer mehr zum
offenen Krieg aus. Dadurch steigt die Gefahr eines katastrophalen
Weltkriegs.

Am 27. Februar wurden bei einem Angriff auf einen Konvoi nach offiziellen
Angaben 33 türkische Soldaten getötet (anderen Darstellung zufolge könnten
es bis zu 50 sein). Die türkische und die russische Seite, die in Syrien
diametral entgegengesetzte Ziele verfolgen, stellten den Hergang
unterschiedlich dar, und die Türkei reagierte mit Vergeltungsschlägen gegen
Einheiten der Syrischen Arabischen Armee.

Ein deutliches Anzeichen für die wachsende Kriegsgefahr war am Freitag, 28.
Februar, die Mitteilung der russischen Regierung, ihre Marine werde zwei
Kriegsschiffe mit Marschflugkörpern vom Typ Kalibr aus dem Schwarzen Meer
ins Mittelmeer verlegen. Sie werden gemeinsam mit einer ähnlich
bewaffneten, bereits dort stationierten Fregatte vor der syrischen Küste
operieren. Die drei Kriegsschiffe bedrohen unmittelbar 10.000 in Idlib
stationierte türkische Soldaten.

Am selben Freitag äußerten der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan und
der russische Präsident Wladimir Putin in einem Telefongespräch laut dem
Gesprächsprotokoll, das der Kreml anschließend veröffentlichte, die
"ernsthaften Bedenken" beider Länder wegen einer Eskalation des Konflikts
in Idlib. Von großer Bedeutung sei, wie es heißt, eine "effektivere
Koordination zwischen den Verteidigungsministerien Russlands und der
Türkei".

Ein Kreml-Sprecher gab außerdem bekannt, dass sich die beiden Präsidenten
in dieser Woche in Moskau treffen wollen, um die Krise zu entschärfen.

Allerdings widersprechen sich die Schilderungen des russischen und des
türkischen Verteidigungsministeriums über den Angriff vom Donnerstag. Zwar
stimmen beide Seiten darin überein, dass der Angriff nicht von russischer,
sondern von syrischer Seite ausgeführt worden sei. Die Türkei macht jedoch
einen Luftangriff für die Todesopfer verantwortlich (und die meisten
Bombenangriffe auf Idlib werden von russischen Kampfjets ausgeführt. Aus
Moskau wurde jedoch versichert, dass kein Flugzeug in diesem Gebiet
unterwegs gewesen sei.) Die russische Seite versicherte ihrerseits, ein
syrischer Artilleriebeschuss habe die Soldaten getötet. Dass beide Seiten
Syrien für den tödlichen Angriff verantwortlich machen, ist Ausdruck ihres
Bestrebens, eine direkte russisch-türkische Konfrontation zu vermeiden.

Die Türkei betonte, sie habe das russische Militär über die Position ihrer
Truppen informiert, und erklärte, diese Information sei von Moskau nicht an
die syrischen Regierungstruppen weitergegeben worden. Dazu sagte der
türkische Verteidigungsminister Hulusi Akar am Freitag: "Ich möchte
feststellen, dass sich während dieses Angriffs keine bewaffneten Gruppen in
der Nähe unserer Militäreinheiten befanden."

Aus dem russischen Verteidigungsministerium heißt es jedoch, die türkischen
Soldaten hätten sich "unter Kampfformationen terroristischer Gruppen"
bewegt und seien in ein Gebiet eingerückt, "in dem sie nicht hätten sein
dürfen". Zudem sei das russische Militär nicht gewarnt worden.

Der Angriff kam inmitten eines erbitterten Kampfs, den die Syrische
Arabische Armee gegen Milizen führte, die ihr mit türkischer Unterstützung
die Kontrolle über die Stadt Saraqeb streitig machen. Diese Stadt liegt an
einer strategisch wichtigen Autobahn zwischen der syrischen Hauptstadt
Damaskus und der zweitwichtigsten Stadt Syriens, Aleppo. Die syrischen
Regierungstruppen hatten Saraqeb Anfang letzter Woche eingenommen, aber die
"Rebellen" konnten sie erneut überrennen.

Die Regierungen in Ankara und Moskau werfen sich gegenseitig vor, gegen das
russisch-türkische Abkommen von Sotschi aus dem Jahr 2018 zu verstoßen.
Durch dieses wurde Idlib zur "entmilitarisierten Zone" erklärt, in der
Waffenstillstand herrschen müsse. In dieser Zone darf es kein schweres
Kriegsgerät, Raketensysteme und Granatwerfer und keine "radikalen Rebellen"
(im Gegensatz zu "gemäßigten" Rebellen) mehr geben.

Die Türkei wirft der syrischen Regierung und ihren wichtigsten Verbündeten,
Russland und Iran, vor sie habe das Abkommen verletzt, als sie eine
Offensive zur Rückeroberung großer Teile von Idlib führte. Russland dagegen
wirft der Türkei vor, die "radikalen" nicht von den "gemäßigten" Rebellen
zu trennen und beide Gruppen militärisch zu unterstützen und mit
bewaffneten Drohnen und Artillerie auszurüsten.

Die wichtigsten bewaffneten "Rebellen" in Idlib sind die Hayat Tahrir
al-Sham. Diese Gruppe, die unter Führung eines syrischen Ablegers von
al-Qaida steht, wird von den Vereinten Nationen als Terrororganisation
eingestuft. Der ehemalige US-Chefdiplomat des Feldzugs gegen den
Islamischer Staat, Brett McGurk, bezeichnete die Provinz Idlib als "die
größte al-Qaida-Zuflucht seit dem 11. September" und als "riesiges
Problem". Russland wiederum befürchtet, dass die al-Qaida-nahen Kräfte, die
in Idlib konzentriert sind, auch in den Kaukasus eindringen könnten, wo sie
Terrorismus schüren und das russische Staatsgebiet untergraben könnten.

Der türkische Verteidigungsminister Akar behauptete am Freitag, die Türkei
habe als Vergeltung für den Angriff auf seine Soldaten in Idlib mehr als
300 syrische Soldaten "neutralisiert" und Dutzende von syrischen
Hubschraubern, Panzern und Haubitzen zerstört.

Kurz darauf erklärte ein Sprecher der syrischen Regierung, die Türkei
verbreite übertriebene Behauptungen, um "die schwindende Moral der
Terroristen zu stärken".

Am selben Freitag, 28. Februar, fand auf Antrag der Türkei eine Diskussion
über den Konflikt in Idlib in der Nato und eine weitere im
UN-Sicherheitsrat statt.

Die Reaktion der Nato bestand aus Beileids- und Solidaritätserklärungen,
allerdings deutete sie keine nennenswerte Unterstützung für die türkischen
Operationen in Syrien an. Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg verurteilte
in einer Stellungnahme die "willkürlichen" Luftangriffe des syrischen
Regimes und der russischen Streitkräfte, rief aber alle Parteien in dieser
"gefährlichen Lage" zur Deeskalation auf.

Die amerikanische Nato-Botschafterin, Kay Bailey Hutchinson, erklärte zwar,
hinsichtlich Syrien sei "alles auf dem Tisch", betonte aber auch: "Ich
hoffe, dass Präsident Erdogan erkennt, dass wir in der Vergangenheit sein
Verbündeter waren und es in der Zukunft sein werden. Und sie müssen auf die
S-400 verzichten." Damit meinte sie die Entscheidung Ankaras, für 2,5
Milliarden Dollar russische Luftabwehrsysteme vom Typ S-400 zu kaufen.
Diese Entscheidung hatte dazu geführt, dass die USA und andere
Nato-Mitgliedsstaaten die Türkei beschuldigt hatten, sie würde aus dem
Einflussbereich des Bündnisses ausscheren und sich Russland anschließen.

Die Regierung Erdogan hat bestätigt, dass die USA ihrer Bitte um
Patriot-Raketenbatterien nicht nachgekommen sind. Mit diesen Raketen hätte
die Türkei Russland die Kontrolle über den syrischen Luftraum streitig
machen können. Zwei Tage vor dem Angriff auf die türkischen Truppen hatten
US-Verteidigungsminister Mark Esper und Generalstabschef Mark Milley vor
Kongressausschüssen erklärt, Washington habe nicht die Absicht, erneut in
den Bürgerkrieg in Syrien einzugreifen. Letztes Jahr hatten die USA ihre
Truppen von der syrisch-türkischen Grenze abgezogen. Allerdings befinden
sich immer noch 500 US-Soldaten in der nordostsyrischen Provinz Deir Ezzor.
Sie sollen offenbar die Kontrolle über die Ölfelder des Landes
sicherstellen und der Regierung in Damaskus den Zugang zu diesen
strategisch wichtigen Ressourcen verwehren.

In einer Art Erpressungsversuch gegenüber den europäischen Nato-Mächten gab
die türkische Regierung bekannt, sie werde die 3,5 Millionen Flüchtlinge in
ihrem Land nicht mehr an der Weiterreise nach Europa hindern, es sei denn,
Europa stelle sich im Syrienkonflikt ausdrücklich hinter Ankara. Seither
kursieren TV-Videos von Flüchtlingen in Booten und zu Fuß, welche die Ägäis
überqueren und die Grenzen zu Griechenland und Bulgarien überschreiten. Am
Wochenende setzte die griechische Polizei in der Demarkationszone zwischen
Griechenland und der Türkei Tränengas "zur Abschreckung" gegen Flüchtlinge
ein. Bulgarien begann, tausend Soldaten an die Grenze zu verlegen.

Großbritannien und andere Nato-Mächte erklärten auf der Sitzung des
UN-Sicherheitsrats ihre Solidarität mit der Türkei und verurteilten Syrien
und Russland. Der UN-Generalsekretär António Guterres warnte vor potenziell
"dramatischen Folgen", wenn es in Idlib weitere solche direkte militärische
Konfrontationen geben sollte. Er rief alle Seiten auf, "von einer weiteren
Eskalation abzusehen". Im Sicherheitsrat appellierte er, das Risiko einer
unkontrollierbaren Eskalation der Kämpfe "in Anbetracht der vielen
Soldaten, die in und um Idlib stationiert sind, nicht auf die leichte
Schulter zu nehmen".

Kurz zuvor hatte der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell eine ähnliche
Warnung geäußert. Auf Twitter schrieb Borrell, bei den Zusammenstößen in
Syrien bestehe das Risiko, "in eine große offene internationale
militärische Konfrontation zu rutschen".

Was die türkische Arbeiterklasse angeht, so lehnt sie die
Militärintervention der Erdogan-Regierung in Syrien zutiefst ab. Um eine
weitere Ausbreitung der Antikriegsstimmung zu verhindern, wurden am
Donnerstababend sogar die sozialen Netzwerke abgestellt.

Auch die türkischen Finanzmärkte reagieren beunruhigt auf die drohende
Eskalation des Konflikts mit Russland. Der Aktienindex Borsa Istanbul 100
sank am Freitag um zehn Prozent, und der Wert der türkischen Lira fiel den
fünften Tag in Folge. Erst kurz zuvor hatte sich die Türkei aufgrund von
Geschäften mit Russland von der jüngsten Rezession leicht erholt. So wurde
erst im Januar die Pipeline Turkstream eingeweiht, die russisches Gas durch
die Türkei nach Europa transportieren wird.

Die Gefahr besteht, dass der Syrienkonflikt in einen katastrophalen
Weltkrieg ausarten könnte. Sie ist sogar wesentlich größer, als die
Regierungen oder die Mainstreammedien einräumen. Letzte Woche
veröffentlichte die russische Nachrichtenwebsite Gaseta.ru eine Kolumne
ihres wichtigsten Militäranalysten, des ehemaligen Oberst Michail
Chodarenok. Dieser behauptete, falls Russland gegenüber der Türkei
nachgeben würde, wäre das ein "politisch-militärisches Fiasko", obwohl die
türkischen Streitkräfte in Idlib "zahlenmäßig und materiell deutlich
überlegen" seien. Seine Schlussfolgerung bestand darin, dass Russland sich
nur durchsetzen könne, wenn es mit dem Einsatz taktischer Atomwaffen drohe
oder diese sogar tatsächlich einsetze.

In Idlib entladen sich gewaltige Spannungen, die nicht von heute auf morgen
entstanden sind. Sie sind das Produkt des weltweit eskalierenden
Kriegskurses, dessen Wurzeln in der unlösbaren Krise des Weltkapitalismus
liegen. Ihre Ursache ist in erster Linie das Bestreben des 
US-Imperialismus, den Niedergang seiner Hegemonialstellung mit militärischen
Mitteln umzudrehen. Nur der Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung
der Arbeiterklasse im Nahen Osten und auf der ganzen Welt kann die Gefahr
bannen, dass dieser Konflikt in einen Weltkrieg zwischen Atommächten münden
könnte.
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Am Donnerstag endete bereits die erste Woche des Auslieferungsverfahrens
USA vs. Julian Assange im Amtsgericht Belmarsh. Richterin Vanessa Baraitser
wies einen Antrag der Verteidigung zurück, Assange neben seinen
Verteidigern sitzen zu lassen.

Baraitser erklärte, Assange müsse weiterhin in dem Anklagekäfig hinter
kugelsicheren Glasscheiben sitzen, wenn im Mai die Beweisphase beginnt. In
den USA droht Assange eine Anklage in mehreren Punkten nach dem Espionage
Act, weil er US-Kriegsverbrechen enthüllt hat. Es wird sogar befürchtet,
dass die Trump-Regierung ein Todesurteil anstrebt.

In der Nacht auf den Donnerstag hatten Assanges Anwälte in einer Eingabe an
Baraitser dargelegt, auf welche Weise das Recht ihres Klienten auf einen
fairen Prozess missachtet wird. Davor hatte Assange mutig vor Gericht
protestiert [1].

In der Eingabe werden folgende Kritikpunkte an der jetzigen Situation
aufgezählt: "i) Die räumliche Anordnung im Gerichtssaal und die Distanz
zwischen Assange und seinen Verteidigern; ii) die starke Belegung des
Gerichts, so dass sich die Verteidigung nicht frei bewegen kann, um
Anweisungen zu erhalten oder Ratschläge zu geben; iii) die schlechte
Akustik und Verstärkung der Geräuschkulisse besonders hinter Glas und nahe
der hörbaren Proteste; iv) die Sicherheitsmaßnahmen rund um die Anklagebank
im Woolwich Crown Court, die es unmöglich machen, Notizen und vertrauliche
Instruktionen auszutauschen; v) der eingeschränkte Zugang zu Treffen mit
den Anwälten außerhalb der Sitzungszeiten, und vi) Assanges prekäre
psychische Verletzlichkeit, seine anhaltende Medikation und die erhöhte
emotionale Belastung durch das Verfahren. Das Gericht ist sich darüber
bewusst."

Baraitser reagierte darauf offen bösartig. Sie wies alle Bedenken zurück
und erklärte Assange und seinen Anwälten: "Sie hatten bisher überhaupt
keine Schwierigkeiten."

Assanges Kronanwalt (QC) Mark Summers ging in seiner Erklärung zu der
Eingabe auf die Ansichten führender juristischer Autoritäten ein, u.a. des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte. Dieser hatte bei einem
früheren Fall in Russland erklärt, dass solche Glaskästen ein Verstoß gegen
das grundlegende Recht der Angeklagten auf ein rechtsstaatliches Verfahren
seien.

Solche Anklagekäfige hinter Panzerglas, die die Angeklagten vom Rest des
Gerichts isolieren, gibt es in England erst seit relativ kurzer Zeit. Sie
wurden zwar schon in den 1970ern eingeführt, in ihrer derzeitigen Form als
separate, verglaste Räume, gibt es sie jedoch erst seit Anfang der 2000er
Jahre. In vielen anderen Justizsystemen, auch in den USA, sitzen selbst
Personen, die wegen Gewaltverbrechen angeklagt sind, neben ihren
Verteidigern. Das ist kein unwichtiger Bestandteil der Unschuldsvermutung.

Einen Tag zuvor hatte Baraitser behauptet, sie habe keine Befugnis, Assange
zu erlauben, neben seinen Anwälten zu sitzen. Aber Summers nannte mehrere
gegenteilige Präzedenzfälle und machte deutlich, dass ein Distriktrichter
am Amtsgericht sehr wohl die "Befugnis durch das Common Law besitzt, den
Ablauf des unter ihm stattfindenden Verfahrens zu bestimmen".

Baraitser hatte außerdem behauptet, sie müsse erst die Risiken abschätzen,
ehe sie Assange erlauben könne, im Hauptbereich des Gerichtssaals zu
sitzen. Seine Anwälte erklärten in ihrer Eingabe an Baraitser: "Dieses
Gericht ist weder aufgefordert noch verpflichtet, eine 'Risikobewertung' zu
Assanges Anwesenheit im Hauptbereich des Gerichtssaals durchzuführen."

Summers erklärte gegenüber Baraitser: "In Terrorismusfällen, in denen
Rechtsanwälte beteiligt waren, haben Gefangene der Kategorie AA wochenlang
mitten in diesem Gerichtssaal ausgesagt." Assange ist Gefangener der
Kategorie B, eine Bezeichnung für Angeklagte, von denen nur ein geringes
Risiko ausgeht.

Baraitser hatte außerdem behauptet, die Gewahrsamskette würde unterbrochen,
wenn Assange im Hauptbereich des Gerichtssaals sitzen würde. Sie fragte
Assanges Verteidiger sogar, ob sie einen Antrag auf Kaution stellen
wollten. Summers wies diese bewusste Verwirrungstaktik zurück und nannte
Präzedenzfälle, aus denen hervorgeht, dass sich "Gewahrsam" auf jeden Ort
im Gerichtsgebäude bezieht, weil der Angeklagte überall im Gefängnis unter
strikter Kontrolle steht: "Sobald er einmal in Gewahrsam ist, gibt es
keinen Unterschied zwischen der abgetrennten Anklagebox und dem 
Belmarsh-Woolwich-Tunnel oder einem Gefangenentransport."

Die Eingabe von Assanges Anwälten macht unzweideutig klar: Assanges Recht
auf ein ordnungsgemäßes Verfahren wird verletzt, und das Recht auf einen
fairen Prozess wird ihm vorenthalten. Doch Baraitser wies sämtliche Punkte
von Summers zurück. Sie gab zwar zu, dass sie die Befugnis habe, über das
Gerichtsverfahren zu bestimmen, verweigerte Assange jedoch trotzdem das
Recht, bei seinen Anwälten zu sitzen. Sie rasselte eine vorbereitete
Antwort auf die Eingabe der Verteidigung herunter und erklärte zuletzt:
"Mir ist kein besonderer Aspekt Ihres Zustandes bewusst, der es erfordert,
dass Sie die Anklagebox verlassen und neben Ihren Anwälten sitzen müssten."

Das war eine glatte Lüge. Nur drei Tage zuvor hatten Assanges Anwälte vor
Gericht aus den medizinischen Gutachten von Professor Kopelman und Dr.
Sondra Crosby zitiert, laut denen Assange an schwerer Depression und einem
labilen Gesundheitszustand leidet, der sogar lebensbedrohend ist. Nur einen
Tag zuvor hatte Baraitser vor Gericht erklärt, Assange stehe unter
Medikamenten und habe Konzentrationsprobleme.

Am Donnerstagmorgen wurde weiter über die Definition von politischen
Vergehen und dem Verbot einer Auslieferung aus politischen Gründen
argumentiert, welches das britisch-amerikanische Auslieferungsabkommen
vorsieht.

Die Verteidigung argumentierte, dass Spionage allgemein als "rein
politisches Vergehen" gelte. Deshalb verbietet sich jede Auslieferung wegen
dieses Vorwurfs.

Staatsanwalt James Lewis QC sagte als Reaktion darauf, es gebe im
englischen Recht keine "klaren Vorgaben", was ein "rein" politisches
Vergehen sei. Um festzustellen, ob ein Vergehen politisch sei, müsse man
"immer den Zweck des Verbrechens betrachten".

Man müsse untersuchen, ob das Vergehen darauf abziele, "die Regierung zu
stürzen oder zu verändern oder sie dazu zu bringen, ihre Politik zu
ändern". Laut der Staatsanwaltschaft kommen die Anklagepunkte gegen Assange
"nicht eine Million Meilen in die Nähe dieser Definition".

Lewis bezeichnete die Frage, ob das angebliche Verhalten, dessen Assange
angeklagt wird, ein politisches Vergehen sei, als irrelevant. Er
wiederholte die Argumente der Staatsanwaltschaft zu Beginn des Verfahrens
und erklärte, da das Auslieferungsgesetz von 2003 die Ausnahme für
politische Vergehen in den Auslieferungsgesetzen von 1989 und 1870
abgeschafft habe, könne Assange diesen Schutz nicht für sich beanspruchen.

Assanges Anwalt Edward Fitzgerald QC ging direkt auf die Absurdität dieser
juristischen Haarspalterei ein: "Wer einen Moment innehält, wird erkennen,
dass wir uns in einer ziemlichen seltsamen Alice-im-Wunderland-Situation
befinden", und die Staatsanwaltschaft führe hier wirklich "bizarre
Argumente" an. Während sie behaupte, das Gesetz von 2003 sei das letzte
Wort in dieser Angelegenheit, habe sich schon mehrfach herausgestellt, wie
Fitzgerald überzeugend darlegte, dass dieses Gesetz "alles andere als
allumfassend ist ... Das Parlament kann nie alle Umstände voraussehen, die
sich künftig ergeben werden."

Fitzgerald fuhr fort, Gerichtsurteile böten bestimmte Rechtsmittel, die
nicht zwangsläufig im Wortlaut des Gesetzestextes enthalten sein müssten.
Bestimmte Prinzipien, wie das Völkerrecht, seien darin enthalten und würden
vorausgesetzt.

Über die Definition, was ein politisches Verbrechen sei, erklärte
Fitzgerald, dass allein die Vorwürfe gegen Assange nach den Maßstäben der
Staatsanwaltschaft ausdrücklich politisch seien.

Baraitser widersprach Fitzgerald und fragte, warum denn Assanges Taten
angeblich darauf abzielten, die Regierungspolitik zu ändern, und nicht
einfach Informationen der Regierung zu enthüllen. Fitzgerald antwortete
darauf: "Diese beiden Dinge sind eng miteinander verbunden ... Man hat die
Spielregeln offengelegt und nachgewiesen, dass die begangenen
Kriegsverbrechen gegen die eigenen Regeln verstoßen."

Er erklärte, dies entspreche "genau der Definition, 'eine Regierung dazu zu
bringen, ihre Politik zu ändern' ... Welchen anderen Zweck hätte das sonst
haben sollen? ... WikiLeaks hat nicht nur versucht, Veränderungen zu
bewirken, sondern dies auch geschafft. Das war einer der Hauptgründe, warum
die Politik geändert wurde. Das stand hinter dem Rückzug [aus dem Irak]."

Das Auslieferungsverfahren wird am 18. Mai fortgesetzt. Am 25. März wird am
Amtsgericht von Westminster um 10 Uhr morgens eine kurze
Verwaltungsanhörung stattfinden. Für den 7. April wurde, ebenfalls um 10
Uhr, eine Fallmanagement-Anhörung am Woolwich Crown Court anberaumt.

Kristinn Hrafnsson
Nach der Anhörung erklärte WikiLeaks-Chefredakteur Kristinn Hrafnsson vor
der Presse: "Die Verhandlung endete mit einer großen und empörenden
Enttäuschung. Die Richterin hat trotz überwältigender Argumente für Julian
beschlossen, diesem nicht zu erlauben, aus seinem Glaskäfig herauszukommen
und bei den Verteidigern zu sitzen, wenn die Anhörungen im Mai weitergehen.
Ich nenne das einen Skandal, denn seine Anwälte haben Entscheidungen des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in Straßburg vorgelegt, bei
denen unter ähnlichen Umständen entschieden wurde, dass es völlig gegen die
Prinzipien eines fairen Prozesses verstößt, eine Person in einem Glaskäfig
zu halten.

Es ist ein Skandal, dass die Richterin nur eine vorbereitete Erklärung
verliest, nachdem die Anwälte dieses wirklich friedfertigen Intellektuellen
eine Stunde lang für sein Recht argumentiert haben, bei seinen Anwälten im
Gerichtssaal sitzen zu dürfen.

Nach diesen vier Tagen haben wir also wieder einmal deutliche Anzeichen
dafür, dass es bei diesem Prozess nicht fair zugeht. Julian kann in diesem
Gericht nicht auf Fairness hoffen, und ich bin wirklich wütend. Es wurden
Beispiele dafür angeführt, dass es auf der ganzen Welt allgemein üblich ist
und der Würde und der Fairness entspricht, dass ein Angeklagter neben
seinem Anwalt sitzt.

Selbst in Amerika sitzen angeklagte Mörder vor Gericht ohne Fesseln neben
ihren Anwälten. In diesem Fall wird ein Herausgeber und Journalist, der
gegen seine Auslieferung kämpft, in einen Glaskäfig gesteckt. Unter diesen
Bedingungen und mit der offensichtlichen Voreingenommenheit der Richterin
ist ein fairer Prozess für ihn unmöglich.

Diese Woche ist sehr trostlos zu Ende gegangen, und sie gibt uns keine
Hoffnung, dass in diesem Gericht Fairness walten wird."

Jennifer Robinson
Jennifer Robinson, führendes Mitglied von Assanges Verteidigerteam,
erklärte den Medien: "Wie Sie heute Nachmittag gehört haben, hat Assange
beträchtliche Schwierigkeiten, an diesem Verfahren teilzunehmen. Er darf
seinen Anwälten nicht auf vertrauliche und sichere Weise Notizen zukommen
lassen, er darf keine Klarstellungen von seinen Anwälten einholen oder
während des Verfahrens Anweisungen geben. Die Richterin hat ihm verboten,
die Anklagebox zu verlassen und ordentlich an der Verhandlung teilzunehmen.
Das weckt natürlich ernsthafte Bedenken in Bezug auf sein Recht auf einen
fairen Prozess und seine Fähigkeit, angemessen teilzunehmen und sich zu
verteidigen.

Diese Woche war wirklich wichtig bei der Darlegung der Argumente der
Verteidigung. Man hört endlich, wie die USA in ihrer Anklage die Fakten
verzerrt haben, um seine Auslieferung zu rechtfertigen. Und das natürlich
in einem beispiellosen Fall: Es ist das erste Mal, dass das
Auslieferungsgesetz gegen einen Herausgeber angewandt wird. Ein
Auslieferungsantrag wurde gestellt, weil er Beweise für Kriegsverbrechen,
Menschenrechtsverletzungen und Korruption auf der ganzen Welt
veröffentlicht hat.

Wir haben diese Woche gehört, dass WikiLeaks dieses Material veröffentlicht
hat, nachdem Chelsea Manning es WikiLeaks übergeben hatte. Manning sagte in
ihrem eigenen Prozess in den USA, sie habe es aus Gewissensgründen getan,
wegen der Kriegsverbrechen, die sie selbst erlebt hatte, und die sie mit
ihrem Material entlarven konnte.

Dieses Verfahren schafft einen schrecklichen Präzedenzfall für die
Pressefreiheit. Angesichts dessen, was wir heute gehört haben, sind wir in
Bezug auf den Prozess sehr besorgt. Und es ist wichtig, dass wir diese
Entwicklungen bis Mai verfolgen."


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2020/02/28/assa-f28.html
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Tausend Nadelstiche

von Ulla Jelpke



"Die arabische Gefahr" - so lautet der reißerische Titel eines Buches,
das derzeit in vielen Buchhandlungen stapelweise ausliegt. Anders, als
der Titel nahelegt, geht es nicht um die Lage im Mittleren Osten,
sondern um das Phänomen der Clankriminalität in Deutschland. Oder,
besser gesagt, der sogenannten Clankriminalität. Denn schon der
Begriff ist stigmatisierend und tendenziell rassistisch. Schließlich
können nur Taten kriminell sein, aber nicht ganze Familien oder
ethnische Gruppen. Genau das aber suggeriert eine sensationsheischende
mediale Berichterstattung über "kriminelle arabische Großfamilien",
die Straftaten auf eine ethnische oder familiäre Herkunft zurückführt.

Im "Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 2018" definiert das
Bundeskriminalamt erstmals Clankriminalität als "Kriminalität von
Mitgliedern ethnisch abgeschotteter Subkulturen". Als Merkmale werden
eine "starke Ausrichtung auf die zumeist patriarchalisch-hierarchisch
geprägte Familienstruktur" sowie eine "mangelnde
Integrationsbereitschaft mit Aspekten einer räumlichen Konzentration"
genannt. Gemeint sind insbesondere Angehörige der ethnischen Gruppe
der Mhallamiye libanesischer oder palästinensischer Herkunft. Hierbei
handelt es sich um eine ursprünglich aus der Region um Mardin in der
Südosttürkei in den 1920er bis 1940er Jahren aufgrund der
Zwangstürkisierungspolitik des kemalistischen Staates in den Libanon
migrierte arabischsprachige Volksgruppe. Im Libanon lebten die
Angehörigen dieser Gruppe vielfach als Staatenlose marginalisiert am
unteren Ende der Gesellschaft. Ab Mitte der 1970er Jahre kamen sie
nach Angriffen rechter christlicher Milizen auf ihre Wohngebiete im
Libanon als Bürgerkriegsflüchtlinge nach Deutschland. Doch hier wurden
sie erneut ausgegrenzt. Weil ihre Staatsbürgerschaft vielfach
ungeklärt war, bekamen sie kein Asyl, sondern wurden in eine
Kettenduldung geschoben. Über Jahrzehnte mussten sie alle paar Monate
ihre Duldung bei der Ausländerbehörde verlängern lassen und dabei
immer mit der Angst leben, keine Verlängerung zu bekommen und in den
Libanon abgeschoben zu werden. Eine normale Ausbildung oder eine
Anstellung, um den eigenen Lebensunterhalt zu verdienen, war aufgrund
der Duldung nur schwer zu erlangen, wenn nicht in vielen Fällen gar
unmöglich. Und wo der deutsche Staat keine ausreichende soziale und
Aufenthaltssicherheit gewährleisten wollte, wurde die Familie wie
schon im Libanon zum primären sozialen Auffangbecken. Dass einige der
Einwanderer aus dem Libanon in einer solchen Situation versuchen, auf
andere Weise zu einem Einkommen zu gelangen und in die Kriminalität
abgleiten, ist damit soziologisch nachvollziehbar und juristisch
selbstverständlich zu verfolgen. Das Problem sogenannter
Clankriminalität ist damit eindeutig hausgemacht und als Folge einer
verfehlten Integrationspolitik der letzten vier Jahrzehnte anzusehen.

Wer einen der bekannten, weil von den Medien mit "Clankriminalität" in
Verbindung gebrachten Nachnamen trägt, hat es in der Regel schwer bei
der Wohnungs-, Ausbildungsplatz- und Arbeitssuche sowie bei
Verkehrskontrollen der Polizei. Unbescholtene Familienmitglieder
werden so in Sippenhaft für ihre auf die schiefe Bahn geratenen
Angehörigen genommen und damit am Ende erst aufgrund von
Perspektivlosigkeit in deren Arme getrieben. Zur öffentlichen
Stigmatisierung und der Wahrnehmung als vermeintliche Gefahr tragen
vor allem medial inszenierte Großrazzien gegen "Clankriminalität" in
stark migrantisch geprägten Stadtbezirken wie Berlin-Neukölln aber
auch im Ruhrgebiet bei.

Die Antwort des Berliner Senats auf eine parlamentarische Anfrage der
Linken-Abgeordneten Niklas Schrader und Anne Helm zu den Razzien in
Neukölln ist bezeichnend. Allein zwischen Mai und September kam es
demnach zu 14 Großrazzien gegen vermeintliche Clankriminalität in
Neukölln. Beteiligt waren insgesamt 772 zum Teil schwerbewaffnete
Einsatzkräfte, darunter neben solchen von der Berliner Polizei auch
solche von der Bundespolizei, dem Finanzamt, dem Ordnungsamt und dem
Zoll, die zusammen auf fast 4.400 Einsatzkräftestunden kamen.
Kontrolliert wurden "insgesamt 978 Personen, 72 Lokale, 385
Kraftfahrzeuge und 22 sonstige Objekte". Was aber kam bei diesen in
der Regel von einem Aufgebot der vorher informierten Presse und von
Lokalpolitikern begleiteten Razzien heraus? 197 Ordnungswidrigkeiten
wie Verstöße gegen ordnungsgemäße Kassenführung oder das
Nichtrauchergesetz, etwa weil sich unter 18-Jährige in den
Raucherkneipen aufhielten. Lediglich 56 Mal ergab sich der Verdacht
auf eine Straftat. Es handelte sich vor allem um Delikte wie geringen
Drogenbesitz bei Besuchern von Bars, Beleidigung der rabiat
vorgehenden Einsatzkräfte oder Fahren ohne Fahrerlaubnis. Nur in
Ausnahmefällen wurden Waffen gefunden, und manchmal wurde unverzollter
Tabak sichergestellt. Mehrfach wurde schließlich eine zu hohe
Kohlenmonoxidkonzentration in Shisha-Bars gemessen. Das ist
gesundheitsgefährdend, hat aber mit Organisierter Kriminalität ebenso
wenig zu tun wie die anderen festgestellten Delikte. Das aber erwarten
die politisch Verantwortlichen für diese Razzien, die es auch in
Nordrhein-Westfalen und anderen Bundesländern gibt, anscheinend gar
nicht. Als "Taktik der 100 Nadelstiche" bezeichnet der
nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul (CDU), auf den
dieses Vorgehen zurückgeht, die koordinierten Kontrollen und Razzien
durch Polizei, Zoll und Finanzämter in Geschäftsräumen und Bars. Ziel
ist es laut Reul, "einfach Unruhe in dieses Publikum zu bringen".

Politiker wie Reul oder der Neuköllner Bezirksbürgermeister Martin
Hikel (SPD) inszenieren sich mit solchen Machtdemonstrationen
gegenüber der medial aufgehetzten Öffentlichkeit als "Saubermänner".
Doch für die migrantischen Besitzer der immer wieder von
schwerbewaffneten Polizisten vor laufenden Fernsehkameras gestürmten
Lokale und Läden ist das Vorgehen, das ihre Kunden abschreckt,
existenzgefährdend. Und für ihre damit unter Generalverdacht
gestellten Besucher, die wie Schwerverbrecher behandelt werden, ist es
schlicht diskriminierend.

An dieser Stelle soll nicht verhehlt werden, dass Organisierte
Kriminalität in Deutschland alljährlich große Schäden anrichtet. Und
auch einige Mitglieder sogenannter Clanfamilien haben sich vieler, zum
Teil schwerster Straftaten schuldig gemacht. Hier ist es notwendig,
mit allen rechtsstaatlichen Mitteln vorzugehen und die Kriminellen
dort zu treffen, wo es ihnen auch weh tut - nämlich bei ihren
Finanzen. Doch als Nadelstiche verharmloste Rundumschläge mit der
Brechstange sind mit Sicherheit der falsche Weg.

Und wenn wir schon von der von "Clankriminalität" sprechen wollen,
dann sollten wir auch einmal über deutsche Familienclans sprechen, die
durch Kolonialkriege, Kriegsproduktion und durch die Ausbeutung von
Zwangsarbeit reich wurden. Sprechen wir beispielsweise einmal über den
Hohenzollern-Clan, der die Dreistigkeit besitzt, nun seine aufgrund
seiner Kollaboration mit den Nazis enteigneten Schlösser
zurückzufordern.
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Z/273: Zu Rosa Luxemburgs "Die Akkumulation des Kapitals"
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Zu Rosa Luxemburgs "Die Akkumulation des Kapitals"(*)

von Eduard März



Rosa Luxemburgs opus magnum, 'Die Akkumulation des Kapitals', ist
knapp vor dem ersten Weltkrieg erschienen, das heißt am Ende einer
Periode, die wir als die geistige Blütezeit der ersten nach-Marxschen
sozialistischen Generation betrachten müssen. Es genügt, an Namen wie
Kautsky, Hilferding, Liebknecht, Bernstein, Lenin, Plechanow,
Trotzky, Bauer, Renner und Max Adler zu erinnern, um vor unserem
geistigen Auge ein Bild des gewaltigen Ringens erstehen zu lassen,
das den Verlauf der europäischen Geschichte in diesem Jahrhundert so
maßgeblich beeinflußt hat.

Wer sich die Mühe nimmt, um in den theoretischen Organen der
deutschen Sozialdemokratie aus jener Zeit zu blättern, wird sich kaum
des Eindrucks erwehren können, daß das Werk Rosa Luxemburgs eine eher
ungünstige Aufnahme bei den Kritikern fand.[1]

Und dies war natürlich kein Zufall. Denn obwohl Bernstein und seine
Waffenbrüder in den Auseinandersetzungen um die Jahrhundertwende eine
deutliche Schlappe hinnehmen mußten, hatte sich das geistige Klima in
der deutschen Arbeiterbewegung im Verlauf der nächsten Dekade
gründlich geändert. Man bekannte sich wohl anläßlich von
Festtagsreden zu den Zielen der 'sozialen Revolution', aber die
tägliche Praxis stand unverkennbar im Dienst der 'sozialen Reform'.
Kein Wunder, daß man sich gegenüber der Luxemburgschen Perspektive -
der Kapitalismus bereite unter immer heftigeren Konvulsionen seinen
eigenen Untergang vor[2] - im großen und ganzen ablehnend verhielt.
Kaum zwei Jahre nach diesem Ausspruch Luxemburgs kam es in der Tat zu
einer der heftigsten 'Konvulsionen' in der Geschichte des
Kapitalismus, nämlich zum ersten Weltkrieg.

Auch in der Zwischenkriegsperiode - in der Zeit des ersten
sozialistischen Planungsexperiments, der kolonialen Erhebungen und
der Wirtschaftskrise - war das Schicksal dem Buch Rosas kaum gnädiger
gesinnt. Ihr einziger bedeutender theoretischer Nachfahre, Fritz
Sternberg, stieß auf heftigen und beinahe ungeteilten Widerspruch.[3]
Allerdings muß die Leistung Sternbergs weitaus geringer bewertet
werden als die der großen Luxemburg. Selbst im Jahre 1942, als
bereits der zweite Weltkrieg unterwegs war, erteilte Paul Sweezy,
einer der bedeutendsten marxistischen Theoretiker unserer Generation,
dem Werke Luxemburgs eine eher schlechte Zensur. Auch er stieß in das
Horn seiner kritischen Vorgänger, indem er Luxemburg eine
mechanistische Zusammenbruchstheorie zuschrieb.[4]

In den Dreißigerjahren bahnte sich jedoch eine Wandlung in der
wissenschaftlichen Wertung des Luxemburgschen Hauptwerkes an. Der
Anstoß dazu kam interessanterweise nicht vom marxistischen Lager,
sondern von einer Gruppe von Nationalökonomen, die man als linke
'Keynesianer' zu bezeichnen pflegt. Es war vor allem Michael Kalecki,
der in einem Essay auf die geistige Verwandtschaft zwischen Luxemburg
und Keynes hinwies.[5] In einem ähnlichen Sinn interpretiert auch die
geniale englische Theoretikerin Joan Robinson die Leistung Rosa
Luxemburgs in ihrem Vorwort zur englischen Ausgabe der 'Akkumulation
des Kapitals'.[6] Fast auf jeder Seite der 'Akkumulation des
Kapitals', wo Luxemburg die Lösung eines diffizilen theoretischen
Problems versucht, verspürt man das geradezu explosive, revolutionäre
Temperament der Autorin. Ähnlich wie ihr großer Lehrmeister Karl
Marx, wirkt auch sie um das Knochengerüst der Theorie das lebendige
Gewebe der politischen Praxis und der geschichtlichen Erfahrung. Zu
den Höhepunkten des Buches gehören die Kapitel über die
kapitalistische Durchdringung der vorkapitalistischen Räume.
Insbesondere die Schilderung des Leidensweges der ägyptischen
Fellahim in den letzten Jahrzehnten des vergangenen Jahrhunderts muß
als eine der großen Leistungen der marxistischen Geschichtsschreibung
gewertet werden.

Das Hauptanliegen des Buches ist die Lösung eines Problems, das -
nach Ansicht unserer Autorin - von Marx nicht befriedigend
beantwortet worden ist. Wie kommt es, daß der kapitalistische
Akkumulationsprozeß trotz periodischer Schwankungen und Krisen sich
in Form einer Spirale (wie dies Sismondi einmal formulierte)
weiterentwickelt? Welches ist der Mechanismus dieses Prozesses und wo
liegen die Grenzen seiner Ausdehnung? Wir wollen vorwegnehmen, daß
Luxemburg die Lösung dieses Problems nicht völlig geglückt ist, daß
sie aber - trotz der abfälligen Bewertung, die ihrem Bemühen vielfach
zuteil geworden ist - der weiteren Diskussion wichtige Impulse und
Anregungen gegeben hat.

Am Anfang der Luxemburgschen Analyse steht das bekannte Marxsche
Reproduktionsschema, das unsere Autorin als eine der epochalen
geistigen Leistungen auf dem Gebiete der Ökonomie feiert. (In
ähnlicher Weise hat bekanntlich auch Marx das noch recht primitive
Modell Quesnays gerühmt.) Luxemburg macht dabei - gleichsam im
Vorbeigehen - aufmerksam, daß das Marxsche Schema die, wie wir heute
sagen, wichtigen makroökonomischen Beziehungen einer kapitalistischen
sowie einer sozialistischen Wirtschaftsordnung durchleuchtet.

Dem Schema der einfachen Reproduktion liegt die Annahme eines
stationären Wirtschaftsprozesses zugrunde, bei dem die Höhe der
Produktion (pro Kopf der werktätigen Bevölkerung) in jeder beliebigen
Produktionsphase konstant bleibt. Der klaglose Ablauf eines solchen
Prozesses ist von zwei Bedingungen abhängig: erstens muß dafür Sorge
getragen werden, daß die in jeder Produktionsphase verschiedenen
Produktionsmittel zureichend ersetzt werden, und zweitens, daß
Kapitalist und Arbeiter ihr gesamtes Einkommen auf den Ankauf von
Konsumgütern verausgaben.

Wie der Augenschein lehrt, widerspricht jedoch die zweite Bedingung
der normalen Funktionsweise des kapitalistischen Systems. Es ist wohl
richtig, daß der durchschnittliche Arbeiter sein gesamtes Einkommen
konsumtiv verausgabt, wenn man von bescheidenen Rücklagen für das
Alter und von kurzfristigen - dem Erwerb von dauerhaften Konsumgütern
zugedachten - Spargeldern absieht; aber die Annahme, daß auch der
Kapitalist keine andere Ambition kennt als die fortgesetzte Anhäufung
von Konsumgütern, läuft auf die absurde These hinaus, daß der
Raimundsche Verschwender[7] die repräsentative Figur der
kapitalistischen Wirtschaftsordnung sei.

Die kapitalistische Produktionsweise ist nicht stationär, sondern wie
die fast zweihundertjährige Geschichte des industriellen Kapitalismus
zeigt, ein spiralenförmiger Prozeß, der sich aus Phasen der Expansion
und der Kontraktion zusammensetzt. Der Kapitalist muß wohl einen Teil
des ihm zufallenden Mehrwerts konsumtiven Zwecken zuführen, weil er
nur so seine physische Existenz aufrechterhalten kann, aber er
schlägt - unter dem Druck der Konkurrenz - einen (gewöhnlich)
wachsenden Teil seines Einkommens zu den konstanten und variablen
Bestandteilen seines Kapitals dazu. Die Akkumulation, unter der man
die Verwandlung von Mehrwert in Kapital versteht, ist nach Marx das
bestimmende Moment der kapitalistischen Produktionsweise.

Marx hat das Schema der erweiterten Reproduktion im zweiten Band des
'Kapital' ausführlich dargelegt. Es besteht interessanterweise, wie
Paul Sweezy gezeigt hat, eine 'strukturelle' Ähnlichkeit zwischen den
Gleichgewichtsbedingungen der einfachen und der erweiterten
Reproduktion.[8] Aber im Gegensatz zum System der einfachen
Reproduktion, bei dem man von der Annahme ausgeht, daß die Zahl der
Produktionsmittel und der Arbeiter von Jahr zu Jahr konstant bleibt,
vergrößert sich im Falle der erweiterten Reproduktion die Masse des
konstanten und des variablen Kapitals in jeder neuen
Produktionsperiode. Der Kreislauf wandelt sich in eine Spirale.

Dies ist der Punkt, an dem die Kritik Rosa Luxemburgs einsetzt. Sie
meint mit Recht, daß das Marxsche Schema der erweiterten Reproduktion
den Eindruck vermittelt, daß sich der kapitalistische
Akkumulationsprozeß völlig reibungslos - also bei völliger
Abwesenheit von periodisch wiederkehrenden ökonomischen
Schwankungen und Erschütterungen - vollziehe. Da dies ein Ergebnis
ist, das der Marxschen ultima ratio diametral entgegengesetzt ist,
macht sich Luxemburg ans Werk, um das 'missing link' der Marxschen
Analyse zu finden. Wir haben bereits vermerkt, daß ihr dies
Unterfangen nicht völlig gelingt.

Der Ausgangspunkt der Luxemburgschen Betrachtungsweise ist die
bekannte Marxsche These von der 'Konsumtionsbeschränkung der Massen'
im Rahmen des kapitalistischen Systems. Dabei ist es falsch, Marx
oder seiner Schülerin Luxemburg die Ansicht zu unterstellen, wie dies
immer wieder geschieht, daß der Kapitalismus die Tendenz zeitige, den
Lohn auf das physische Existenzminimum herabzudrücken. Wir wollen
bloß an eine Stelle in den Theorien über den Mehrwert erinnern, in
welcher Marx hervorhebt, daß die Arbeiter zwar aus der Steigerung der
Arbeitsproduktivität resultierende Herabdrückung des Lohnes (dem
Werte nach) nicht hindern können, aber ihn nicht absolut auf das
Minimum herabdrücken lassen, vielmehr qualitativ einige Teilnahme am
Fortschritt des allgemeinen Reichtums erzwingen".[9]

Wiewohl Luxemburg die Möglichkeit von Reallohnsteigerungen im Rahmen
des kapitalistischen Systems nicht ausschließt, ist die These von der
'Konsumtionsbeschränkung der Massen' oder, wie dies später von den
Keynesianern genannt wurde, die 'demand deficiency' das Kernstück
ihrer Analyse. Technischer Fortschritt und die daraus resultierende
Hebung der Mehrwertrate sind dazu angetan, dieses Übel nur noch zu
verstärken. Der Kapitalist stößt so bei seinen Bemühungen, den
kapitalisierten Mehrwert zu realisieren, auf die - durch die
Konsumtionsbeschränkung bedingten - engen Schranken des inneren
Marktes. Luxemburg sieht nun den schwachen Punkt der Marxschen
Betrachtungsweise darin, daß dieser den Akkumulationsprozeß in einem
'geschlossenen System' untersucht.

Der Kapitalismus kommt zur Welt" - sagt Rosa Luxemburg - "und
entwickelt sich historisch in einem nichtkapitalistischen sozialen
Milieu."[10] In seiner Darlegung der Phase der 'ursprünglichen
Akkumulation' hat Marx diesem Umstand vollauf Rechnung getragen. Er
hat aber verkannt, so glaubt unsere Autorin, daß die Existenz
nichtkapitalistischer Räume nicht bloß für den jungen, sondern auch
für den reifen Kapitalismus von lebenswichtiger Bedeutung ist. Dieser
vermag die engen Grenzen des inneren Marktes nur durch die gewaltsame
Eroberung und wirtschaftliche Durchdringung der 'früheren
Hinterländer' zu überwinden. Luxemburg kommt auf diese Weise zu ihrer
vielfach zitierten Imperialismus-Definition: "Der Imperialismus ist
der politische Ausdruck des Prozesses der Kapitalakkumulation in
ihrem Konkurrenzkampf um die Reste des noch nicht mit Beschlag
belegten nichtkapitalistischen Weltmilieus."[11] Auch in dieser Phase
der kapitalistischen Entwicklung ist die Gewalt das 'Vehikel des
ökonomischen Prozesses'. Die spezifischen Operationsmethoden der
Einbeziehung der Hinterländer in den kapitalistischen Lebensnexus
sind - "auswärtige Anleihen, Eisenbahnbauten, Revolutionen und
Kriege".[12] Das Kapital überwindet so die dem System inhärenten
Konsumtionsbeschränkungen und setzt den Prozeß der
Kapitalakkumulation auf immer höherer Stufenleiter fort; mit dieser
weltweiten Ausdehnung bereitet es aber auch - "unter immer heftigeren
konvulsivischen Zuckungen seinen eigenen Untergang vor".[13] Aus
dieser Stelle haben viele Autoren, darunter auch Sweezy, geschlossen,
daß wir es hier mit einer rein mechanistischen Vorstellung von den
Zusammenbruchstendenzen im Kapitalismus zu tun haben. Denn wenn der
letzte nichtkapitalistische Raum erschlossen ist, ist den
Realisierungsmöglichkeiten des Mehrwerts sozusagen der natürliche
Nährboden entzogen. In einem 'geschlossenen' kapitalistischen System,
das erst in diesem geschichtlichen Zeitpunkt erreicht ist, kommt der
Akkumulationsprozeß zu einem natürlichen - wenn auch nicht
notwendigerweise friedlichen Abschluß.

Rosa Luxemburg selbst hat in ihrer kleinen Schritt 'Die Akkumulation
des Kapitals oder was die Epigonen aus der Marxschen Theorie gemacht
haben' (Leipzig 1921) diese Interpretation ihrer Theorie eine
'theoretische Fiktion' genannt. In jüngster Zeit hat sich ein junger
polnischer Sozialwissenschaftler, Tadeusz Kowalik, mit dem gegen
Luxemburg erhobenen Vorwurf einer mechanistischen Auffassung vom
sozialen Entwicklungsprozeß gründlich auseinandergesetzt und ihn -
unseres Erachtens - in überzeugender Weise entkräftet.[14] Er
verweist dabei auf eine nur allzu häufig übersehene Stelle in der
Luxemburgschen Studie: "Der Imperialismus ist ebensosehr eine
geschichtliche Methode der Existenzverlängerung des Kapitals, wie das
sicherste Mittel, dessen Existenz auf kürzestem Wege objektiv ein
Ziel zu setzen. Damit ist nicht gesagt, daß dieser Endpunkt
pedantisch erreicht werden muß. Schon die Tendenz zu diesem Endziel
der kapitalistischen Entwicklung äußert sich in den Formen, die die
Schlußphase des Kapitalismus zu einer Periode der Katastrophen
gestalten."[15]

Der große Vorzug der Luxemburgschen Theorie liegt, wie Kowalik
richtig hervorhebt, in der Erkenntnis, daß der Entwicklungsprozeß des
Kapitals auch in neuerer Zeit aufs engste mit den Daseins- und
Entwicklungsbedingungen der sogenannten 'unterentwickelten' Länder
zusammenhängt. Unsere Autorin berücksichtigt in ihrer Analyse die
Bedeutung des Kapitalexports und der militärischen Ausgaben sowie die
Rolle der politischen Gewalt viel klarer und eingehender als die
meisten modernen Theoretiker der wirtschaftlichen Entwicklung.
(Eine rühmliche Ausnahme ist der leider viel zu früh verstorbene Paul
Baran.) Auf der anderen Seite schrieb sie dem Kapitalismus eine
übertriebene Bedeutung für die Industrialisierung der rückständigen
Gebiete zu. Diese Aufgabe kann, wie die Geschichte der letzten
Jahrzehnte gelehrt hat, nur von einem planwirtschaftlichen System
geleistet werden.

Bei allem Respekt für die analytische Leistung Luxemburgs muß man am
Ende feststellen, daß es der Autorin nicht gelungen ist, das Schema
der erweiterten Reproduktion, wie es Marx im zweiten Band des
Kapitals dargelegt hat, in einer solchen Weise weiterzuentwickeln,
daß dabei die inneren Widersprüche des Systems zum Ausdruck kommen.
Heute, nach einem halben Jahrhundert der Diskussion über die
theoretischen Probleme der wirtschaftlichen Entwicklung, sind wir in
der Lage zu erkennen, an welchen Schwierigkeiten die große Rosa
gescheitert ist.

Beim Marxschen Schema der Reproduktion (der einfachen wie der
erweiterten) haben wir es mit einer Identität zu tun. (Genauso wie es
sich bei den berühmten Gleichungen aus der 'General Theory' von John
M. Keynes um Identitäten handelt.) Aus Identitäten lassen sich aber
bekanntlich keine Kausalzusammenhänge ableiten. Damit Aussagen über
den Ablauf einer Entwicklung möglich sind, müssen sogenannte
Verhaltensgleichungen eingeführt werden. Es ist aber in diesem Falle
nicht richtig, von einem Ausbau des Marxschen Modells zu sprechen,
denn das entscheidende Moment ist die Annahme über das 'Verhalten'
und nicht die von Marx formulierten Identitäten.

Hat man diesen Zusammenhang begriffen - wozu Luxemburg vor einem
halben Jahrhundert, also noch lange vor der sogenannten 'Keynesschen
Revolution' kaum in der Lage war - dann wird es möglich, das Marxsche
System etwa in der von Lawrence Klein angedeuteten Weise zu
'dynamisieren'.[16] Man kann zum Beispiel eine Konsumfunktion mit
einem 'time-lag' einführen oder eine Investitionsfunktion, die neben
den Gewinnen auch den akkumulierten Kapitalstock als Bestimmungsgröße
enthält; man kann ferner generelle Erwartungen bezüglich bestimmter
ökonomischer Größen einführen und diese Erwartungen als Funktion der
bisherigen Entwicklung darstellen und ähnliches mehr. Es ist
natürlich klar, daß man sich auf diese Weise kein generelles Modell
vom kapitalistischen Akkumulationsprozeß, sondern nur eine der
möglichen Varianten seines weiteren Fortganges erarbeitet.

Rosa Luxemburg hat zweifellos, wie andere revolutionäre Denker ihrer
Generation, die Lebens- und Adaptionsfähigkeit des Kapitalismus
unterschätzt. Sie verkannte die praktische (wenn auch nicht die
theoretische) Möglichkeit der Steigerung der Reallöhne im Rahmen des
kapitalistischen Systems und vernachlässigte, wie Joan Robinson
gezeigt hat, "den inneren Anreiz zur Investition, der durch den
technischen Fortschritt geschaffen wird". Aber Robinson, die diese
Schwächen der Luxemburgschen Analyse sehr deutlich herausgearbeitet
hat, meint am Ende, daß diese Fehler die große theoretische Leistung
der revolutionären Denkerin nicht entscheidend beeinträchtigen:

"Dennoch werden nur wenige bestreiten, daß die Ausbreitung des
Kapitalismus auf neue Territorien die Haupttriebfeder dessen war, was
ein akademischer Nationalökonom den großen säkularen Aufschwung der
letzten zweihundert Jahre genannt hat, und viele akademische
Nationalökonomen erklären die unangenehme Lage des Kapitalismus im
zwanzigsten Jahrhundert weitgehend aus dem Schließen der Grenzen auf
der ganzen Welt. Aber die akademischen Nationalökonomen sind erst im
Nachhinein klug. Trotz aller Verworrenheit und Übertreibungen beweist
das Buch von Rosa Luxemburg mehr Voraussicht als jeder beliebige
orthodoxe Zeitgenosse von sich behaupten könnte."[17]


Eduard März (1908-1987) - Wien, Wirtschaftshistoriker


Anmerkungen

(·) Zuerst erschienen als "Einleitung" zu Rosa Luxemburg, Die
Akkumulation des Kapitals. Ein Beitrag zur ökonomischen Erklärung des
Imperialismus. [Nachdruck der Ausgabe Berlin 1913, unter Einschluss
von: Die Akkumulation des Kapitals oder Was die Epigonen aus der
Marxschen Theorie gemacht haben. Eine Antikritik von Rosa Luxemburg,
Leipzig 1921], Archiv sozialistischer Literatur, Verlag Neue Kritik,
Frankfurt am Main 1965, S. I-X. Die Einleitung ist von Eduard März
gezeichnet mit "Wien, im September 1965". 

(Der Schattenblick dankt dem Verlag Neue Kritik für die Nachdruckgenehmigung.)

[1] So schrieb zum Beispiel Franz Mehring in seiner kurzen, positiv
gehaltenen Rezension des Buches: "Obgleich das Buch erst wenige
Monate alt ist, hat es doch schon seine Geschichte und eine recht
bewegte dazu. Vom marxistischen Gesichtspunkte aus geschrieben, ist
es innerhalb der marxistischen Kreise der Gegenstand der lebhaftesten
Erörterungen geworden. Während die einen es als eine völlig
mißlungene Arbeit zurückweisen, ja als eine wertlose Kompilation
brandmarken, sehen die anderen in ihm die bedeutendste Erscheinung
der sozialistischen Literatur seitdem Marx und Engels selbst die
Feder aus der Hand gelegt haben." Siehe: Archiv für die Geschichte
des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, (hrsg. v. Carl Grünberg),
4. Jhg. 1914, S. 356 ff. Mehrings Bericht über die Aufnahme des
Buches innerhalb des sozialdemokratischen Kreises ist insofern
unvollständig, als er hinzuzufügen vergaß, daß die Zahl der negativen
Kritiken die Zahl der positiven Bewertungen bei weitem übertraf. Rosa
Luxemburg hat dies selbst in ihrer 'Anti-Kritik' wenige Jahre später
vermerkt.

[2] Siehe: Rosa Luxemburg, 'Die Akkumulation des Kapitals - Ein
Beitrag zur ökonomischen Erklärung des Imperialismus', Berlin 1913,
S. 431.

[3] Siehe: Fritz Sternberg, 'Der Imperialismus', 1926

[4] Siehe: Paul M. Sweezy, 'The Theory of Capitalist Development'
Oxford University Press New York 1942 (Kapitel XI, The Breakdown
Controversy, S. 202 ff.)

[5] Vgl. M. Kalecki, 'Essays in the Theory of Economic fluctuations',
London 1939, S. 45-46.

[6] Der Leser findet diesen geistvollen Aufsatz in dem Essayband
'Über Keynes hinaus', Europa Verlag, Wien 1962, S.75 ff.

[7] Ferdinand Raimunds "Der Verschwender" ist noch heute eines der
beliebtesten Volksstücke des österreichischen Theaters. Das Vorbild
dafür soll der Neffe des österreichischen Multimillionärs Geumüller
aus der Zeit des Vormärz abgegeben haben.

[8] Vgl. Paul M. Sweezy, 'The Theory of Capitalist Development', New
York 1942, S. 163 ff.

[9] 'Theorien über den Mehrwert', J. H. W. Dietz, Stuttgart 1905 -
1910, Bd. III., S. 371.

[10] 'Die Akkumulation des Kapitals', a.a.O., 27. Kapitel, 3. 239.

[11] Ebenda, s. 423.

[12] Ebenda, s. 394.

[13] Ebenda, s. 431.

[14] Siehe: Tadeusz Kowalik, 'R. Luxemburg's Theory of Accumulation
and Imperialism', in: "Problems of Economic Dynamics and Planning',
Essays in Honour of Michael Kalecki, Warschau 1964, S. 203 ff.

[15] Siehe: 'Die Akkumulation des Kapitals', S. 424.

[16] Siehe: Lawrence R. Klein, 'The Keynesian Revolution', New York
1947, S. 134.

[17] Siehe: Joan Robinson, 'Über Keynes hinaus', S. 91.

 * 

Quelle:

Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 120, Dezember 2019, Seite 120 - 126

Herausgeber: Forum Marxistische Erneuerung e.V. und IMSF e.V.

Redaktion: Postfach 700346, 60553 Frankfurt/M.

Tel./Fax: 069/530 544 06

E-Mail: redaktion@zme-net.de

Internet: www.zeitschrift-marxistische-erneuerung.de
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INTERNATIONAL/230: Chile - Warum die Medien das neoliberale System verteidigen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

Warum die Medien das neoliberale System verteidigen

Von Máximo Constanzo/Resumen Latinoamericano



(Santiago de Chile, 25. Februar 2020, Medio a Medio) - Die
chilenischen Nachrichtenmedien haben jegliche journalistische Ethik
über Bord geworfen, die ohnehin schon vor dem 18. Oktober 2019
spärlich vertreten war: Um jeglichen gesellschaftlichen Protest zu
"kriminalisieren", den die Elite ihren Interessen gegenüber für
feindlich betrachtet; um ein "normales" Land abzubilden und um einer
Reihe von Personen und Institutionen, die das Schlimmste von Chile
repräsentieren, eine Bühne zu bieten. Dies bestätigt die politische
Maxime, dass Neutralität in Wirklichkeit nicht existiert. Sowohl das
Fernsehen, das Radio, als auch Printmedien verteidigen seit Mitte
November die Interessen ihrer Eigentümer*innen, die zur Machtelite
gehört, welche in Chile die Befehle gibt.

Einige Fragen und Antworten.

1. Warum kommt der Partei UDI, die wegen Korruption umstritten ist,
die die Pinochet-Diktatur verteidigt und für Werte steht, die die
breite Mehrheit im Land zurückweist, ein so gigantischer Raum in der
medialen Berichterstattung zu?

Jede Meinung dieser Partei und ihrer Funktionär*innen wird im
Fernsehen, im Radio und in den Printmedien breit thematisiert. Später
werden sie im Kontrast zu ihren symbolischen "Gegner*innen" der
ehemaligen Nueva Mayoria oder innerhalb des Regierungsbündnisses Chile
Vamos dargestellt. Natürlich steht hinter der medialen
Überrepräsentation eine Redaktionspolitik, die jegliches Gespür für
die gesellschaftliche Realität im Land verfälscht. Die UDI vertritt
die Macht des Geldes, der Korruption, der Lobby. Ganz nebenbei sind
ihre Mitglieder Verbündete der Eigentümer*innen der Massenmedien. Wer
das Geld gibt, bestimmt die Musik, wie meine Großmutter sagen würde.

2. Wieso wird einem Meinungsforschungsunternehmen wie CADEM von den
Medien so viel Glaubwürdigkeit zugesprochen?

Es ist allgemein bekannt, nicht nur durch akademische Kritik, das
CADEM ein regierungsfreundliches Unternehmen ist. Mehrfach mit
öffentlichen Mitteln finanziert, etwa durch Verbindung zum
Regierungspalast La Moneda oder vor allem mit dem Präsidenten
Sebastián Piñera. Alle wissen, dass es manipuliert wird, trotzdem wird
CADEM als glaubwürdig präsentiert. Der zweite Stock der Moneda mit
Larroulet (Chefberater des Präsidenten, UDI) zieht in dem Unternehmen
die Fäden.

3. Wieso tauchen immer noch Vertreter*innen der Rechten, des
ehemaligen Linksbündnisses Nueva Mayoría und des aktuellen linken
Bündnisses Frente Amplio im Fernsehen, Radio und in der
Printberichterstattung auf?

Sie halten das Land in einer gesellschaftspolitischen Krise
gigantischen Ausmaßes und werden trotzdem als würdige Vertreter*innen
der Gesellschaft dargestellt. Die sogenannte Partei der Ordnung
funktioniert weiterhin oder versucht es, als wäre das Land das gleiche
wie vor dem 18. Oktober. Sie tragen Scheingefechte unter sich aus,
live und in Farbe, mit gespielten Ohrfeigen, die die meisten nicht
interessieren und die bei den meisten Ablehnung hervorruft. Diese
Formel hat ihnen die letzten 30 Jahre Erfolg eingebracht, es ist eine
erfolgreiche Formel der Vergangenheit. Es fällt ihnen schwer,
einzusehen, dass das jetzt nicht mehr funktioniert.

4. Warum versuchen Medien wie El Mercurio, La Tercera oder Radio Bío
Bío den Eindruck zu erwecken, jeder Protest würde allgemein
verurteilt?

Natürlich ist diese Zurückweisung die der Vertreter*innen der
politischen Parteien, die zur "Partei der Ordnung" gehören. Die
Ereignisse werden so dargestellt, als wäre die ganze Bevölkerung für
die aktuelle ungerechte Gesellschaftsordnung. Jede kritische Stimme
aus der Bevölkerung wird von der politischen Leitlinie der Redaktionen
verschwiegen, verfälscht, geleugnet oder auf unbedeutender Ebene
präsentiert. Sie versuchen, den medialen Eindruck zu erwecken, dass
die Revolte verurteilt wird.

5. Wieso werden Personen in der Berichterstattung über die Armen, über
die einfache Bevölkerung, in Interviews oder Reportagen, zum Beispiel
über die Jugendlichen in der ersten Reihe der Proteste, als "Wilde"
oder als minderwertige Menschen bezeichnet?

Das Ziel ist, mit der Mentalität und den Ängsten der Mittelschicht zu
spielen und Panik zu machen. Das könnte die Existenz der "Gelbwesten"
oder die Unterstützung der Militärs und Polizist*innen für die
"Vernichtung" erleichtern, wie es der Regionalchef der Carabineros
nach den Protesten beim Festival in Viña del Mar passend sagte, dass
"wir aber später nicht über die Situation der Menschenrechte sprechen
werden."

Gut, wir könnten noch mehr Fragen stellen und Antworten geben, aber
das würde sehr ausschweifen.

Konkret ist zu sagen, dass die Machtelite im November einen weichen
Putsch durchgeführt hat, um die Revolte aufzuhalten. Daher stammt die
"Einigung für den Frieden" und die militärisch-polizeiliche
Vorbereitung. Gemeinsam mit den polizeilichen und militärischen
Maßnahmen hat die Machtelite, also diejenigen, die in Chile wirklich
den Ton angeben, die Disziplinierung der Medien angeordnet, um
angeblich im Namen der Chilen*innen zu handeln.

Diese momentan angemessene Medienmatrix wurde Ende des 19.
Jahrhunderts von Eduardo Matte Pérez begründet, dem Urgroßvater von
Eliodoro Matte Larraín (chilenischer Milliardär und Präsident des
Papierunternehmens CMPC). "Die Eigentümer von Chile sind wir, die
Eigentümer des Kapitals und des Bodens; alles andere ist
beeinflussbare und verkäufliche Masse, die weder durch Meinung noch
durch Prestige etwas wert ist."

Zum Glück ist diese "beeinflussbare und verkäufliche Masse" aufgewacht
("Chile despertó").


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/warum-die-medien-das-neoliberale-system-verteidigen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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PREIS/2265: 30. Deutscher Kamerapreis 2020. 30 Kameraleute und Filmeditor*innen nominiert (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. März 2020

30. DEUTSCHER KAMERAPREIS 2020

30 Kameraleute und Filmeditor*innen nominiert



Die Nominierungen für den 30. DEUTSCHEN KAMERAPREIS 2020 stehen fest.
Insgesamt 30 Kameraleute und Filmeditor*innen haben Chancen auf eine
Auszeichnung mit dem renommiertesten Preis für Bildgestaltung in der
deutschsprachigen Medienlandschaft. Die Preisträger*innen werden am
29. Mai 2020 im Umfeld der photokina geehrt. Die festliche Gala findet
im Theater am Tanzbrunnen in Köln statt, die Federführung für die
Veranstaltung liegt beim WDR. 433 Einreichungen hat die Jury des
DEUTSCHEN KAMERAPREISES 2020 unter Vorsitz der diesjährigen
Jurypräsidentin und Geschäftsführerin der ifs Köln Simone Stewens im
Rahmen der Jurywoche beim ZDF in Mainz gesichtet. Rund 100
Einreichungen entfielen dabei allein auf die Kategorie
Fernsehfilm/Serie.

In der Kategorie Spielfilm brachte der Coming-of-Age-Film "Futur Drei"
seinen Machern gleich zwei Nominierungen ein. Faraz Shariats
autobiografisch geprägtes Spielfilmdebüt nimmt den Sohn zweier
Exil-Iraner in den Fokus, der im Rahmen von Sozialstunden zwei
iranische Flüchtlinge kennenlernt. Nominiert wurden sowohl der
Bildgestalter Simon Dat Vu als auch die Editorin Friederike Hohmuth.
Damit konkurrieren sie in dieser Kategorie unter anderem mit der
Kamerafrau Jieun Yi um die begehrte Trophäe. Sie überzeugte die Jury
durch ihre Bildgestaltung von Xaver Böhms poetisch-surrealer
Tragikomödie "O Beautiful Night" (ZDF/arte), die vergangenes Jahr auf
der Berlinale zu sehen war.

In der Kategorie Fernsehfilm/Serie stachen aus Sicht der Jury vier
Produktionen besonders hervor. Dazu gehört die hochgelobte Serie
Babylon Berlin (ARD/Sky). Für ihre Bildgestaltung der 10. Episode
innerhalb der 3. Staffel dürfen sich Christian Almesberger, Bernd
Fischer und Philipp Haberlandt Hoffnung auf eine Auszeichnung mit dem
DEUTSCHEN KAMERAPREIS machen - genauso wie Florian Emmerich, dessen
Kameraarbeit im TATORT "Unklare Lage" (BR) aus Sicht der Fachjury
besondere Anerkennung verdient.

Katharina Coponys dokumentarisches Essay "In der Kaserne" stach in der
Kategorie Dokumentarfilm durch die Bildgestaltung von Stefan Neuberger
heraus. Nominiert wurde er für seine Art und Weise, den
vielschichtigen und persönlichen Blick auf den Alltag unter Soldaten
mit der Kamera zu fassen. Eine weitere Anwärterin auf den begehrten
Preis in dieser Kategorie ist die Editorin Anja Pohl. Sie hat für
Janna Ji Wonders Dokumentarfilm "Walchensee Forever", einer filmischen
Betrachtung der Frauen aus ihrer Familie, den Schnitt übernommen.

Zu den Nominierten in der Kategorie Dokumentation gehört Michael
Habermehl für seine Bildgestaltung von Jo Ann Endicotts Erinnerungen
an Pina Bausch "Mein Tanz mit Pina" (ZDF/3sat) sowie, passend zum
Beethoven-Jahr, Janine Dauterich für ihre editorische Leistung in
"Beethovens Neunte: Symphonie für die Welt".

Auch die Journalistischen Kurzformate werden erneut geehrt. Nominiert
ist in dieser Kategorie unter anderem der Editor Sven Kulik für die
Gestaltung des WDR-Beitrags "Unterwegs im Westen: Duisburg Ruhrort -
Mit 16 ohne Chance?" sowie Patrick Wulf für seine Kameraarbeit in "DIE
REPORTAGE: Hamburgs härteste Kiez-Kneipe - Wo die Nacht nie endet"
(NDR).

Der DEUTSCHE KAMERAPREIS fördert auch in seinem Jubiläumsjahr mit zwei
Nachwuchspreisen Filmschaffende, die am Anfang ihrer Karriere stehen
und durch ihren gestalterischen Ansatz und die exzellente Umsetzung
besonders förderungswürdig sind. Gestiftet werden die Auszeichnungen
erneut von der Panasonic Marketing Europe GmbH und SIGMA (Deutschland)
GmbH.

Seit 1982 würdigt der DEUTSCHE KAMERAPREIS herausragende Leistungen in
Bildgestaltung und Schnitt. Ausgezeichnet werden Kameraleute und
Filmeditor*innen in den Kategorien Spielfilm, Fernsehfilm/Serie,
Kurzfilm, Journalistische Kurzformate, Dokumentarfilm und
Dokumentation. Darüber hinaus vergibt das Kuratorium des DEUTSCHEN
KAMERAPREISES auch in diesem Jahr einen Ehrenpreis.

Alle Infos zum Preis unter deutscher-kamerapreis.de

http://www.deutscher-kamerapreis.de/

 * 
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FEATURE/1410: Deutschlandfunk Kultur - Sieben Pläne gegen den Klimagau, 3.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klima & Wandel

Paradise Lost

Sieben Pläne gegen den Klimagau

Von Lorenz Schröter

DKultur 2009/52'59

Feature

Dienstag, 3. März 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Auf der Südseeinsel Tuvalu, die als erster Staat durch die Folgen des
Klimawandels untergehen wird, stellen sechs Wissenschaftler ihre
fantastischen Pläne zur Vermeidung eines Klimagaus vor: CO2-
Staubsauger, Planetenverschieben, das Meer düngen, Holz vergraben, die
Atmosphäre verschwefeln. In der dem Untergang geweihten Idylle Tuvalus
sind die Wissenschaftler endlich unbehelligt von Bedenkenträgern und
konzentrieren sich auf das Wesentliche: die Rettung der Welt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Februar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1409: Deutschlandfunk - Tuzla, Exodus, 3.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tuzla, Exodus

Von Zoran Solomun

Deutschlandfunk 2020

Das Feature

Dienstag, 3. März 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ibrahim, Avdo und Ismet sind ausgebildete Krankenpfleger. Sie haben
kaum Chancen, in ihrer Heimat Bosnien-Herzegowina einen Job zu finden.
Denn fast 70 Prozent der jungen Menschen dort sind arbeitslos. Deshalb
wollen die drei nur eines: weg. Tuzla war einmal ein entwickeltes
Industriezentrum. Nach dem Zerfall Jugoslawiens setzte eine
chaotische, teils kriminelle Privatisierung ein. Allein seit 2013
haben 150.000 Menschen Bosnien-Herzegowina verlassen, fünf Prozent der
Bevölkerung. Das Land verliert eine ganze Generation von jungen
Menschen. Laut einer aktuellen Berechnung des
Wirtschaftsforschungsinstituts Prognos werden Deutschland im Jahre
2030 um die drei Millionen Facharbeitskräfte fehlen. Jedes Gesetz, das
die Anstellung von Migrantinnen und Migranten erleichtert, wird von
der deutschen Öffentlichkeit begrüßt. Was aber sind die Folgen der
Massenauswanderung von Fachkräften in den jeweiligen Ursprungsländern?

 * 

Quelle:
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MELDUNG/2034: Deutschlandfunk - 16. Politischer Aschermittwoch Berlin, 4.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Satirischer Schlagabtausch

16. Politischer Aschermittwoch Berlin

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 4. März 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Politische Aschermittwoch der Kabarettisten ist - so beschreibt es
Gastgeber Arnulf Rating - die jährliche Abrechnung mit den
herrschenden Zuständen, der Gegenpol zum Politischen Aschermittwoch
der Parteien. Während Politprofis an diesem Tag in die
bierluftgeschwängerten Festzelte der Provinz enteilen, füllen scharfe
Zungen das politische Vakuum in der Hauptstadt wortgewandt aus, und
sie versammeln sich zu einer Koalition der Satire. In diesem Jahr
findet der Politische Aschermittwoch erstmals im Berliner Theater des
Westens statt. Mit dabei sind Sarah Bosetti, Josef Brustmann, Fathi
Çevikkollu, Nils Heinrich und Georg Schramm. Für den musikalischen
Rahmen sorgt Andrej Hermlin and his Swing Dance Band.

 * 

Quelle:
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MUSIK/3140: BR-KLASSIK - Liederabend mit Fatma Said und Eric Schneider, 3.3.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

BR-KLASSIK - Studiokonzert

Liederabend mit Fatma Said und Eric Schneider

Fatma Said, Sopran

Eric Schneider, Klavier

Liveübertragung am Dienstag, 3. März 2020, ab 20.05 Uhr, BR-KLASSIK



Die ägyptische Sopranistin Fatma Said und ihr Klavierpartner Eric
Schneider präsentieren am Dienstag, den 3. März 2020, im Studio 2 des
Bayerischen Rundfunks einen Liederabend mit französischen, deutschen
und arabischen Kompositionen. Konzertbeginn ist um 20.00 Uhr,
BR-KLASSIK überträgt live im Hörfunk.

Eigentlich wäre Fatma Said gerne Tennisprofi geworden. Doch als ein
Chorleiter in Kairo ihr musikalisches Talent erkannte und förderte,
schlug Fatmas Begeisterung vom Sport zum Singen um. Die junge
Ägypterin studierte zunächst Gesang in Berlin, wechselte dann ans
Opernstudio nach Mailand und debütierte 2016 als Pamina an der
Mailänder Scala. Im selben Jahr wurde sie in das New Generation
Artists-Programm der BBC aufgenommen.

Doch genauso wie für die Oper schlägt das Herz von Fatma Said auch für
das Lied. Im Studiokonzert am 3. März um 20.00 Uhr stellt sie dies
vielfältig unter Beweis, sowohl u.a. mit Kompositionen von Ravel,
Debussy und Weill als auch mit arabischen Liedern. Begleitet wird sie
dabei von dem Pianisten Eric Schneider, durch den Abend führt Falk
Häfner.


Programm:

Maurice Ravel - Shéhérazade

Claude Debussy - Trois Mélodies

Georges Bizet - Adieux de l'hôtesse arabe

Hector Berlioz - Zaide, op. 19 Nr. 1

Kurt Weill - Wie lange noch?, Nannas Lied, Youkali, Berlin im Licht,
This time next year

Sherif Mohie el Din - Three poems by Amal Donqul (1989)

Gamal Abdel Rehim - Die Tochter des Sultans

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2020
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THEMENREIHE/373: COSMO / WDR 3 / WDR 5 - WDR-Wochen zum Weltfrauentag, 2. - 8.3.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. März 2020

WDR-Wochen zum Weltfrauentag

COSMO und WDR 3 machen Frauen zum Mittelpunkt des Programms



COSMO, das junge europäische Kulturradio des WDR, wird eine Woche lang
ausschließlich Musik von Frauen spielen. Vom 2. März bis zum
Weltfrauentag am 8. März steht die Rolle von Frauen in der Popkultur
im Mittelpunkt der Themenwoche "Laut, stark, weiblich: Frauen im Pop".
Sie ist zugleich der Auftakt für das Engagement von COSMO bei
"Keychange", einer internationalen Initiative, die sich für mehr
Gender-Gerechtigkeit in der Musikindustrie einsetzt. In der
Aktionswoche beginnt auch eine Kooperation von COSMO mit "365 Female*
MCs", einem preisgekrönten Blog, der täglich einen weiblichen Rap-Act
vorstellt. COSMO präsentiert diese ausgewählten Rapperinnen aus der
ganzen Welt auf dem Instagram-Channel des Senders.

WDR-COSMO-Programmchefin Schiwa Schlei: "Wir wollen ein Zeichen
setzen. Dabei geht es nicht um eine Quote in unserer Musikrotation,
die schon jetzt sehr weiblich ist. Wir wollen vielmehr ein Bewusstsein
schaffen und signalisieren, dass wir uns dauerhaft mit diesen Themen
auseinander setzen. Schließlich tragen wir Medienmacher*innen durch
unsere Musikauswahl und Berichterstattung mit dazu bei, dass sich
bestimmte Künstler*innen durchsetzen - oder viel zu oft leider auch
nicht."

Diese Künstlerinnen werden live zu Gast im COSMO-Studio sein: 2. März:
Awa Ly (Senegal / Frankreich), 3. März: Celeste (UK) und Lido Pimienta
(Kolumbien / Kanada), 4. März: Yael Naim (Israel), 5. März:
2raumwohnung (Berlin) und Oum (Marokko).

WDR COSMO ist der erste öffentlich-rechtliche Radiosender in
Deutschland, der die Ziele von Keychange unterstützt und eine
Geschlechterparität in der Musik und Musikberichterstattung bis 2022
anstrebt. Weltweit schließen sich vor allem immer mehr Festivals
Keychange mit dem Ziel an, bis 2022 ihre Line-Ups auf ein
ausgeglichenes Verhältnis von Frauen* und Männern zu bringen.

Alle Infos gibt es auf cosmoradio.de

https://www1.wdr.de/radio/wdr3/ziemlich-viele-frauen-100.html


Kulturradio WDR 3: "Ziemlich viele Frauen" - Aktionen zum
Weltfrauentag

Das Kulturradio WDR 3 sendet eine Woche, vom 2. bis 8. März 2020,
Radioprogramm von "Ziemlich vielen Frauen": Komponistinnen,
Musikerinnen, Dirigentinnen, Autorinnen, Künstlerinnen und Expertinnen
prägen fast alle Sendungen.

Die Musikredaktion hat intensiv nach Musik von Frauen gesucht und eine
ganze Reihe von Entdeckungen fest ins Programm genommen. "Wir sind als
öffentlich-rechtlicher Sender verantwortlich für alle Teile der
Gesellschaft. Das wollen wir auch mit unserer Musik im Radio zeigen.
Und bei neuen WDR Eigenproduktionen fördern wir zukünftig gezielt
Frauen", sagt WDR 3 Musikredakteurin Wibke Gerking.

Auch das WDR Hörspiel macht mit: In der Aktionswoche liegt die Quote
für Autorinnen und Regisseurinnen bei 100 Prozent. "Seit November
vergeben wir konsequent 50 Prozent unserer Aufträge an Frauen - als
Autorinnen und Regisseurinnen", sagt WDR Hörspiel-Leiterin Martina
Müller-Wallraf.

Die WDR 3 Aktion "Ziemlich viele Frauen" ist Teil des ersten "EBU Day
of Women in Music". Diese Initiative der European Broadcasting Union
(EBU) möchte am 8. März weltweit Frauen im Radio, im Fernsehen und
Online nach vorne bringen.
Mehr zum Thema

Weitere Infos auch auf wdr3.de


Weitere Programmhighlights:

6.3.2020, 11 Uhr, WDR 5

In der Sendung Neugier genügt geht es um Feminismus und Emanzipation
in Russland und um folgende Fragen: Wie überleben aktivistische
Gruppen, die für Frauenrechte kämpfen? Was tut der Staat für die Sache
der Frau? Und was hat das alles mit den Bolschewiken zu tun?

6.3.2020, 15 Uhr, WDR 5

Quarks thematisiert den Kampf gegen die Beschneidung von Mädchen. Das
Wissensmagazin begleitet eine Frauenrechtlerin in Kenia, die seit
vielen Jahren gegen diese barbarische Tradition kämpft.

6.3.2020, 22 Uhr, WDR Fernsehen

Im Kölner Treff sind unter anderem Schauspielerin und Designerin
Barbara Becker, Designerin und Content Creator Laura Kampf, die
Politikerin Renate Schmidt, die Schauspielerin Christine Hecke und die
erste transsexuelle Bundeswehr-Kommandeurin Anastasia Biefang zu Gast.

6.3.2020, 23.30 Uhr, WDR Fernsehen

WDR Geschichte(n) zeigt ein Portrait von Julia Dingwort-Nusseck, die
unter anderem als erste Frau eine Wirtschaftsredaktion leitete, die
erste Chefredakteurin Fernsehen des WDR und die erste Frau im
Zentralbankrat der Bundesbank war.

7.3.2020, 8 Uhr, WDR 3

Im Mosaik Samstagsgespräch ist Autorin Felicitas Hoppe zu Gast, die
unter anderem über die Frauenfiguren der Brüder Grimm geforscht hat.

7.3.2020, 18 Uhr, WDR 3

Die Sendung "Frauen! Macht! Kunst!" diskutiert über die Sichtbarkeit
und den Erfolg von Frauen in der Kunst.

Der Instagram-Kanal "WDR3_im_Museum" begleitet eine Woche lang die
Düsseldorfer Künstlerin Vivian Greven. Hier gibt es täglich eine neue
Story über sie, ihre Arbeit und den Stand der Gleichberechtigung im
Kunstbetrieb.
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RADIOLOGIE/342: Strategien zur Individualisierung des Bestrahlungsfeldes am Beispiel von Brustkrebs (idw)


Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V. - 21.02.2020

Strategien zur Individualisierung des Bestrahlungsfeldes am Beispiel von Brustkrebs



Bei Patientinnen mit geringem Rückfallrisiko kann nach brusterhaltender
Operation laut aktueller Leitlinie auch eine Teilbrustbestrahlung statt
der herkömmlichen Ganzbrustbestrahlung durchgeführt werden. Neue Daten
zeigen, dass die Teilbrustbestrahlung auch als "normale Bestrahlung" durch
die Haut in Anschluss an die OP erfolgen kann. Vorteil: die OP-Zeiten
verlängern sich damit nicht. Das ist eine gute Nachricht für Betroffene
mit erhöhten OP-Risiken. Die neue Therapieoption für die Teilbestrahlung
ermöglicht mehr Patientinnen eine auf sie individuell angepasste Therapie.

Nach einer brusterhaltenden Brustkrebs-Operation schließt sich bei
Patientinnen fast immer eine Strahlentherapie an. Nach aktueller
S3-Leitlinie [1] soll die gesamte verbliebene Brust bestrahlt werden mit
einer Dosis von ca. 50 Gy bei konventioneller Fraktionierung (in ca. 25-28
Fraktionen in ca. 5-6 Wochen) oder 40 Gy in Hypofraktioniering (15-16
Fraktionen in ca. 3-5 Wochen). Lediglich bei Frauen, die eine begrenzte
Lebenserwartung haben (weniger als 10 Jahre), kann bei kleinem Tumor ohne
Lymphknotenbefall, wenn er mit einer Hormontherapie behandelbar ist, auf
eine Bestrahlung nach brusterhaltender Operation verzichtet werden. Doch
muss bei allen anderen Patientinnen wirklich die gesamte Brust bestrahlt
werden?

Neue S3-Leitlinie aktualisierte die Empfehlung zur Teilbrustbestrahlung
Nein! Die Datenlage hat sich in den letzten Jahren geändert und während
die vorhergehende Fassung der S3-Leitlinie noch betonte, die
Teilbrustbestrahlung als alleinige intra- oder postoperative
Bestrahlungsbehandlung stelle keinen Therapiestandard dar, ist in der
Fassung der Leitlinie vom August 2019 nachzulesen: "Eine alleinige
Teilbrustbestrahlung (als Alternative zur Nachbestrahlung der ganzen
Brust) kann bei Patientinnen mit niedrigem Rezidivrisiko durchgeführt
werden." Kriterien für ein niedriges Rückfallrisiko sind:


	Die Wechseljahre der Patientin sind abgeschlossen,

	der Tumor ist klein (Tumorstadium T1-2) und wenig bis mäßig bösartig (G1-2) und

	die Tumorzellen sind Hormonrezeptor-positiv, d.h. der Tumor spicht auf eine Hormontherapie an.



Erst wenn alle diese Kristerien erfüllt sind, kommt eine
Teilbrustbestrahlung aus medizinischer Sicht in Betracht. Ist sie möglich,
bringt sie durchaus Vorteile für die Patientin: Gegenüber der externen
Bestrahlung der ganzen Brust bietet eine gezielte Teilbestrahlung die
Möglichkeit, das umliegende Gewebe zu schonen und so Nebenwirkungen zu
reduzieren.

Neue Daten: Die perkutane Teilbrustbestrahlung ist ebenso effektiv wie die intraoperative!

Eine Teilbrustbestrahlung wurde bisher intraoperativ als Brachytherapie
oder Bestrahlung des Tumorbettes durchgeführt, nicht als "normale"
Strahlentherapie nach der OP (von Außen durch die Haut, sogenannte
perkutane Bestrahlung). Strnad et al. [2] hatten gezeigt, dass die
Lokalrezidivrate bei Patientinnen mit frühem Brustkrebs (Stage 0, I und II
a) nach brusterhaltender Operation mit einer akzelerierten
Teilbrustbestrahlung mit Brachytherapie der Ganzbrustbestrahlung nicht
unterlegen ist. Auch die TARGIT-A-Studie [3] hatte ergeben, dass bei
Patientinnen mit frühem Brustkrebs eine sofortige intraoperative
Einzeldosis-Bestrahlung eine Alternative - gleichwertig zur
Ganzbrust-Bestrahlung nach OP - darstellen kann. "Die Rückfallrate am Ort des
ursprünglichen Tumors ist im Vergleich zu eine Ganzbrustbestrahlung nicht
erhöht. Allerdings kommt es zu einer minimal erhöhten Rückfallrate in
anderen Abschnitten der betroffenen Brust und in den regionären
Lymphknoten. Aus dieser minimal erhöhten Rückfallrate (0,8-2%) resultiert
aber kein Überlebensnachteil, erklärte Prof. Dr. med. Wilfried Budach,
Düsseldorf, Past-Präsident der DEGRO, auf dem Deutschen Krebskongress.
"Daher wurde die S3-Leitlinie im Sommerletzten Jahres angepasst." Neu ist
nun, dass auch die herkömmliche perkutane Teilbrustbestrahlung nicht der
Gesamtbrustbestrahlung unterlegen ist. Dazu wurden Ende 2019 drei Studien
publiziert:

- Eine randomisierte Phase-3-Studie [4] hatte über 4.000 Patientinnen aus
den USA, Kanada, Irland und Israel eingeschlossen - eine Gruppe erhielt
die Teilbrustbestrahlung, die andere die Ganzbrustbestrahlung, der primäre
Endpunkt war der erste Rückfall. Nach einem medianen Follow-up von mehr
als 10 Jahren war bei 4% der Patientinnen, die der Teilbrustbestrahlung
unterzogen worden waren, ein Wiederauftreten der Tumorerkrankung
diagnostiziert worden, in der Vergleichsgruppe bei 3%. Dieser Unterschied
war statistisch nicht signifikant, hinzukam, dass die Mortalitätsrate in
beiden Gruppen gleich war (2%).

- Eine zweite randomisierte Studie [5] verglich ebenfalls die
Rückfallraten nach Teil- und Ganzbrustbestrahlung. Über 2.000 Patientinnen
aus Kanada, Australien und Neuseeland wurden eingeschlossen und über 8
Jahre nachbeobachtet. Auch hier zeigte sich nur eine leicht höhere
Rückfallrate bei den Patientinnen, die eine Teilbrustbestrahlung erhalten
hatten (3,0% vs. 2,8%), der Unterschied war nicht signifikant.

- Eine dritte Studie wurde Mitte Dezember 2019 [6] auf dem
Brustkrebssymposium in San Antonio vorgestellt. Dabei handelt es sich um
die 10-Jahres-Daten einer italienischen Phase-3-Studie mit insgesamt 520
Patientinneb über 40 Jahre, die von Brustkrebs im Frühstadium (Tumorgröße
von max. 25 mm) betroffen waren. 260 von ihnen waren einer
Teilbrustbestrahlung zugeführt worden, bei den anderen 260 wurde
konventionell die gesamte Brust bestrahlt. Das Langzeitergebnis war nicht
signifikant unterschiedlich. Ein Wiederauftreten des Tumors in der
gleichen Brust trat bei 3,74% in der Teilbrust-Bestrahlungsgruppe auf und
bei 2,5% in der Vergleichsgruppe (p=0,58). Das Überleben war in beiden
Gruppe ebenfalls nicht signifikant unterschiedlich.

"Fazit der neuen Studien ist, dass für Patientinnen mit niedrigem
Rückfallrisiko eine partielle Brustbestrahlung auch mittels perkutaner
Strahlentherapie angeboten werden kann", so Budach. Diese ist für
Patientinnen von Vorteil, die ein erhöhtes OP-Risiko haben, z.B. aufgrund
von Herzerkrankungen, Lungenerkrankungen, Bluthochdruck oder Diabetes,
denn die intraoperative Bestrahlung verlängert die OP- und Narkosezeit
(bei der Intrabeam-Methode muss ca. 30 Minuten bestrahlt werden, wodurch
sich der Eingriff um mindestens 40 Minuten verlängert, bei der IORT mit
Elektronenbeschleuniger dauert die Bestrahlung selbst nur 2 Minuten,
insgesamt kommt es zu einer Verlängerung des Eingriffs von 15-20 Minuten.
Die Brachytherapie erfolgt in der Regel als zusätzlicher Eingriff von ca.
40 min + Starhlentherapie über einige Tage bei liegenden Kathetern).
"Diesen Patientinnen können wir nun die perkutane Teilbestrahlung der
Brust im Nachgang zur OP anbieten und müssen nicht auf eine
Vollbestrahlung bestehen", so der Experte.

Abschließend erklärte Prof. Wilfried Budach, Past-Präsident der DEGRO, auf
dem Deutschen Krebskongress: "Die verschiedenen Therapiealternativen geben
uns die Möglichkeit, jeder Patientin eine individuell ausgerichtete
Behandlung zu empfehlen, so dass sie so viel Therapie wie nötig und so
wenig wie möglich bekommt. Das 'One fits all'-Konzept hat in der
Strahlentherapie ausgedient!"
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FORSCHUNG/4143: Immunologie - Rachenmandeln als Test-Labor (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 27.02.2020

Immunologie - Rachenmandeln als Test-Labor



LMU-Wissenschaftler haben Immunzellen aus Gewebe von menschlichen
Tonsillen gewonnen und damit ein Verfahren entwickelt, mit dem sich
wichtige Schritte der Körperabwehr analysieren und neue
entzündungshemmende Medikamente testen lassen.

Was normalerweise als Klinikabfall gilt, ist für Dirk Baumjohann und sein
Team wertvolles Forschungsmaterial: Gewebe, das bei einer gewöhnlichen
Mandel-OP anfällt. Für den Immunologen hat es einige Vorteile: Es ist
frisches menschliches Gewebe, in dem sich die Zellen des Immunsystems und
ihr Zusammenspiel besonders gut an intaktem Material untersuchen lassen.
Die Tonsillen gehören zum lymphatischen System und sind eine der ersten
Abfangstationen von infektiösen Keimen im Körper. Im Gegensatz zu Blut
enthalten sie daher große Mengen hochaktiver Immunzellen.

Die Wissenschaftler um Dirk Baumjohann, Leiter einer Emmy-Noether-Gruppe
am Biomedizinischen Zentrum der LMU und seit Kurzem Professor an der
Universität Bonn, untersuchen vor allem die Interaktion von sogenannten
follikulären T-Helferzellen (Tfh) und B-Zellen. Ihr Zusammenspiel ist
essenziell; es spielt bei der Bildung von passgenauen Antikörpern eine
wichtige Rolle, mit denen die Immunabwehr auf eine Infektion oder Impfung
antwortet. Andererseits kann eine überschießende oder fehlgerichtete
Immunantwort auch zu Allergien und Autoimmunerkrankungen beitragen. Die
Antikörper-Produktion findet in sogenannten Keimzentren statt, die sich in
lymphatischen Geweben bilden, in Lymphknoten etwa, in der Milz - und eben
in den Rachenmandeln.

Im Rahmen einer strategischen Partnerschaft von LMU, Klinikum und dem
Unternehmen Sanofi, durch die das Projekt gefördert wurde, haben die
Forscher ein Kultivierungs-System aus Immunzellen etabliert, mit dem sie
nicht nur die genauen Mechanismen der Immunantwort besser untersuchen,
sondern auch neue Medikamente und ihre Wirkung auf die körpereigene Abwehr
testen können. Davon berichten sie nun in EBioMedicine, einem
Open-Access-Ableger des angesehenen Fachblattes The Lancet. Unterstützt wurde Dirk
Baumjohanns Gruppe durch Experten von Sanofi-Aventis Deutschland sowie von
LMU-Kollegen am Max-von-Pettenkofer-Institut und am Walter-Brendel-Zentrum
für Experimentelle Medizin.

Dass die Methode funktioniert, konnten die Forscher an einer Reihe von
Substanzen nachweisen, die in der Klinik für verschiedene entzündliche
Autoimmunerkrankungen zugelassen sind, etwa sogenannte Biologika zur
Behandlung von rheumatoider Arthritis oder Substanzen gegen Psoriasis,
Morbus Crohn oder Colitis ulcerosa. Insgesamt fahren diese die Aktivität
von Immunzellen wie Tfh- und B-Zellen herunter und wirken so
entzündungshemmend. Blockierten die Forscher beispielsweise Signalwege von
Immunbotenstoffen, sogenannten Zytokinen, hatte dies deutliche
Auswirkungen auf die Immunzellen. Ein für ihre Funktion wichtiger
Transkriptionsfaktor etwa wurde durch verschiedene Behandlungen deutlich
inhibiert, und gibt dem Forschungsfeld daher neue Hinweise über die
Regulation menschlicher Tfh-Zellen.

Für ihre Versuche nutzten die Immunologen sowohl kleine Blöcke des
Tonsillen-Gewebes als auch hochkonzentrierte Suspensionen des aus den
Rachenmandeln gewonnenen Zellmaterials. "Suspensionen sind leichter zu
handhaben", sagt Angelika Schmidt, Postdoktorandin und für das Projekt
zuständige Wissenschaftlerin in Baumjohanns Gruppe. Und auch mit
zwischenzeitlich tiefgefrorenem Zellmaterial lassen sich die Ergebnisse
reproduzieren." Die neuen Verfahren, so schreiben die Wissenschaftler,
schaffen physiologisch relevante Versuchsbedingungen und stärken darüber
hinaus die Forschung an menschlichen Immunzellen, die bisher oft auf
Zellen aus dem Blut beschränkt ist. "Der Zugang zu diesem wertvollen
Material menschlichen Ursprungs gibt uns die Möglichkeit, Mechanismen der
Immunabwehr direkt in humanen Zellen zu analysieren und
entzündungshemmende Substanzen, die als Medikamente in Frage kommen, in
einem relevanten System zu testen", sagt Schmidt. Obwohl in der
Immunologie Tiermodelle nach wie vor unerlässlich sind, könnten diese
zukünftig durch die neuen Testverfahren auf ideale Weise ergänzt werden.


Originalpublikation:

Angelika Schmidt, Johanna E. Huber, Özen Sercan Alp, Robert Gürkov,
Christoph A. Reichel, Matthias Herrmann, Oliver T. Keppler, Thomas Leeuw
und Dirk Baumjohann:

Complex human adenoid tissue-based ex vivo culture systems reveal
anti-inflammatory drug effects on germinal center T and B cells

EBioMedicine 2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 27.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





VORSORGE/833: Familie in Planung? Rechtzeitig an Impfschutz denken (BGV)


Bundesverband für Gesundheitsinformation und Verbraucherschutz - Info Gesundheit e.V. - 27. Februar 2020

Familie in Planung? Rechtzeitig an Impfschutz denken!



Infektionskrankheiten wie Röteln, Windpocken und Keuchhusten können
für ungeborene Kinder und junge Säuglinge sehr gefährlich sein. Aus
diesem Grund sollten Frauen, die eine Familie gründen wollen, einen
Blick in ihren Impfpass werfen und fehlende Impfungen auffrischen
lassen. Eine Broschüre des Bundesverbands für Gesundheitsinformation
und Verbraucherschutz informiert.

Röteln und Windpocken können Fötus schwer schädigen

Ein vollständiger Impfschutz gegen Röteln und Windpocken ist für
Frauen im gebärfähigen Alter, spätestens aber bei Kinderwunsch
besonders wichtig. Die Infektionserkrankungen können in der
Schwangerschaft zu schwersten Schädigungen des Kindes führen. In den
ersten vier Wochen liegt das Risiko für Organfehlbildungen durch
Röteln bei 50 bis 60 Prozent, Ende des dritten Monats noch bei 7 bis
10 Prozent. Varizellen, die Erreger der Windpocken, sind in der Zeit
zwischen fünf Tagen vor und zwei Tagen nach der Geburt für das Kind
lebensbedrohlich. Da es sich bei den Impfstoffen gegen Röteln und
Windpocken um sogenannte Lebendimpfstoffe handelt, die geringe Mengen
an lebenden Erregern enthalten, sollten gerade geimpfte Frauen
möglichst innerhalb der nächsten vier Wochen nicht schwanger werden.
Mehrere hundert dokumentierte Impfungen kurz vor oder während einer
Schwangerschaft zeigen aber kein erhöhtes Risiko für Fehlbildungen
beim Kind, sodass eine versehentliche Impfung in dieser Phase keinen
Grund für einen Schwangerschaftsabbruch darstellt.

Kein ausreichender Nestschutz gegen Keuchhusten

Keuchhusten (Pertussis) kann bei Säuglingen zu schwerwiegenden
Symptomen führen und sogar tödlich enden. Etwa in zehn Prozent der
Fälle kommt es zu einer sogenannten Superinfektion mit dem Erreger der
gefährlichen bakteriellen Lungenentzündung (Pneumonie). Die Impfung
gegen Keuchhusten ist erst ab dem zweiten Lebensmonat möglich, sodass
Säuglinge in den ersten vier Wochen ein hohes Ansteckungsrisiko
tragen. Umso wichtiger ist es, dass die Mutter und andere enge
Familienmitglieder geimpft sind, damit sie das ungeschützte Kind nicht
anstecken können. Bei Bedarf sollte die Mutter in den ersten Tagen
nach der Entbindung ihren Impfschutz auffrischen lassen. Da es sich um
einen Todimpfstoff handelt, kann die Impfung auch ab dem vierten Monat
während der Schwangerschaft erfolgen.

Weitere Informationen und Impfkalender

Welche Infektionserkrankungen für Schwangere, Ungeborene und Säuglinge
außerdem gefährlich sind, was es mit dem sogenannten Nestschutz auf
sich hat und welche Impfungen zu welchem Zeitpunkt empfohlen werden,
erklärt die Broschüre "IMPFSCHUTZ - Empfehlungen für Personen mit
geschwächtem Immunsystem". Sie richtet sich auch an Personen, die
aufgrund chronischer Erkrankungen oder durch die regelmäßige Einnahme
immunschwächender Medikamente einen besonderen Impfschutz brauchen.
Die Broschüre wurde mit finanzieller Unterstützung der Pfizer
Deutschland GmbH erstellt und ist beim Bundesverband für
Gesundheitsinformation und Verbraucherschutz e.V. kostenfrei über das
Internet oder postalisch erhältlich. Außerdem gibt es die Möglichkeit
zum kostenlosen Download. Bestelladresse: BGV e.V., Heilsbachstraße
32, 53123 Bonn, www.bgv-impfen.de


Quelle: Robert Koch-Institut
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POLITIK/2037: Ameos verhandelt - Erfolge für Beschäftigte (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 9 vom 28. Februar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Ameos verhandelt 

Erfolge für Beschäftigte

Von Werner Sarbok



Am 20. Februar trafen sich Vertreter der Geschäftsführung von Ameos,
ver.di und dem Marburger Bund zur ersten Verhandlungsrunde in
Aschersleben. Am Vortag noch hatte Ameos-Vorstandschef Axel Paeger die
Zusage seiner Teilnahme zurückgezogen.

Paeger war während des Streiks mit eigentümlichen Zahlen an die
Öffentlichkeit gegangen. Es hätten vier Prozent der "Mitarbeiter"
gestreikt, die anderen 96 Prozent seien zur Arbeit gegangen. "Wir
reden über 160 von 4.000."

Die Ameos-Beschäftigten verdienen monatlich bis zu 500 Euro weniger
als ihre Kolleginnen und Kollegen bei anderen Krankenhaus-Betreibern
in der Umgebung. Diese Differenz erklärte Paeger mit einer
freiwilligen Reduzierung der Wochenarbeitszeit von 40 auf 35 Stunden.
ver.di-Streikleiter Bernd Becker rechnete das hoch und kam zu dem
Ergebnis, dass das einen Monatslohn von 3.500 bedeuten würde. "Dann
würden wir nicht streiken."

Das trübte aber offensichtlich den positiven Verlauf der Verhandlungen
nicht. Laut ver.di sollen nun die verbleibenden Wochen der
vereinbarten Streikunterbrechung an den Kliniken konstruktiv genutzt
werden, um die Grundpfeiler eines Tarifvertrages verbindlich
abzustimmen. Im Vordergrund stehen dabei für die Gewerkschaft spürbare
Gehaltserhöhungen für das ärztliche und nichtärztliche Personal.

Der ver.di-Landesbezirksleiter Oliver Greie fasst den
Verhandlungsverlauf wie folgt zusammen: "Mit dem Verlauf der
Verhandlung können wir leben. Unsere Tarifkommission wird in den
nächsten Tagen Vorlagen entwickeln, die dann die Grundlage der
künftigen Verhandlungen bilden werden." Die Verhandlungen sollen in
den nächsten Tagen fortgesetzt werden.

In den letzten Tagen wurde bekannt, dass die Ameos-Geschäftsleitung
die Kündigung gegen Kolleginnen und Kollegen, die sich im Dezember an
Warnstreiks beteiligt hatten, nicht weiter aufrecht erhalten wolle.
"Ich habe jeden einzelnen Fall geprüft und bin zur Erkenntnis
gekommen, dass keine der Kündigung rechtlich haltbar ist", sagte
Regionalgeschäftsführer Wiener gegenüber der "Mitteldeutschen
Zeitung". Die betroffenen Mitarbeiter würden nun aufgefordert, ihre
Arbeit wieder aufzunehmen.

Juristische Erfolge konnten zahlreiche Beschäftigte des
Ameos-Klinikums Halberstadt verbuchen. Richter des
Bundesarbeitsgerichts (BAG) in Erfurt sahen deren Forderungen nach
Entlohnung gemäß dem bestehenden Haustarifvertrag als berechtigt an.
2006 war zwischen Geschäftsleitung und Betriebsrat für den
Klinikstandort Halberstadt ein Haustarifvertrag abgeschlossen worden,
der Einkommenssteigerungen, angelehnt an die Tariferhöhungen im
öffentlichen Dienst, vorgesehen hatte. Ameos hatte diese vereinbarten
Entgeltsteigerungen 2014 ausgesetzt.
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POLITIK/2036: Kampf der Beschäftigten der Charité Facility Management geht in die zweite Runde (BAGA)


Berliner Aktion Gegen Arbeitgeberunrecht 

Aus der Pressemitteilung der Kampagne gegen Outsourcing und Befristung vom 29.02.2020

Der Kampf geht uns alle an

Solidarität mit den Beschäftigten der Charité Facility Management (CFM)



Protestzelt zur Unterstützung des Arbeitskampfs der Beschäftigten der
CFM

am 3. März 2020 9h bis 14h

 Augustenburgerplatz 1

 11h Stellungnahmen der Beschäftigten der CFM



Das Protestzelt findet im Vorfeld der Betriebsversammlung der
Beschäftigten der Charité Facility Management (CFM) am 4. März statt,
um die Belegschaft zu unterstützen. Um 11h werden Beschäftigte aus
erster Hand darüber berichten, wie ihre Situation in der
Tarifauseinandersetzung ist und über ihre Arbeitsbedingungen sprechen.

Es kann nur dann eine gute Pflege und gute Betreuung im Krakenkenhaus
geben, wenn auch die Beschäftigten gut bezahlt werden und unter
menschenwürdigen Bedingungen arbeiten können. Das können die
Beschäftigten der CFM aufgrund ihrer eigenen Erfahrungen bestätigen.

Uns als Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt gehen die
Arbeitbeitsbedingungen der Beschäftigten unmittelbar an. Denn es geht
hier um unsere Gesundheit und nachhaltige Betreuung der Patientinnen
und Patienten in den Charité-Krankenhäusern.

Die CFM wurde 2006 als Tocherunternehmen der Charité gegründet,
seitdem kämpft die Belegschaft für ihre Rückführung in die Charité und
Bezahlung nach TVöD.

Die CFM ist einer von vielen Betrieben in Berlin, in denen Outsourcing
und Befristung systematisch verwendet werden, um Löhne zu drücken,
Arbeitsbedingungen zu verschlechtern, Beschäftigte zu spalten und
Arbeitskämpfe klein zu kriegen.

Das alles findet im Verantwortungsbereich des Landes Berlin statt. Die
CFM ist eine 100%ige Tochter der Charité.

"Es ist ein Skandal, dass Menschen so niedrige Gehälter bezahlt
werden: für die unterste Lohnstufe an der CFM sind es gerade mal 11,50
Euro pro Stunde. Das ist inakzeptabel", sagt der Sprecher der Kampagne
Dustin Hirschfeld.

Aktueller Verhandlungsstand nach 3 Warnstreiktagen ist ein Angebot der
Geschäftsführung, 12,50 Euro für die untersten 3 Lohnstufen zu zahlen.

 Mehr Informationen zum Stand der Verhandlungen hier: 

https://www.verdi-cfm.com/

Das Protestzelt wird veranstaltet von der Kampagne gegen Outsourcing
und Befristung. Die Kampagne gegen Outsourcing und Befristung formiert
sich aus Beschäftigten verschiedener Betriebe in denen das Thema ist,
Kiezinitiativen, Gruppen und solidarischen Einzelpersonen.


Weitere Infos finden Sie hier

https://outsourcingstoppen.wordpress.com/

http://www.baga-berlin.de 

https://www.facebook.com/berlineraktiongegenarbeitgeberunrecht/

Unser Flyer zum Download:

https://berlineraktiongegenarbeitgeberunrecht.files.wordpress.com/2016/04/baga_flyer.pdf[https://berlineraktiongegenarbeitgeberunrecht.files.wordpress.com/2016/04/baga_flyer.pdf]
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HERZ/1228: S3-Leitlinie zur Rehabilitation von Herz-Kreislaufpatienten in Deutschland, Österreich und der Schweiz (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 27.02.2020

S3-Leitlinie zur Rehabilitation von Herz-Kreislaufpatienten in Deutschland,
Österreich und der Schweiz

Therapieempfehlungen auf der Basis einer systematischen und kritischen
Evaluation neuester wissenschaftlicher Ergebnisse



Herzpatienten mit koronarer Herzkrankheit (KHK), chronischer
Herzinsuffizienz, Herzklappenerkrankungen wird empfohlen, eine
kardiologische Rehabilitation durchzuführen, da diese den
Krankheitsverlauf günstig beeinflussen und die Lebensqualität verbessern
kann. Bei Patienten nach einem Herzinfarkt oder nach einer
Bypass-Operation senkt die Teilnahme an einer kardiologischen Rehabilitation
(KardReha) die Sterblichkeit deutlich. Bei Patienten mit systolischer
Herzinsuffizienz (HFrEF) werden körperliche Belastbarkeit und
Lebensqualität deutlich verbessert. Gemäß erster Studienergebnisse senkt
eine KardReha auch bei Patienten nach Klappenkorrektur, insbesondere nach
kathetergestütztem Aortenklappenersatz (TAVI), die Sterblichkeit deutlich.

Kardiologische Rehabilitation weiter verbessern

Um die Rehabilitation von Herzpatienten weiter zu verbessern und die
Behandlung an die aktuellen medizinischen Entwicklungen anzupassen, hat
die Deutsche Gesellschaft für Prävention und Rehabilitation von
Herz-Kreislauferkrankungen e.V. (DGPR) gemeinsam mit den Fachgesellschaften aus
Deutschland, Österreich und der Schweiz (D-A-CH), die sich klinisch und
wissenschaftlich mit der kardiologischen Rehabilitation beschäftigen, eine
neue Leitlinie verfasst. Prof. Dr. med. Bernhard Schwaab, Curschmann
Klinik, Timmendorfer Strand und Prof. Dr. med. Bernhard Rauch, Institut
für Herzinfarktforschung, Ludwigshafen koordinierten den gesamten
Leitlinienprozess, der sich über fünf Jahre erstreckte und im Januar 2020
von der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF) anerkannt und veröffentlicht wurde

https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/133-001.html Der
Geltungsbereich der Leitlinie erstreckt sich auf die an der Erstellung der
Leitlinie beteiligten Länder Deutschland (D), Österreich (A) und die
Schweiz (CH).

Neue Leitlinie deckt gesamten Bereich der kardiologischen Rehabilitation ab

Die S3-Leitlinie befasst mit dem gesamten Spektrum der KardReha, ausgehend
von den Zielen und den Indikationen bis hin zu den therapeutischen
Schwerpunkten (medizinische Betreuung, Sekundärprävention und körperliches
Training, psychosomatische Betreuung und Schulungen). In besonderem Maße
wird auf die individuelle Betreuung der Patienten unter Berücksichtigung
des jeweiligen Krankheitsbilds, wichtiger Begleiterkrankungen und der
jeweiligen psychosozialen Situation Wert gelegt.

Über die Hauptindikationen der KardReha hinaus diskutiert die Leitlinie
auch ausführlich die rehabilitative Therapie selbst. Dies betrifft
insbesondere das differenzierte körperliche Training, das kardiovaskuläre
Risiko-Management, die psychosozialen Interventionen und die Schulungen.
Auch seltenere Indikationen zur KardReha wie "Erwachsene mit angeborenem
Herzfehler (EMAH)", "Kunstherz (VAD)", "Myokarditis", "periphere
Arterielle Verschlusskrankheit (pAVK)", "Lungenembolie" und "pulmonale
Hypertonie" werden evaluiert.

Zielsetzungen der neuen Leitlinie im Einzelnen

- Strukturierte Neuentwicklung und Darstellung der Leitlinie zur
kardiologischen Rehabilitation für den praktischen Rehabilitationsalltag
im deutschsprachigen Raum auf der Basis der aktualisierten
wissenschaftlichen Evidenz.

- Erhöhung der Validität der Leitlinie durch externe Kontrollen und
Begleitung der Leitlinienentwicklung und -methodik durch die
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften e. V.

- Stärkung der Gültigkeit und Verbindlichkeit der Leitlinie durch
die Beteiligung relevanter Fachgesellschaften, Kostenträger und
Patientenorganisationen.

- Harmonisierung der kardiologischen Rehabilitation im
deutschsprachigen Raum Europas durch aktive Beteiligung der Nachbarländer
Österreich und Schweiz.

- Aufbau einer Struktur- und Datenbasis für eine künftige,
langfristige Leitlinientradition, die als Kontrollinstrument aber auch als
Motor für die kontinuierliche Weiterentwicklung der KardReha in der
klinischen Praxis im deutschsprachigen Raum dienen soll.


Neben der federführenden Fachgesellschaft DGPR haben sechs weitere
deutsche Fachgesellschaften (Deutsche Gesellschaft für Kardiologie,
Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie, Bundesverband
Niedergelassener Kardiologen, Deutsche Gesellschaft für Sportmedizin und
Prävention, Deutsches Kollegium für Psychosomatische Medizin, Deutsche
Gesellschaft für Rehabilitationswissenschaften) sowie die "Arbeitsgruppe
Prävention, Rehabilitation und Sportkardiologie" der ÖKG und die "Swiss
Working Group for Cardiovascular Prevention, Rehabilitation and Sports
Cardiology" (SCPRS) der SGK mitgewirkt. Darüber hinaus haben die
kardiologischen Gesellschaften aus Österreich (ÖKG) und der Schweiz (SGK)
diese Leitlinie konsentiert. Wegen der großen Bedeutung
sozialmedizinischer Fragestellungen wurde die Deutsche Rentenversicherung
Bund (DRV-Bund) an der Ausarbeitung und Konsentierung dieser Leitlinie
beteiligt. Über die Deutsche Herzstiftung waren vier Patientenvertreter
eingebunden, damit die Aspekte der partizipativen Entscheidungsfindung
("patients preference") berücksichtigt werden konnten. Der mehrstufige
interne und externe Review-Prozess wurde methodisch von der AWMF
begleitet. Diese Leitlinie kann u. a. über www.awmf.org und www.dgpr.de
heruntergeladen werden.

Möglichkeiten und Grenzen der kardiologischen Rehabilitation
Zusammenfassend zeigt diese Leitlinie die Stärken aber auch die Grenzen
der aktuell praktizierten kardiologischen Rehabilitation. Gut belegt ist,
dass die Intensität der therapeutischen Maßnahmen wie körperliches
Training und Reduktion der kardiovaskulären Risikofaktoren ein Minimum
überschreiten muss, um insbesondere die Prognose der betroffenen Patienten
zu verbessern.

Entwicklungsbedarf besteht bei den Rehabilitationswissenschaften. Hier
fehlt es u.a. an weltweit akzeptierten Standards zur Durchführung
kontrollierter Reha-Studien. Auch sind viele spezifische Patientengruppen
oder spezielle Themen wie die soziale Wiedereingliederung der Patienten
oder die Kosten-Effektivität der Rehabilitation unzureichend untersucht.
Diese länderübergreifende Leitlinie zur kardiologischen Rehabilitation
soll somit nicht nur eine Hilfe und Orientierung im Rehabilitationsalltag
sein, sie soll vielmehr auch dazu beitragen die KardReha zum Wohle der
Patienten weiterzuentwickeln.

Zentrale Themen der neuen S3-Leitlinie werden auf der 86. Jahrestagung der
Deutschen Gesellschaft für Kardiologie in Mannheim im Rahmen eines eigenen
Symposiums am Freitag, den 17. April 2020 um 11:30 Uhr in Raum 19
vorgestellt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgpr.de

https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/133-001.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79375

S3-Leitlinie zur Rehabilitation von Herz-Kreislaufpatienten in Deutschland, Österreich und der Schweiz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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INFEKTION/1848: Forschung zu multiresistenten Tuberkulose-Erregern - Mit KI neuen Wirkstoffkombinationen auf der Spur (idw)


Klinikum der Universität München - 27.02.2020

Gegen multiresistente Tuberkulose-Erreger: 

Mit künstlicher Intelligenz neuen Wirkstoffkombinationen auf der Spur



Grundlegend neue Ansätze gegen multiresistente Keime zu entwickeln: Das
ist das Ziel des Bayerischen Forschungsnetzwerks "Neue Strategien gegen
multiresistente Krankheitserreger mittels digitaler Vernetzung -
bayresq.net", das mit insgesamt 10 Millionen Euro gefördert wird.

Der Freistaat Bayern fördert ab 2020 sechs interdisziplinäre
Forschergruppen für ihre wegweisende Zukunftsforschung. Eines der Projekte
nutzt das Potential neuer digitaler Methoden und künstlicher Intelligenz
zur Bekämpfung multiresistenter Tuberkulose. Geleitet wird es von den
Wissenschaftlern PD Dr. Andreas Wieser vom Tropeninstitut am LMU Klinikum
München und vom Max von Pettenkofer-Institut der Ludwig-Maximilians-
Universität (LMU), Prof. Dr. Michael Hoelscher vom Tropeninstitut am LMU
Klinikum und Prof. Dr. Dr. Fabian Theis sowie Dr. Michael Menden von der
Technischen Universität München (TUM)/Helmholtz Zentrum München.

Tuberkulose ist die tödlichste Infektionserkrankung des Menschen und
fordert weltweit jährlich circa 1,5 Millionen Todesopfer. Für die
erfolgreiche Behandlung der Lungenerkrankung wird ein Mix aus
verschiedenen Medikamenten verabreicht. Problematisch wird es, wenn die
bakteriellen Erreger Resistenzen bilden. Um die Ausbreitung der
Tuberkulose zu verhindern, müssen daher nicht nur neue Antibiotika
entwickelt, sondern auch immer neue Wirkstoffkombinationen gefunden
werden. Geeignete 'Medikamentencocktails', die auch gegen resistente
Bakterien wirksam sind, können bislang nur durch teure klinische Studien
identifiziert werden. Es mangelt an nicht-klinischen, im Labor
durchführbaren Ansätzen, die das Zusammenspiel neuer Wirkstoffe
vorhersagen können.

Die Münchner Wissenschaftler wollen dies ändern: "Mit unserem Projekt
wollen wir das dringend benötigte präklinische Labormodell entwickeln, um
neue Wirkstoffkombinationen für die Tuberkulose-Behandlung bereits im
vorklinischen Stadium vorherzusagen", beschreibt Professor Michael
Hoelscher vom Tropeninstitut am LMU Klinikum das Forschungsvorhaben. "Wir
setzen selbstlernende Algorithmen ein, um das Zusammenspiel von
verschiedenen Medikamenten bei der Wirkung auf den Stoffwechsel der
Tuberkuloseerreger, den Mykobakterien, zu verstehen", erläutert Professor
Fabian Theis von der Technischen Universität München (TUM)/Helmholtz
Zentrum München. "Besonderes Interesse besteht darin, biologische Moleküle
zu bestimmen, die Resistenzmechanismen wiederspiegeln, und herauszufinden,
wie wir dies gezielt mit Medikamenten reversieren können", fügt Dr.
Michael Menden vom Helmholtz Zentrum München hinzu.

Einsatz neuer experimenteller Techniken und künstlicher Intelligenz:

Durch eine neue, an der LMU entwickelte experimentelle Technik kann die
Neubildung von vielen Biomolekülen in Mykobakterien dynamisch, das heißt
über die Zeit, gemessen werden. "Dadurch können wir die Veränderung der
Stoffwechselwege von Tuberkulose-Erregern während der Behandlung mit
Antibiotika beobachten. Dies ermöglicht es uns, die Wirkung verschiedener
Antibiotika sowohl einzeln als auch in Kombination zu charakterisieren",
schildert Dr. Andreas Wieser vom Tropeninstitut am LMU Klinikum München
und vom Max von Pettenkofer-Institut der LMU, das Vorgehen.

Die dabei entstehenden dynamischen Daten über die Wirkungsweise werden mit
Hilfe von künstlicher Intelligenz und Systembiologie modelliert, um ein
besseres Verständnis des Erregers zu erhalten. Damit wollen die Forscher
herausfinden, welche Wirkstoffe ideal zusammenpassen. Auf dieser Basis
könnten künftig neue Kombinationen von Medikamenten für die Behandlung von
Tuberkulose entwickelt werden, die auch gegen resistente Erreger wirksam
sind.

Forschergruppe vereint interdisziplinäre Expertise:

Mit ihrer interdisziplinären Grundlagenforschung vereinen die Münchner
Wissenschaftler Kompetenzen aus Fachgebieten wie analytischer Chemie,
Bioinformatik, Künstlicher Intelligenz, medizinischer Mikrobiologie und
Tropenmedizin. Mit dem neuen digitalen Forschungsansatz erweitert das
Tropeninstitut München sein bisheriges Portfolio und entwickelt sich mit
seinen Kooperationspartnern zunehmend zu einem Zentrum der
Tuberkuloseforschung.

Aus Sicht des Bayerischen Kunst- und Wissenschaftsministers Bernd Sibler
wird das neue Forschungsnetzwerk bayresq.net dazu beitragen, eine
wesentliche Lücke in der Erforschung und langfristigen Bekämpfung
multiresistenter Krankheitserreger zu schließen: "Unsere Hochschulen im
Freistaat haben hierzu wesentliche Kompetenzen. Wir setzen auf ihre
Expertise, um auf diesem Gebiet neue Erkenntnisse zu gewinnen, den
wichtigen interdisziplinären Austausch weiter voranzutreiben und damit
neue Wege zu finden, um unsere Gesundheit zu schützen", so der Minister.

Über bayresq.net:

Mit bayresq.net erhalten insgesamt sechs interdisziplinäre
Forschungsgruppen vom Freistaat ab 2020 für fünf Jahre jeweils jährlich
bis zu 275.000 Euro. Die Zukunftsprojekte werden neben der Ludwig-
Maximilians-Universität München (LMU) und der Technischen Universität
München (TUM) an der Friedrich-Alexander-Universität (FAU) Erlangen-
Nürnberg, der Universität Regensburg und der Julius-Maximilians-
Universität Würzburg (JMU) durchgeführt. Mit den Fördermitteln des
Freistaats werden neben den Forschungsgruppen auch der Aufbau einer
zentralen Datenplattform und eines gemeinsamen Datenmanagements
ermöglicht.

Das Vorhaben ist Teil der Strategie BAYERN DIGITAL des Freistaats. Alle
sechs an dem Programm beteiligten Verbundprojektgruppen sollen in einem
gemeinsamen "Open Data Management" und in enger Zusammenarbeit ihre
Expertise über ganz Bayern bündeln. Die Erfahrung mit früheren
Netzwerkprogrammen hat gezeigt, dass diese Form der Interdisziplinären
Forschung mit einem deutlichen Mehrwert verbunden ist und
Forschungsprojekte schneller zum Erfolg führt.

Referenz:

Global tuberculosis report 2019. Geneva: World Health Organization; 2019.

Licence: CC BY-NC-SA 3.0 IGO.

https://apps.who.int/iris/bitstream/handle/10665/329368/9789241565714-eng.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.bayresq.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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PFLEGE/803: Ausgestiegen - Wenn in der Pflege der Druck zu stark wird (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 9 vom 28. Februar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Ausgestiegen 

Wenn in der Pflege der Druck zu stark wird

Werner Sarbok im Gespräch mit Rainer Sadowski



Rainer Sadowski (Name von der Redaktion geändert) ist examinierter
Altenpfleger und aktiv im Dortmunder Pflegebündnis. Nach 22 Jahren ist
er aus der Pflege ausgestiegen. Die UZ sprach über seine Gründe und
darüber, wie ein Einstieg wieder denkbar wäre.


UZ: Wie bist du zur Pflege gekommen?

Rainer Sadowski:  Irgendwann war eine der ersten privaten
Arbeitsvermittlerfirmen auf mich zugegangen und hat mich gefragt, ob
ich mir vorstellen könnte, als Haushaltshelfer pflegerisch tätig zu
sein. Da wäre das Angebot eines ambulanten Pflegedienstes, wo man
etwas Haushalt macht und eben auch Hilfe leistet beim Aufstehen,
An- und Auskleiden, also Dinge, für die man noch keine Ausbildung
braucht.

Das habe ich ausprobiert und fast drei Jahre für diesen ambulanten
Pflegedienst gearbeitet. Ich bin übers Land gefahren und bin zu den
Leuten in die Wohnung und habe ihnen dann da eben zukommen lassen, was
ich ihnen zukommen lassen durfte, und manchmal auch ein bisschen mehr.
Ich hatte zwischen den Patientinnen und Patienten immer einen relativ
weiten Fahrweg, auf dem Land wohnen die Leute ja nicht so gedrängt.
Und es war ein anderes Abrechnungssystem als heute. Man hatte einfach
die Zeit, die man brauchte.


UZ: Du hast als Ungelernter angefangen und dann hast du eine
Ausbildung gemacht?

Rainer Sadowski:  Genau. Als ich merkte, dass mir die Arbeit
liegt, wollte ich das auch richtig können und bin dann, um mich
umschulen zu lassen, nach Dortmund gegangen. Ich hatte von einer
Altenpflegeschule gehört, die einen wirklich guten Ruf hatte und die
mir dann auch eine gute Ausbildung angedeihen ließ. Ich bin dann nach
der Ausbildung in ein privates Pflegeheim eingestiegen.

Da erlebte ich die erste Geschichte, über die ich heute noch den Kopf
schütteln kann. Ich war ziemlich frisch, wenn überhaupt drei Wochen im
Job, und sollte dann für die ganze Station die Tabletten stellen. Ich
kannte ja die Bewohner noch nicht und hatte vorher mit den Tabletten
nichts zu tun gehabt, außer eben die gestellten Tabletten an die
Menschen weiterzugeben. Aber jetzt sollte ich die stellen.

Und Medikamente sind eine kitzlige Sache. Wenn man da was falsch
macht, hat das auch Konsequenzen für die Patientinnen und Patienten.
Deswegen haben wir in der Ausbildung auch gelernt, da sehr genau zu
sein. Und dann habe ich da eben dreieinhalb Stunden dafür gebraucht.
Es handelte sich immerhin um ungefähr vierzig Menschen, die Tabletten
kriegen sollten, und da war ich nach den Vorstellungen meiner
Wohnbereichsleitung einfach zu langsam. Sie hat sich mich vorgeknöpft
und mir gesagt: So geht es nicht. Du kannst nicht auf dem Rücken
deiner Kollegen da stundenlang sitzen. Die müssen dann für dich mehr
Arbeit leisten, weil sie ja die Menschen irgendwie an den
Frühstückstisch kriegen müssen.


UZ: Wie lange hast du denn insgesamt in der Pflege gearbeitet?

Rainer Sadowski:  Insgesamt 22 Jahre mit Unterbrechungen. Nach
meinem ersten Burnout habe ich ein Jahr Pause gemacht und jetzt, nach
meinem zweiten Burnout, bin ich dann ausgestiegen aus der Pflege.


UZ: Was waren aus deiner Sicht die Ursachen für deine Burnouts?

Rainer Sadowski:  Man versucht da, gewissenhaft und richtig und
vernünftig zu arbeiten, aber man hat die Zeit nicht dafür. Man wird
dann bedrängt, dass man schneller arbeiten muss, und das geht einfach
auf Kosten der Patientinnen und Patienten. Und je schneller man
arbeiten muss, umso fahriger wird man und umso ungenauer.


UZ: Was führt aus deiner Sicht zu den hohen Belastungen für
die Pflegekräfte?

Rainer Sadowski:  Die meiste Zeit meines Berufslebens habe ich
in einem 12-zu-2-Rhythmus gearbeitet. Das heißt, zwölf Tage arbeiten,
zwei Tage frei. Das war dann meistens das Wochenende. Aber man musste
natürlich am Wochenende arbeiten, denn die Menschen müssen ja auch am
Wochenende aus dem Bett kommen.

Aber dass man regelmäßig zwei Wochenenden im Monat arbeiten muss und
dann manchmal auch oft am dritten Wochenende noch einspringen muss,
damit ist die eigene Krankheit schon programmiert.

Und man ist einfach im Privatleben überhaupt nicht planbar. Man kann
sich nicht verabreden, weil man nicht weiß, ob man dann doch wieder
einspringen muss. Der Dienstplan wird oft umgeworfen. Und auf die Art
und Weise wird man eben in seinem Privatleben völlig unberechenbar für
Freunde oder auch für die Beziehungspartnerin.

Ja, das ist einfach sehr schwierig, in dem Beruf ein Privatleben zu
haben. Zumal man im Zeitalter der Handytechnologie ja auch immer und
überall erreichbar ist.

Dann kommt noch dazu, dass der Organisierungsgrad unter den
Pflegekräften gering ist. Ich war in einem Betrieb mit ungefähr 40
Angestellten der einzige Gewerkschafter. Und wenn in privaten
Pflegeheimen Kolleginnen und Kollegen versuchen, einen Betriebsrat zu
gründen, wird nach fadenscheinigen Gründen gesucht, um die Leute zu
entlassen. Das sind auch Auswirkungen der Privatisierungen in der
Altenpflege.


UZ: Warum haben denn die Pflegekräfte so wenig Zeit für die
ihnen anvertrauten Menschen?

Rainer Sadowski:  Also da gibt es eine Tabelle, wo die
Tätigkeiten nach Leistungskomplexen aufgeschlüsselt sind. Da ist zum
Beispiel die erweiterte kleine Körperpflege. Das umfasst Hilfe beim
Aufstehen oder Verlassen des Bettes, An- und Auskleiden, Teilwaschen,
Mund- und Zahnpflege und Kämmen. Dieser Vorgang darf 45 bis 60 Minuten
dauern, der Pflegedienst kann dafür 16,25 Euro abrechnen. Da ist klar,
dass der Chef oder die Chefin gerne möchte, dass man schneller ist.


UZ: Du bist ja jetzt in keiner Einzelsituation. Angeblich
haben wir Fachkräftemangel in der Pflege, auf der anderen Seite sind
ja zigtausend wie du aus dem Beruf ausgestiegen. Es gibt ja auch eine
Initiative "Ich komme wieder, wenn ..." Was müsste geschehen, damit du
wieder in der Pflege arbeiten könntest und auch wolltest?

Rainer Sadowski: Dafür müsste das System fast neu erfunden
werden. Der Fehler liegt meiner Meinung nach darin, dass irgendwelche
Leistungskomplexe gebildet werden, wo dann im Einzelnen definiert ist,
was man da machen darf. Weil alles, was über den Leistungskomplex
hinausgeht, nicht vergütet wird. Und wenn die Mundpflege ein bisschen
schwierig ist oder der Mensch sich heute noch besonders schlecht
bewegen kann, dann dauert das alles eben länger, als es irgendwie
angedacht ist.

Ich käme wieder, wenn die Privatisierung zurückgenommen würde, es
garantiert drei freie Wochenenden pro Monat gäbe, die Freizeit also
planbar wäre, die Vergütung für eine der wichtigsten Tätigkeiten in
unserer Gesellschaft sehr deutlich angehoben würde und es deutlich
mehr ungestörten Urlaub gäbe.


UZ: Du engagierst dich im Dortmunder Pflegebündnis, um etwas
in der Pflege zu verändern. Wie bringt ihr das Thema in die
Öffentlichkeit?

Rainer Sadowski:  Wir machen öffentliche Aktionen. Wir gehen in
die Fußgängerzonen. Wir planen jetzt so was wie eine Klagemauer, die
stellen wir dann in der Dortmunder Fußgängerzone auf. Wir waren auch
auf einer Demo in Leipzig, als da das Treffen der Gesundheitsminister
der Länder war, und haben denen Rezepte vorgelegt, Diagnosen, welche
Krankheiten das Gesundheitssystem hat und mit welchen Rezepten und
Therapien man dagegen vorgehen könnte, und haben denen das dann in
großer Form überreicht.

 * 
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AKTION/1047: Hamburg - Industrialisierte Medizin im Datenrausch, 24.04.2020


Aktion "Stoppt die e-Card" - 12. Februar 2020

Einladung zur Veranstaltung 

Industrialisierte Medizin im Datenrausch

Wo bleiben wissenschaftliche Erkenntnis, Therapiefreiheit und
Datensicherheit in Zeiten von Big Data und KI?



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn ändert und kreiert im
Monatsrhythmus Gesetze, die sich um Digitalisierung drehen. Seine
Haltung dazu lassen Aussagen wie "Digital macht gesund", "Daten können
heilen" und "Datenschutz ist was für Gesunde" sehr deutlich werden.
Gleichzeitig kommen immer mehr Sicherheitslücken in dem staatlichen
Projekt der Gesamtvernetzung des Gesundheitswesens ans Tageslicht. Mit
einem neuen Digitalgesetz werden Ärzte und Psychotherapeuten
gezwungen, sich an eine Handy-App-Akte anzuschließen, die
unzuverlässig und zeitraubend ist. Sie sind verunsichert, fühlen sich
von der Politik massiv unter Druck gesetzt und mit den Problemen
alleingelassen. Und Patienten sorgen sich um ihre Daten und ihre
Privatsphäre.

Was sind die Folgen? Das diskutieren wir mit Ihnen und renommierten
Referenten. Wir laden Sie herzlich ein zu einer kritischen
Veranstaltung zur totalvernetzten digitalisierten Medizin und ihren
Auswirkungen.

Termin:  24. April 2020, 15.00 bis 18.30 Uhr
Ort:  Ärztehaus Hamburg (großer Saal), Humboldtstr. 56

Referenten: 


	Prof. Gerd Antes, Mathematiker, Biometriker und bis 2018 Direktor des Deutschen Cochrane Zentrums

	Prof. Jens Prütting, Bucerius Law School, Direktor des Instituts für Medizinrecht

	Dr. Wolfgang Wodarg, Mitglied im Vorstand von Transparency International Deutschland e. V., Präsident der Rheuma-Liga Schleswig-Holstein e. V.

	Martin Tschirsich, Unabhängiger IT-Sicherheitsanalyst, Sicherheitsexperte Chaos Computer Club

	Dr. Silke Lüder, Fachärztin für Allgemeinmedizin, Stellvertretende Vorsitzende Freie Ärzteschaft e. V.



Anschließend folgt eine Podiumsdiskussion mit den Referenten sowie Dr.
Svante Gehring, Sprecher im Vorstand der Ärztegenossenschaft Nord und
Stellvertretender Vorsitzender von MEDI GENO Deutschland, und Kerstin
Sude, Psychologische Psychotherapeutin und Stellvertretendes Mitglied
im Landesvorstand des Deutschen Psychotherapeutenverbandes (DPtV)
Hamburg. Wir freuen uns auf die rege Beteiligung des Publikums.

Veranstalter:  Freie Ärzteschaft e. V., IPPNW Hamburg,
Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung, Bundesweite Aktion "Stoppt die
e-Card", Ärztegenossenschaft Nord e.G., Deutsche
Psychotherapeutenvereinigung in Hamburg (DPtV)


Bitte um Anmeldung per Mail an: 

Anmeldung-ti-veranstaltung@praxis-am-grachtenplatz.de

 * 


Über die Aktion "Stoppt die e-Card"

"Stoppt die e-Card" ist ein breites Bündnis von 54
Bürgerrechtsorganisationen, Datenschützern, Patienten- und
Ärzteverbänden. Unter anderem gehören dazu: Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung, Digitalcourage, Chaos Computer Club, IPPNW,
Freie Ärzteschaft e. V., NAV-Virchowbund, Deutsche AIDS-Hilfe. Das
Bündnis lehnt die eGK ab und fordert, das milliardenschwere Projekt
einzustampfen. Sprecher der Aktion "Stoppt die e-Card" sind Dr. Silke
Lüder, Gabi Thiess, Dr. Manfred Lotze und Kai-Uwe Steffens.

 * 

Quelle:

Bündnis "Stoppt die e-Card"

Pressemitteilung vom 12. Februar 2020

Freie Ärzteschaft e.V.

Presse: Dr. Silke Lüder

Fachärztin für Allgemeinmedizin

Grachtenplatz 7, 21035 Hamburg

E-Mail: mail@silkelueder.de

Internet: www.stoppt-die-e-card.de
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LABEL/5195: Warner Music Klassik News - 28. Februar 2020 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 28. Februar 2020



Bekannte unbekannte Beethoven-Lieder: Ian Bostridge mit Liedern
und Volksliedern

Mit seinen Liedaufnahmen hat er großartige Schubert- und
Schumann-Interpretationen vorgelegt, und es ist kaum verwunderlich,
dass der englische Tenor Ian Bostridge es nicht bei den bekannten
Werken belässt. Vom berühmten Zyklus An die ferne Geliebte aus
erkundet er weitere Einzellieder und das bisher wenig beachtete
Repertoire von Beethovens Volksliedbearbeitungen, das sich als wahrer
Schatz entpuppt.

VÖ: 10. April 2020 - CD 0190295276430

auch digital erhältlich


Authentischer Schostakowitsch aus Toulouse: Tugan Sokhiev
dirigiert die Sinfonie Nr. 8

Die 1943 uraufgeführte achte Sinfonie (auch Stalingrad-Sinfonie
genannt) von Dmitri Schostakowitsch prägt ein neues Kapitel in der
Diskografie des Orchestre national du Capitole du Toulouse. Dessen
Chefdirigent Tugan Sokhiev erweitert das traditionelle französische
Repertoire des Orchesters nun ins Russische. Sokhiev entstammt der
Schule des legendären russischen Dirigenten und Lehrers Ilija Musin -
einem Schostakowitsch-Weggefährten, der auch Persönlichkeiten wie
Valery Gergiev, Teodor Currentzis oder Yuri Termikanow zu seinen
Schülern zählte.

VÖ: 06. März 2020 - CD 0190295284367

auch digital erhältlich


IBIZA SYMPHONICA präsentiert von Milk & Sugar und den
Münchner Symphonikern

Das Münchner Produzentenduo Milk & Sugar hat legendäre Klassiker der
elektronischen Clubgeschichte (wie Lola's Theme, Insomnia und Café
del Mar) neu arrangiert. Gemeinsam mit dem Projekt Euphonica sind
orchestrale Meisterwerke von einzigartigem Sound und fantastischer
Strahlkraft entstanden - live eingespielt von den Münchner
Symphonikern.

VÖ: 06. März 2020 - CD 0190295369880

auch digital erhältlich


André Cluytens

Der erste Beethoven-Zyklus der Berliner Philharmoniker

Es war der in Belgien geborene André Cluytens, der den ersten
Beethoven-Zyklus der Berliner Philharmoniker zwischen 1957 und 1960
einspielte und damit in den ersten Jahren des Stereo-Zeitalters für
einen Meilenstein der Schallplatten-geschichte sorgte, an den man
sich auch im Beethoven-Jahr 2020 erinnern sollte. Jetzt erscheint er
als Wiederveröffentlichung in modernem Remastering in einer 5-CD-Box.

VÖ: 03. April 2020 - CD 0190295381066

auch digital erhältlich


Erinnerungen an eine viel zu kurze Maestro-Karriere: Alle
Warner-Aufnahmen von Guido Cantelli zum 100. Geburtstag

Er hätte zum absoluten Superstar unter den Dirigenten des 20.
Jahrhunderts werden können - doch dann beendete ein tragischer Unfall
seine Karriere, als sie gerade begonnen hatte. Guido Cantelli war das
junge Genie unter den Maestros seiner Zeit. Nicht einmal zehn Jahre
blieben Cantelli, um sich auf den Podien der Welt zu entfalten: Am
24. November 1956, mit nur 36 Jahren, fiel er in der Nähe von Paris
einem Flugzeugabsturz zum Opfer. Was bleibt, sind seine
herausragenden Einspielungen. Jetzt erscheinen zu Cantellis 100.
Geburtstag seine kompletten Aufnahmen des Warner Kataloges im neuen
Remastering auf zehn CDs.

VÖ: 27. März 2020 - CD 0190295383039


Vorschau:

Alles vom "Weltquartett" zum 50. Geburtstag: Alban Berg Quartett -
The Complete Recordings

Wer zwischen 1970 und 2008 gerne Kammerkonzerte besuchte, durfte sich
einen Auftritt des Alban Berg Quartetts nicht entgehen lassen.
Während der gesamten Zeit seines fast vier Jahrzehnte währenden
Bestehens galt es als beste Formation seiner Art überhaupt. Seine
Diskografie zeichnet die komplette Geschichte der edlen Gattung
Streichquartett nach - von den Anfängen des klassischen Übervaters
Haydn bis zur Moderne. Zum 50. Geburtstag erscheinen nun dessen
sämtliche Aufnahmen inklusive der DVD-Produktionen in einer
umfangreichen Box.

VÖ: 08. Mai 2020

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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JAZZ/2224: Bocholt - BOHJazz mit Nicolo Ricci, 05.03.2020


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Kultur in Bocholt: BOHJazz mit Nicolo Ricci

5. März 2020 // 20:30 Uhr // TextilWerk // Eintritt frei



Bocholt (PID). Die zweite Ausgabe der Konzertreihe "BOHJazz" im neuen
Jahr findet am Donnerstag, 5. März 2020, in der Skylounge des
TextilWerks. Jazzgitarrist Christian Hassenstein und sein Trio lädt
als Gastsolisten den Saxophonisten Nicolò Ricci ein. Neugierige
Besucherinnen und Besucher können sich auf traditionelle Jazz- und
Swing-Klänge dieser einzigartigen Kombination freuen. Das Konzert
beginnt um 20:30 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eingang ist nur über den
Fahrstuhl möglich.

Das Jazztrio spielt alle zwei Monate und dies stets in neuer
Besetzung. Bei diesem Konzert tritt Christian Hassenstein gemeinsam
mit dem Saxophonisten Nicolò Ricci auf. Die Besucherinnen und Besucher
erwartet eine herausragende Kombination von Seiten- und
Blasinstrumenten.

Auftritte in ganz Italien

Nicolò Ricci ist in Sexten San Giovanni, einer Industriestadt im
Norden von Mailand aufgewachsen. Schon bald begann er sich für Musik
zu interessieren. Im Alter von 12 Jahren erhielt er von seiner Mutter
ein Saxophon geschenkt. Anschließend begann er sein Studium, zunächst
an einer örtlichen Musikschule und anschließend am Konservatorium
G.Verdi in Mailand. Noch während der Studienzeit stürzte er sich in
die Mailänder Jazzmusikszene und trat in ganz Italien auf.
Für einen Masterstudiengang am Conservatorium van Amsterdam zog Ricci
nach Amsterdam, wo er heute noch lebt. Dank der internationalen und
lebendigen Musikszene hat er dort die Möglichkeit, in den Niederlanden
und auf der ganzen Welt mit verschiedenen Bands zu spielen, so der
Musiker.

Die Veranstaltung findet mit Unterstützung der Stadtsparkasse Bocholt
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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KLASSIK/10311: Berlin - Klaviertrios von Schostakowitsch, Beethoven und Tschaikowsky, 5.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 2.3.2020

Debüt im Deutschlandfunk Kultur

Trio Marvin mit Klaviertrios von Schostakowitsch, Beethoven und
Tschaikowsky

Donnerstag, 5. März 2020, 20.00 Uhr, im Kammermusiksaal der Berliner
Philharmonie



In der Konzertreihe "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" präsentiert sich
das vielfach ausgezeichnete Trio Marvin am Donnerstag, 5. März 2020 um
20.00 Uhr, im Kammermusiksaal der Berliner Philharmonie.

Das Klaviertrio, dessen Spielweise sich durch künstlerische
Authentizität, dynamisches Zusammenspiel und die Liebe zum Detail
auszeichnet, ist in diesem Konzert mit dem 1. Klaviertrio von Dmitrij
Schostakowitsch, Ludwig van Beethovens berühmtem "Geister-Trio" und
Peter Tschaikowskys Klaviertrio a-Moll op. 50 zu erleben.

Das Trio Marvin gewann bereits wenige Monate nach seiner Gründung
durch die Pianistin Vita Kan, den Cellisten Marius Urba und die
Geigerin Marina Grauman den 1. Preis beim Felix Mendelssohn Bartholdy-
Wettbewerb 2017 in Berlin. Viele weitere Auszeichnungen, unter anderem
beim "Premio Trio di Trieste", beim Internationalen ARD-
Musikwettbewerb in München sowie beim "Melbourne International Chamber
Music Competition", folgten. Rundfunkübertragungen beim ORF, BR und
SWR dokumentieren die rege Konzerttätigkeit im In- und Ausland. Das
Studium beim Artemis Quartett an der Universität der Künste Berlin und
die unterschiedliche Herkunft seiner Mitglieder prägen den besonderen
Zugang des Trio Marvin zur Kernliteratur der Klassik und Romantik,
aber auch zu Komponisten der ehemaligen Sowjetunion, die bei den
Musikern einen hohen Stellenwert einnehmen.

Donnerstag, 5. März 2020, 20.00 Uhr im Kammermusiksaal der
Philharmonie Berlin

Live-Übertragung im Programm von Deutschlandfunk Kultur

Trio Marvin:

Vita Kan, Klavier - Marina Grauman, Violine - Marius Urba, Violoncello

Dmitrij Schostakowitsch:

Klaviertrio Nr. 1 c-Moll, op. 8

Ludwig van Beethoven:

Klaviertrio D-Dur, op. 70 Nr. 1 "Geister-Trio"

Pause

Peter Tschaikowsky:

Klaviertrio a-Moll, op. 50

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" gehört zu den
traditionsreichsten Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge
vielversprechende Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen
eine eindrucksvolle Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im
Kammermusiksaal der Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem
Deutschen Symphonie-Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im
Jahr 1959 unter dem Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe auf
eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später zu einer
Weltkarriere ansetzten, darunter Jacqueline Du Pré und Daniel
Barenboim (beide 1963), Jessye Norman (1969) und Simon Rattle (1977),
Jewgenij Kissin (1987) und Cecilia Bartoli (1988), Daniel Hope (1993)
und Renaud Capuçon (2000), Tugan Sokhiev (2003) und Daniil Trifonov
(2013). Das 60-jährige Jubiläum der Reihe wurde im Oktober 2019 mit
einem Galakonzert mit dem Deutschen Symphonie-Orchester Berlin und elf
ehemaligen Debütanten - allesamt mittlerweile namhafte Dirigenten und
Solisten - in der Berliner Philharmonie gefeiert.

Weitere Informationen:

deutschlandfunkkultur.de/debuet

deutschlandradio.de/pressemappen

Tickets ab 14 EUR (Studierende und Schüler 10 EUR)

Telefon: 030 - 20 29 87 11, Fax: 030 - 20 29 87 29, Mail: tickets@roc-Berlin.de

Online: Webshop der ROC

Kartenbüro der ROC GmbH Berlin, Charlottenstr. 56 | 2. OG | 10117 Berlin | am Gendarmenmarkt

Mo bis Fr 9.00 - 18.00 Uhr

Kasse der Philharmonie, VVK und AK, Mo.-Fr. 15.00-18.00 Uhr, Sa./So. 11.00-14.00 Uhr

sowie bekannte Vorverkaufsstellen

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LIEDER/1840: Lübeck - Stephan Sulke. »Liebe ist nichts für Anfänger«, 28.3.2020


THEATER LÜBECK

Stephan Sulke: »Liebe ist nichts für Anfänger«

28.03.2020, 20.00 Uhr, Kammerspiele



Wohl kein deutschsprachiger Songpoet hat Frauen und Männer und ihre
komplizierte Beziehung so sensibel porträtiert wie Stephan Sulke. Mit
»Uschi (Mach' kein' Quatsch)« hat er einen der witzigsten Songs in
deutscher Sprache geschrieben, mit »Lotte« einen der traurigsten. Aber
auch Gesellschaftskritisches wie »Die Moral« nahm Stephan Sulke im
Laufe einer 50-jährigen Karriere auf. »Meine Musik war immer eine
Mischung aus Sarkasmus, Melancholie und etwas Blödelei«, sagt der
Sänger und Pianist im Gespräch mit der Deutschen Presse-Agentur. Das
neue Album des 73-Jährigen hat wieder diesen ganz speziellen
Sulke-Zauber, der ihn für viele zum besten deutschen Song-Poeten
macht.

Eintritt: 39/34/29 Euro; VIP - meet & greet 50 Euro

Weitere Infos www.stepahnsulke.com

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2020

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9332: Aus aller Welt - 02.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kein Ende der Regierungskrise im Irak

Nach wochenlangen Verhandlungen hat der frühere irakische
Regierungschef Mohammed Allawi seine Versuche, eine Regierung zu
bilden, aufgegeben, berichtete die Nachrichtenagentur AFP. In einem
Brief an Präsident Barham Saleh kritisierte Allawi, daß einige
irakische Parteien nur ihre eigenen Interessen verfolgen würden, ohne
auf die nationalen Anliegen des Landes zu achten. Laut Verfassung muß
Saleh nun innerhalb von 15 Tagen einen anderen möglichen
Regierungschef benennen. Der Präsident hatte Allawi Anfang Februar
mit der Regierungsbildung beauftragt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9332: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Feuerwehr entdeckt zwei Leichen in ausgebranntem Wohnwagen

Bei einem Löscheinsatz in der schleswig-holsteinischen Stadt Mölln
hat die Feuerwehr zwei verbrannte Leichen in einem Wohnwagen
entdeckt. Wie aus einem Beitrag des NDR hervorgeht, brannten zwei
Wohnwagen auf einem Firmengelände am Montagmorgen komplett aus. Ein
Übergreifen der Flammen auf eine benachbarte Halle konnten die
Einsatzkräfte verhindern. Die Ursache des Feuers ist noch nicht
bekannt. Und auch die Identität der Toten ist noch unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9329: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Südkorea meldet nordkoreanischen Raketentest

Nordkorea soll nach Angaben des südkoreanischen Generalstabs heute
zwei ballistische Kurzstreckenraketen in Richtung offenes Meer
abgefeuert haben. Wie aus einem Beitrag der südkoreanischen
Nachrichtenagentur Yonhap hervorgeht, wurden die Projektile im
Abstand von 20 Sekunden nahe der nordkoreanischen Küstenstadt
Wonsan gestartet. Beide Geschosse sollen in einer Höhe von 35
Kilometern etwas 240 Kilometer weit geflogen sein, bevor sie in das
Japanische Meer stürzten. Das Verteidigungsministerium in Seoul
vermutet, daß die Raketenabschüsse im Rahmen eines derzeit laufenden
Wintermanövers der nordkoreanischen Streitkräfte erfolgten. Laut
Yonhap war dies der erste nordkoreanische Waffentest dieser Art seit
95 Tagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9331: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mario Voigt ist neuer CDU-Fraktionschef in Thüringen

In Erfurt hat die CDU-Landtagsfraktion Mario Voigt zu ihrem neuen
Fraktionschef gewählt. Nach dem Debakel um die
Ministerpräsidentenwahl im Freistaat hatte der bisherige Partei- und
Fraktionsvorsitzende Mike Mohring seinen Rücktritt angekündigt. Nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur erhielt Voigt 15 von 21
Stimmen, drei Abgeordnete votierten gegen ihn, drei enthielten sich.
Über die Nachfolge an der Parteispitze will die Thüringer CDU bei
einem Landesparteitag am 18. April entscheiden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9329: Tragisches und Kurioses - 02.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Flugzeugabsturz in Sachsen-Anhalt fordert zwei Menschenleben

Auf einem Sportflugplatz in Hoym-Seeland (Sachsen-Anhalt) ereignete
sich am Sonntagnachmittag ein tragisches Unglück. Ein
Ultraleichtflugzeug stürzte unmittelbar nach dem Start auf einem
Acker ab und fing sofort Feuer. Beide Insassen kamen dabei ums Leben,
berichtete die Deutsche Presse-Agentur. Bei den Toten handelt es sich
um einen 52jährigen Mann und eine 36jährige Frau aus dem Raum Goslar,
teilte die Polizei in Magdeburg mit. Beamte der Kriminalpolizei und
Experten des Bundesamts für Flugunfalluntersuchung ermitteln zur
Unfallursache.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8414: Aus Forschung und Technik - 02.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos prognostiziert mehr als 25 Weltraumstarts 2020

Wie viele Weltraumstarts plant die russische Weltraumbehörde Roskosmos
in diesem Jahr? Wie die Behörde der Nachrichtenagentur Tass
mitteilte, sind allein zwanzig Einsätze mit der Sojus-Trägerrakete
geplant. Die Starts sollen demnach von den Raumfahrthäfen Baikonur in
Kasachstan, Wostotschny im Amur-Gebiet und Plessezk im Gebiet
Archangelsk sowie vom europäischen Raumfahrtzentrum Kourou in
Französisch-Guayana erfolgen. Außerdem sollen die Tests mit der neuen
schweren Angara-Trägerrakete wieder aufgenommen werden. Mit dem Bau
einer Startrampe in Wostotschny wurde bereits begonnen. Im
vergangenen Jahr führte Rußland 25 Weltraumstarts durch. Dabei
hatte Dimitri Rogosin, der Generaldirektor von Roskosmos, eigentlich
45 Starts angekündigt. Auf einer Fachkonferenz im Februar in Moskau
äußerte sich Rogosin diesmal zurückhaltender. Mehr als 25 dürften es
2020 wohl werden, erklärte er.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8428: Aus aller Welt - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Griechenland hält Flüchtlinge aus der Türkei von Einreise ab

Die Regierung in Ankara hält seit Samstag die Flüchtlinge in der
Türkei nicht mehr davon ab, ihren Weg nach Europa zu suchen. Aber die
Menschen werden an der griechischen Staatsgrenze von Polizei unter
Einsatz von Wasserwerfern und Tränengas aufgehalten. Der konservative
griechische Ministerpräsident Mitsotakis setzte das Asylrecht in
Griechenland für einen Monat aus. Er erklärte nach einer
Krisensitzung des nationalen Sicherheitsrats am Sonntag in Athen, man
werde jeden, der ohne gültige Reisedokumente über die Grenze komme,
ohne Registrierung und ohne die Möglichkeit, einen Asylantrag zu
stellen, in sein Herkunftsland zurückschicken. Vor Schnellgerichten
werden illegale Grenzübertritte verhandelt. Den Migranten drohen
Haftstrafen. Medienberichten zufolge werden die auf türkischer Seite
wartenden Menschen von griechischen Militärfahrzeugen aus davor
gewarnt, die Grenze zu überqueren. In diesen Tagen startet das
griechische Militär auf den Ägäisinseln vor der türkischen Küste
Manöver, bei denen scharfe Munition eingesetzt wird. Für die
Streitkräfte wurde die höchste Alarmstufe ausgerufen. Zahlreiche
Einheiten wurden in Bereitschaft versetzt. Tausende von Menschen
sitzen im Niemandsland zwischen Türkei und Griechenland fest.
Journalisten werden nicht zu ihnen durchgelassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8383: Medizin und Gesundheitswesen - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Covid-19 breitet sich in Deutschland aus

Die Infektion durch das neue Coronavirus breitet sich immer weiter
aus. In einigen Ländern steigen die Erkrankungszahlen extrem.
Insgesamt wurden bisher mehr als 89.000 Covid-19-Infektionen und mehr
als 3000 Todesfälle erfaßt. Wie aus einer dpa-Meldung hervorgeht,
sind in Deutschland mittlerweile in 10 der 16 Bundesländer
Infektionen nachgewiesen worden. Beim Robert Koch-Institut (RKI) in
Berlin wurden bisher 150 Infektionen mit Sars-CoV-2 erfaßt. Das am
schwersten betroffene Bundesland bleibt Nordrhein-Westfalen und dort
insbesondere der Kreis Heinsberg mit mindestens 68 bestätigten
Infektionen. Baden-Württemberg und Bayern verlängert die
Faschingsferien für Schüler, wenn diese sich in einem Risikogebiet
aufgehalten haben. Gemeint sind damit die norditalienische Provinz
Lodi in der Region Lombardei und die Stadt Vo in der Provinz Padua
(Region Venetien) sowie Teile Chinas, des Irans und Südkoreas.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8416: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Plastiktütenverbot im US-Bundesstaat New York

Im US-Bundesstaat New York ist seit Anfang des Monats die Ausgabe von
Plastiktüten verboten. Die Geschäfte sollen Papiertüten verkaufen
oder wiederverwendbare Plastiktüten verteilen. Ausnahmen von dem
Verbot gelten unter anderem für Tüten für rohes Fleisch, lose
Massenware und verschreibungspflichtige Medikamente sowie für
Speisen, die von Restaurationsbetrieben zum Mitnehmen verkauft
werden. Verstöße gegen das Plastiktütenverbot werden künftig mit
Geldstrafen belegt. Bislang verbrauchen die rund 20 Millionen
Einwohner des Bundesstaates im Jahr mehr als 23 Milliarden
Plastiktüten. Pro Kopf sind das mehr als 1000 im Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8338: Sprache, Kunst und Medium - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronavirus zwingt Landesmuseum in Halle zum Umdenken

Die Stadt Halle an der Saale, die sich von der gerade abgesagten
Internationalen Tourismusbörse in Berlin (ITB) einiges versprochen
hatte, will nun selbst international verstärkt direkt bei
Reiseveranstaltern um Besucher werben.

Im Fokus soll dabei die für Ende November dieses Jahres anstehende
neue große Ausstellung zur Himmelsscheibe von Nebra stehen, die
gegenwärtig in Berlin gezeigt wird.

Wie die Stadtmarketing GmbH gegenüber MDR Kultur erklärte, widmet sich
die Schau vom Mitte November des Jahres bis Mitte Mai 2021 im
Hallenser Landesmuseum für Vorgeschichte neuen Erkenntnissen zur
Entstehung und Bedeutung der Scheibe.

Die Gesellschaft zeigt aber auch Verständnis für die Absage der ITB
aufgrund der Risikolage zum Coronavirus. Sicherheit und Gesundheit der
Beteiligten und der Besucher gehen natürlich vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8405: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Moskau kann türkische Kampfflieger in Syrien nicht schützen

Die Regierung in Damaskus hat den Luftraum über Nordwestsyrien für
Kampfflugzeuge und Drohnen gesperrt, nachdem das Nachbarland Türkei
dazu übergangen ist, die syrischen Streitkräfte in der Provinz Idlib
zu bekämpfen. Unter anderem wurden am vergangenen Wochenende zwei
syrische Kampfjets abgeschossen, und ein Militärflughafen wurde
bombardiert. Obwohl Rußland im syrischen Bürgerkrieg ein Verbündeter
der Regierung von Präsident Assad ist und sich gleichzeitig mit
Ankara abstimmt, kann Moskau die Sicherheit der türkischen Bomber und
Kampfflieger nicht mehr gewährleisten. Das erklärte ein Sprecher des
russischen Verteidigungsministeriums. Das Außenministerium in
Damaskus wertete die "unverhohlene türkische Aggression" als Angriff
auf die Souveränität des Landes und Beleg dafür, daß die Türkei
dieselben Ziele wie die "Terrorgruppen" in Syrien verfolgt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8419: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Integrationsgipfel bei Kanzlerin Merkel

Vor dem diesjährigen Integrationsgipfel im Kanzleramt hat
Bundeskanzlerin Merkel am Montagvormittag mit rund 60 Vertretern und
Vertreterinnen von Migrantenorganisationen darüber gesprochen, wie in
den Herkunftsländer Migrationswilliger deren Integration in
Deutschland vorbereitet werden kann. Arbeitsminister Heil plädierte
für Deutschkurse und Anerkennung der Berufsausbildung von Migranten
nach dem Fachkräfte-Einwanderungsgesetz. Die Kanzlerin kündigte die
Einrichtung eines Kabinettsausschusses an, der sich mit
Rechtsextremismus und Rassimus in Deutschland befassen soll. Laut
Merkel ist der Kampf gegen Rassismus das tiefste Anliegen der
Bundesregierung. Zum Auftakt des 11. Integrationsgipfels am
Montagmittag erinnerte Merkel an die Opfer rechtsextremer und
rassistischer Gewalt sowie islamfeindlichen Hasses. Sie sprach sich
dafür aus, daß sich jeder Mensch in Deutschland sicher und in Würde
akzeptiert fühlen kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8388: Tragisches und Kurioses - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Kein höheres Tempolimit auf Autobahnen in Österreich

In Österreich gilt auf den Autobahnen ein Tempolimit von 130 km/h. Auf
zwei Abschnitten in Nieder- und Oberösterreich wurde jetzt allerdings
eine Höchstgeschwindigkeit von 140 km/h getestet, um die Auswirkungen
studieren zu können.

Der Versuch wurde jedoch vorzeitig beendet. Damit gelten auf den
beiden Strecken wieder die bewährten 130 km/h als oberes Limit.
Umweltministerin Leonore Gewessler (Grüne) sagte: "Höhere
Geschwindigkeit führt zu höherer Umweltbelastung." Gravierende
positive Effekte waren demnach nicht zu verzeichnen.

Die Teststrecken gehörten zu einem vom einstigen FPÖ-Verkehrsminister
Norbert Hofer forcierten Projekt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8417: Arbeit, Soziales und Familie - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Statistiker erwarten Zunahme der Anzahl von Einpersonenhaushalten

Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden sammelt nicht nur Daten, es
gibt auf deren Grundlage auch Prognosen heraus. Angaben vom Montag
zufolge wird sich die Zahl der Einpersonenhaushalte von 17,3
Millionen im Jahr 2018 auf 19,3 Millionen im Jahr 2040 erhöhen. Dann
leben 24 Prozent der Bundesbürger allein. Rückblickend hatten sich
die durchschnittliche Anzahl der Menschen je Privathaushalt zwischen
1991 und 2018 von 2,3 auf 2,0 verringert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8394: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Neuer Ökostromrekord im Februar

Die Ökostromproduktion hat im Februar einen neuen Rekord gefeiert.
Wie afp meldete, ist in einem Monat noch niemals soviel Ökostrom
erzeugt worden. Ausschlaggebend für den Rekord sollen der Orkan
Sabine sowie die Sturmtiefs Yulia und Bianca sein, die die Windräder
an Land und auf See zu Höchstleistungen antrieben. Dadurch wurden
durch Windkraft mehr als 20,3 Milliarden Kilowattstunden Strom
erzeugt. Wie der Stromproduzent Eon mitteilte, lieferte die Windkraft
im Februar rund 76 Prozent des erzeugten Ökostroms.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8405: Märkte und Finanzen - 02.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Schnellbahnstrecke zwischen Dresden und Prag wird in Angriff genommen

Die Deutsche Bahn und die tschechische Bahnnetzgesellschaft haben den
Bau einer Schnellbahnstrecke zwischen Dresden und Prag vereinbart.
Damit soll die Fahrzeit zwischen beiden Städten von derzeit über zwei
Stunden auf eine Stunde verkürzt werden. Wo die Strecke verlaufen
soll, steht noch nicht fest. In Deutschland läuft ein entsprechendes
Raumordnungsverfahren bis zum Sommer. Bürger und Verbände können noch
bis kommenden Freitag ihre Bedenken gegen das Projekt vortragen. Im
Mittelpunkt des Vorhabens steht ein rund 25 Kilometer langer
Eisenbahntunnel, der unter der Staatsgrenze im Erzgebirge verläuft.
Dadurch kann das Elbtal vom Güter- und Personenverkehr entlastet
werden. Zu den Kosten des Bahnprojekts wurde noch nichts gesagt. Mit
der Fertigstellung ist wohl erst Ende der 30er Jahre zu rechnen.

2. März 2020
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VOM TAGE



Blitzer-Apps seit 1. März verboten

Während der Navigationsdienst Google Maps bereits in über 40 Ländern
weltweit vor Radarfallen warnt und immer die aktuell erlaubte
Höchstgeschwindigkeit anzeigt, können deutsche User diese Funktion
nicht nutzen. Der Grund: Seit dem 1. März sind auch Blitzer-Apps in
Deutschland verboten. Das hatte der Bundesrat mit der Novelle der
Straßenverkehrsordnung beschlossen und einen entsprechenden Passus in
§23 der StVO eingefügt. Darin heißt es, daß "Fahrzeugführende
Blitzer-Apps während der Fahrt nicht verwenden dürfen". Allerdings
ist nicht erwähnt, ob Beifahrer Blitzer-Apps nutzen dürfen.

2. März 2020
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FORSCHUNG/556: Asteroid in eiserner Rüstung (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 28.02.2020

Asteroid in eiserner Rüstung



Mineralogen aus Jena und Japan entdecken an Bodenproben des Asteroiden
"Itokawa" ein bislang unbekanntes Phänomen: Die Oberfläche des
Himmelskörpers ist mit winzigen haarförmigen Kristallen aus Eisen
überzogen. Wie diese entstanden sind und warum Asteroide ungewöhnlich arm
an Schwefelverbindungen sein können, dafür liefert das Team eine Erklärung
in der aktuellen Ausgabe von "Nature Communications".

Itokawa wäre ein ziemlich durchschnittlicher erdnaher Asteroid: ein nur
wenige hundert Meter im Durchmesser messender Geröllhaufen, der inmitten
unzähliger anderer Himmelskörper die Sonne umrundet und dabei immer wieder
die Bahn der Erde kreuzt. Wäre da nicht eine Sache, die Itokawa zu einem
ganz und gar außergewöhnlichen Himmelskörper macht. Im Jahr 2005 bekam er
Besuch von der Erde. Die japanische Raumfahrtagentur JAXA hatte die Sonde
Hayabusa zu Itokawa geschickt, Bodenproben gesammelt und - erstmals in der
Geschichte der Raumfahrt - diese sicher zur Erde zurück transportiert.
2010 ist die kostbare Fracht auf der Erde gelandet und wird seither
intensiv erforscht.

Einem Team aus Japan und Jena ist es jetzt gelungen, einigen dieser
winzigen Probenkörnchen ein bislang unentdecktes Geheimnis zu entlocken:
Die Oberfläche der Staubkörnchen ist mit winzigen hauchdünnen Kristallen
aus Eisen übersäht. Diese Beobachtung hat Prof. Dr. Falko Langenhorst und
Dr. Dennis Harries von der Friedrich-Schiller-Universität Jena überrascht,
hatten Forschungsteams aus aller Welt in den zurückliegenden zehn Jahren
doch bereits ausgiebig Struktur und chemische Zusammensetzung der
Staubteilchen von Itokawa untersucht - die Eisenhärchen waren bislang aber
nicht aufgefallen. Erst der japanische Forscher Dr. Toru Matsumoto, der
für ein Jahr als Gastwissenschaftler in der Arbeitsgruppe der Analytischen
Mineralogie am Institut für Geowissenschaften arbeitet, konnte die
Kristalle mittels hochauflösender Aufnahmen mit einem
Transmissionselektronenmikroskop ausfindig machen.

Sonnenwind lässt Himmelskörper verwittern

Spannend macht diese Entdeckung nicht allein die Tatsache, dass die
Eisenhärchen, die inzwischen auch auf weiteren Partikeln das Asteroiden
nachgewiesen wurden, bislang übersehen worden sind, sondern vor allem wie
sie entstanden. "Diese Strukturen sind das Ergebnis kosmischer Einflüsse
auf der Oberfläche des Asteroiden", erläutert Falko Langenhorst. Neben
Gesteinsbrocken treffen auch energiereiche Teilchen des Sonnenwindes auf
die Asteroidenoberfläche, die dadurch verwittert. Ein wichtiger
Bestandteil des Asteroiden ist das Mineral Troilit, in dem Eisen und
Schwefel gebunden vorliegen. "Infolge der Weltraumverwitterung wird das
Eisen aus dem Troilit freigesetzt und lagert sich in Form der jetzt
entdeckten Nadeln auf der Oberfläche ab", sagt der Jenaer Mineraloge. Der
Schwefel aus dem Eisensulfid verflüchtigt sich wiederum in Form
gasförmiger Schwefelverbindungen in das umgebende Vakuum.

Aus der Größe und Anzahl der detektierten Eisenkristalle konnten die
Forscher zudem abschätzen, wie schnell der Asteroid den Schwefel verliert.
"Der Prozess verläuft für kosmische Dimensionen unheimlich schnell", macht
Toru Matsumoto deutlich. Die von ihm analysierten Kristalle haben eine
Länge von bis zu zweieinhalb Mikrometern, was etwa einem Fünfzigstel der
Dicke eines menschlichen Haares entspricht. "Solche Größen haben die
Härchen schon nach rund 1.000 Jahren erreicht", so der Forscher von der
Kyushu Universität in Fukuoka. Langfristig lasse sich die Analyse der
Eisenkristalle nutzen, um die Verwitterungsprozesse auch auf anderen
Himmelskörpern besser zu verstehen und ihr Alter zu bestimmen.

Dabei haben die Forscher schon ganz konkrete Objekte im Blick: Die Sonde
OSIRIS-REx der NASA bereitet derzeit die Probenahme auf dem Asteroiden
Bennu vor. Hayabusa2 der JAXA ist bereits auf dem Rückweg zur Erde. Die
japanische Sonde hat im vergangenen Jahr den Asteroiden Ryugu besucht und
wie auch bei Itokawa Staubteilchen eingesammelt. Ende 2020 sollen die
Proben auf der Erde landen. Das internationale Team mit den Jenaer
Mineralogen und Toru Matsumoto erwartet sie mit Spannung.


Originalpublikation:

Matsumoto T et al.

Iron whiskers on asteroid Itokawa indicate sulfide destruction by space
weathering.

Nature Communications (2020),

DOI: 10.1038/s41467-020-14758-3,

https://www.nature.com/articles/s41467-020-14758-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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PLANET/700: Alte Meteoritenstätte gibt neue Hinweise auf die Vergangenheit des Mars (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 28.02.2020

Alte Meteoritenstätte gibt neue Hinweise auf die Vergangenheit des Mars



Die Marsatmosphäre - und die Frage, ob dort einst Leben möglich war -
treibt die Wissenschaft schon seit langem an. Während die Existenz großer
Gewässer auf dem frühen Mars unbestritten ist, ist bislang unklar, ob
Leben dort möglich war. Unerforscht ist vor allem, welcher pH-Wert dort
vorherrschte. Er ist ein wichtiger Parameter und beschreibt die Menge an
Säuren und Basen in einer Lösung. Ein internationales Forschungsteam unter
Leitung der University of St. Andrews in Schottland hat für eine aktuelle
Studie Stickstoff-Isotopen-Messungen am Einschlagskrater Nördlinger Ries
in Süddeutschland vorgenommen.

An der Analyse beteiligt waren die Universität Göttingen und das
Bayerische Landesamt für Umwelt. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift Science Advances erschienen.

Der Krater des Nördlinger Rieses bildete sich vor etwa 15 Millionen Jahren
durch einen Asteroiden-Einschlag. Er entstand in einer wassergesättigten
Landschaft, hat eine innere Ringstruktur und eine doppelte Auswurfdecke
mit Wall-Struktur. Dadurch ist er bestens geeignet als Modellkrater für
Vergleiche mit dem Mars. Die Forscherinnen und Forscher ziehen ihre
Schlüsse anhand mineralogischer, sedimentologischer und biologischer
Indikatoren sowie aufgrund hydrochemischer Modellrechnungen. Sie
schlussfolgern, dass die schrittweise Erosion der unterschiedlichen
Auswurfdecken zu einer chemischen Entwicklung des nachfolgenden Kratersees
geführt hat.

"Der Kratersee hat sich von einem frühen hoch-alkalischen Sodasee mit
einem pH-Wert von 9.8 zu einem Meerwasser-ähnlichen, mäßig alkalischen
Steinsalzsee mit einem pH-Wert von 8.5 entwickelt", erläutert Prof. Dr.
Gernot Arp von der Abteilung Geobiologie der Universität Göttingen.
Stickstoff-Isotopen-Messungen am Material der vor 47 Jahren erschlossenen
Forschungsbohrung "Nördlingen 1973" bestätigen damit dieses von Göttinger
Geowissenschaftlern 2013 aufgestellte Modell für den Rieskratersee. "Dabei
steigt der pH-Wert schnell an, worauf ein schrittweises sogenanntes
Rücktitrieren folgt", so Arp.

Bei zukünftigen Mars-Missionen könnten auch dortige Sedimente auf ihren
pH-Wert untersucht werden. Diese pH-Wert-Rekonstruktionen von ehemaligen
Gewässern auf dem Mars würden dann auch indirekt Rückschlüsse auf
vergangene CO2-Verhältnisse in dessen Atmosphäre erlauben.


Originalpublikation:

Eva E. Stüeken et al.

Nitrogen isotope ratios trace high-pH conditions in a terrestrial Mars
analog site.

Science Advances (2020).

https://advances.sciencemag.org/content/6/9/eaay3440
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FORSCHUNG/508: Schaufenster Bioökonomie - Tropische Wolkenforschung für genauere Klimaprognosen (idw)


Universität Hohenheim - 28.02.2020

Schaufenster Bioökonomie: Tropische Wolkenforschung für genauere
Klimaprognosen

Europäische Feldstudie EUREC4A bei Barbados: Klimaforscher der Universität
Hohenheim in Stuttgart unterstützen mit Hochleistungslaser-Technologie



Wie schnell wird die globale Erwärmung in den kommenden Jahrzehnten
voranschreiten? Ein entscheidender Faktor dafür ist bisher noch kaum
erforscht: Tropische Schönwetterwolken, die sich in den äquatornahen
Passatregionen Tag für Tag über dem Ozean bilden und wie ein kühlender
Schutzschild für die Atmosphäre wirken. Sollte die Wolkendecke unter dem
Einfluss des Klimawandels dünner werden, könnte das den weiteren
Temperaturanstieg maßgeblich beschleunigen. Die weltweit einzigartige
europäische Feldstudie EUREC4A mit Beteiligung von mehr als 30 nationalen
und internationalen Partnern nahm die komplexen Wechselwirkungen zwischen
Ozean und Atmosphäre am Beispiel der Region um Barbados in den vergangenen
Wochen so genau unter die Lupe wie nie zuvor. Mit dabei: Fünf
Klimaforscher und Hochleistungslaser-Technologie der Universität Hohenheim
in Stuttgart. Das Lidar-System ARTHUS (Atmospheric Raman Temperature and
Humidity Sounder), das an Bord eines Forschungsschiffs zum Einsatz kam,
gilt weltweit als das beste Fernerkundungssystem, um Wasserdampf und
Temperatur in den unteren Atmosphärenschichten zu messen.

Vier Forschungsflugzeuge, vier hochseetauglicher Forschungsschiffe, fünf
autonome Unterwasserfahrzeuge, modernste bodengestützte Fernerkundung und
eine neue Generation hochentwickelter Satellitenfernerkundungsmethoden
sowie hochauflösender Klimamodellierungen: Die deutsch-französisch
geleitete Kampagne EUREC4A (Elucidating the role of clouds-circulation
coupling in climate) gilt aktuell als ambitionierteste europäische
Feldstudie im Bereich der Atmosphären- und Meereswissenschaften.

"Das übergeordnete Ziel sind genauere Prognosen zum weiteren Verlauf der
Erderwärmung. In den letzten Jahren mehrten sich die Hinweise, dass die
äquatornahen Passatregionen besonders klimasensitiv sind, d.h. für das
globale Klimasystem eine wichtige Rolle spielen. Kleine Veränderungen hier
könnten Rückkopplungseffekte auslösen, die den Temperaturanstieg
maßgeblich beschleunigen", erklärt Prof. Dr. Volker Wulfmeyer vom Institut
für Physik und Meteorologie an der Universität Hohenheim, der in den
vergangenen Wochen im Rahmen von EUREC4A eine Messkampagne an Bord des
Forschungsschiffs Maria S. Merian leitete.

Passatwolken kühlen Atmosphäre

Im Mittelpunkt des Forschungsinteresses steht die Wolkenbildung in den
Passatregionen. Wie alle Schönwetterwolken bilden sich die tropischen
Passatwolken Tag für Tag in einheitlicher Höhe über dem Ozean und lösen
sich abends wieder auf. Sie sind besonders leicht und flach und bewirken
nur selten Niederschläge.

Doch so flüchtig diese Wolkengebilde auch sind, so bedeutsam könnte ihre
Rolle für das Weltklima sein: "Die Wolkendecke in den Passatregionen
reflektiert mehr Sonnenlicht als der Ozean. Deshalb übt sie einen
kühlenden Effekt auf die Atmosphäre aus. Klimaforscher vermuten jedoch,
dass die Passatbewölkung in Folge der globalen Erwärmung stark abnehmen
könnte. Dies könnte den zukünftigen Temperaturanstieg weiter
beschleunigen", so Prof. Dr. Wulfmeyer.

Komplexe Wechselwirkungen verifizieren

Hypothesen zu diesem Rückkopplungseffekt wurden über einen Zeitraum von
Jahrzehnten aus mehreren Runden von internationalen
Klimamodell-Vergleichsstudien (CMIP) entwickelt. Ziel der Messkampagne
EUREC4A ist es nun, zu überprüfen, ob diese Modelle richtig sind.

"Dazu ist es notwendig besser zu verstehen, wie sich Wolken bilden,
räumlich organisieren und auflösen. Wichtige Faktoren dafür sind
Temperatur, Luftfeuchtigkeit sowie Auf- und Abwinde, die entstehen, wenn
Luftmassen in der Atmosphäre aufeinanderstoßen bzw. auseinanderdriften.
Bisher noch wenig erforscht ist in diesem Zusammenhang die komplexe
Interaktion des Ozeans mit der Atmosphäre. Also z.B. welchen Einfluss
Meeresströmungen, Ozeantemperatur und aufsteigender Wasserdampf etc. auf
die Wolkenbildung nimmt", so Prof. Dr. Wulfmeyer.

Zwar gibt es bereits Modelle, welche die hochkomplexen Wechselwirkungen
abbilden können. Allerdings müssen diese anhand von Messungen noch
überprüft und angepasst werden. Erstmals werden in der Kampagne EUREC4A
dazu nun klein- und großskalige Beobachtungen von atmosphärischen und
ozeanischen Prozessen miteinander verknüpft.

Lasersysteme der Universität Hohenheim im Einsatz

Auf einem der vier Forschungsschiffe kam dabei in den vergangen Wochen
auch Hochleistungslaser-Technologie der Universität Hohenheim zur
Anwendung: Der Atmospheric Raman Temperature and Humidity Sounder
("ARTHUS") ist eines von drei Lidar-Systemen des Instituts für Physik und
Meteorologie. Es gilt weltweit als das besten Fernerkundungssystem, um
Wasserdampf und Temperatur in den unteren Atmosphärenschichten bis zu 4 km
Höhe in extrem hoher Auflösung zu messen.

"Eine Besonderheit der Hohenheimer Methode besteht darin, dass sie auch
dreidimensionale Darstellungen ermöglicht. Dafür wird ein dritter Laser
wie ein Radar während des Messvorgangs gekippt, so kann nicht nur die
Luftsäule direkt über dem Laser erfasst werden, sondern ein kompletter
Schnitt von mehreren Quadratkilometern. Damit kann z.B. das Windprofil bis
zu einer Höhe von einigen Kilometern gemessen werden", so Dr. Andreas
Behrendt, der Leiter des Fernerkundungsteams.

Die Messungen der Lidar-Systeme an Bord des Forschungsschiffs Maria S.
Merian wurden von der Fernerkundungsabteilung des Instituts für Physik und
Meteorologie (IPM) der Universität Hohenheim durchgeführt, unter
Beteiligung der Wissenschaftler Dr. Diego Lange, Dr. Andreas Behrendt, Dr.
Florian Späth und Timo Keller. Geleitet wurde die Kampagne von Prof. Dr.
Volker Wulfmeyer.


Hintergrund: "Grand Science Challenges on Clouds, Circulation and
Climate Sensitivity"

Die Feldstudie EUREC4A, die vom 20. Januar bis 20. Februar 2020 lief, ist
ein Höhepunkt der "Grand Science Challenges on Clouds, Circulation and
Climate Sensitivity" des Weltklimaforschungsprogramms (WCRP). Sie baut auf
einem Jahrzehnt von Messungen im tropischen Atlantik auf, das 2010 mit der
Errichtung eines Wolkenobservatoriums auf Barbados startete, und mit zwei
Messkampagnen mit dem Forschungsflugzeug HALO 2013 und 2016 fortgesetzt
wurde.

HINTERGRUND: Wissenschaftsjahr 2020 Bioökonomie

2020 steht das Wissenschaftsjahr im Zeichen der Bioökonomie - und damit
einer nachhaltigen, biobasierten Wirtschaftsweise. Es geht darum,
natürliche Stoffe und Ressourcen nachhaltig und innovativ zu produzieren
und zu nutzen und so fossile und mineralische Rohstoffe zu ersetzen,
Produkte umweltverträglicher herzustellen und biologische Ressourcen zu
schonen. Das ist in Zeiten des Klimawandels, einer wachsenden
Weltbevölkerung und eines drastischen Artenrückgangs mehr denn je
notwendig. Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
ausgerichtete Wissenschaftsjahr Bioökonomie rückt das Thema ins
Rampenlicht.

Die Bioökonomie ist das Leitthema der Universität Hohenheim in Forschung
und Lehre. Sie verbindet die agrarwissenschaftliche, die
naturwissenschaftliche sowie die wirtschafts- und sozialwissenschaftliche
Fakultät. Im Wissenschaftsjahr Bioökonomie informiert die Universität
Hohenheim in zahlreichen Veranstaltungen Fachwelt und Öffentlichkeit zum
Thema. Im Februar lautet der monatliche Themenschwerpunkt: Klimawandel und
Co. - darum brauchen wir Bioökonomie.

Text: Leonhardmair


Weitere Informationen unter:

http://eurec4a.eu

- "Messkampagne EUREC4A"

http://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1029/2019GL085774

- "Lasersystem ARTHUS"

http://www.wissenschaftsjahr.de/2020

- "Wissenschaftsjahr 2020 BMBF"

http://www.uni-hohenheim.de/wissenschaftsjahr-2020-biooekonomie

- "Wissenschaftsjahr 2020 Hohenheim"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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WETTER/285: Deutschlandwetter im Februar 2020 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung

Deutschlandwetter im Februar 2020

Mit einem Plus von 4,9 Grad zweitwärmster Februar in Deutschland
seit 1881



Offenbach, 28. Februar 2020 - Statt Winterwetter erlebte Deutschland
2020 den zweitwärmsten Februar seit Beginn flächendeckender Messungen
im Jahr 1881. Der Monat war zugleich der zweitnasseste seit
Aufzeichnungsbeginn, zeigen erste Auswertungen der Ergebnisse der rund
2 000 Messstationen des Deutschen Wetterdienstes (DWD). Als Ursache
nennt der nationale Wetterdienst eine lange Reihe kräftiger
Tiefdruckgebiete, die unaufhörlich vom Atlantik her über den Norden
Europas hinwegzogen. Nahezu ununterbrochen transportierten sie in
einem breiten Strom sehr milde Meeresluft heran. Mitteleuropa brachten
sie schwere Stürme, ungewöhnlich viel Regen und immer wieder extrem
hohe Temperaturen. Die Sonnenscheindauer war im Februar hierzulande
leicht unterdurchschnittlich.


Höchsttemperatur im Februar im Müllheim bei Freiburg mit
21,5 °C

Mit 5,3 Grad Celsius (°C) lag im Februar der Temperaturdurchschnitt um
4,9 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Verglichen mit der Periode 1981 bis 2010 betrug die
Abweichung + 4,3 Grad. Damit war der Februar 2020 der zweitwärmste
seit Messbeginn 1881 - nach 1990 mit einem Plus von 5,7 Grad. Eine
sehr milde Südwestströmung brachte Deutschland im Februar häufig
zweistellige Temperaturen. In Emmendingen-Mundingen, nördlich von
Freiburg, konnte man außergewöhnliche 21 solcher Tage zählen. Das
bundesweit höchste Maximum meldete Müllheim, südwestlich von Freiburg,
am 16. mit nahezu sommerlichen 21,5 °C. Der tiefste Wert trat am 6. in
Oberstdorf mit -14,7 °C auf, als sich der Süden vorübergehend in
bodennaher Kaltluft befand.


125 Liter pro Quadratmeter Niederschlag - typisch sind im
Februar 49 l/m²

Der Februar erreichte mit rund 125 Litern pro Quadratmeter (l/m²) etwa
250 Prozent seines Solls von 49 l/m². Damit war er der zweitnasseste,
regional sogar der nasseste Februar seit 1881. Mehr Niederschlag gab
es nur 1946 mit gut 127 l/m². In manchen Orten fielen mehr als 400
Prozent des Klimawertes. Verantwortlich dafür waren zahlreiche
Tiefdruckgebiete, die mit ihren Ausläufern über Deutschland zogen. Oft
blieben ihre Wolken am Westrand der Berge hängen und sorgten dort für
langanhaltende Niederschläge. So fielen im Schwarzwald insgesamt
örtlich mehr als 400 l/m² und hier allein am 2. in
Baiersbronn-Ruhestein 105,5 l/m². Die trockensten Gebiete lagen im Lee
von Kaiserstuhl und Harz, wo im Februar teils unter 40 l/m² fielen.
Schnee brachte der Februar 2020 im Flachland erst am 27., vielerorts
fehlte er aber auch völlig. Stattdessen tobten oft schwere Stürme, die
große Schäden anrichteten.


Sonnenscheinbilanz leicht negativ

Der Sonnenschein lag im Februar mit rund 65 Stunden knapp 10 Prozent
unter seinem Soll von 72 Stunden. Begünstigt war das Alpenvorland mit
örtlich mehr als 125 Sonnenstunden. Im Sauerland und in
Schleswig-Holstein schien die Sonne örtlich nur 30 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Februar 2020

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: In Schleswig-Holstein lag die
Temperatur bei 5,5 °C (0,7 °C). Der Februar erreichte mit über 145
l/m² etwa 350 Prozent des Solls (42 l/m²) und war damit der nasseste
seit Beginn von Messungen im Jahr 1881. Der Sonnenschein kam dagegen
mit gut 45 Stunden nur auf 73 Prozent des Klimawertes (65 Stunden).
Für Hamburg registrierte der DWD 5,9 °C (1,2 °C). Es fielen mehr als
155 l/m². Das waren knapp 380 Prozent des vieljährigen Mittels (42
l/m²) und damit dort ein neuer Niederschlagsrekord für den Februar.
Mit nur gut 40 Stunden, also 64 Prozent des Solls (64 Stunden), war
Hamburg das sonnenscheinärmste Bundesland. In List auf Sylt konnte man
im Februar 14 Tage mit Sturm zählen. Fünf Sturmfluten sorgten für
schwere Schäden an der Westküste. In Hamburg führte das Starkwindfeld
des Orkantiefs "Sabine" am 10. zu einer Sturmflut, die den Fischmarkt
überschwemmte.

Niedersachsen und Bremen: Niedersachsen war mit 6,0 °C (1,1 °C)
ein warmes Bundesland und verzeichnete mit mehr als 135 l/m² (44 l/m²)
einen neuen Niederschlagsrekord für den Februar. Der alte Rekord von
1946 hatte bei 126 l/m² gelegen. Mit kaum 50 Stunden (66 Stunden) war
es dagegen ein sonnenarmes Bundesland. Bremen war mit 6,1 °C (1,4 °C)
das zweitwärmste Bundesland. Mit etwa 130 l/m² fiel mehr als das
Dreifache des Solls (40 l/m²) und der alte Rekord von 1937 wurde
überboten. Bremen war mit etwa 45 Stunden (68 Stunden) das
zweitsonnenscheinärmste Bundesland. Die durch Orkanböen des Tiefs
"Sabine" entstandenen Wellen brachen am 9. auf Wangerooge den Strand
auf einer Länge von 1 km ab. Die Abbruchkante hatte eine Höhe bis zu 2
m. In Nienburg in Niedersachsen starb eine Frau, die von einer Böe
erfasst und auf einer Straße von einem Auto überrollt wurde.

Mecklenburg-Vorpommern: Der Februar 2020 kam in
Mecklenburg-Vorpommern auf 5,4 °C (0,0 °C) und knapp 65 Sonnenstunden
(67 Stunden). Obwohl mit fast 85 l/m² etwa 260 Prozent des Solls (31
l/m²) fielen, zählte Mecklenburg-Vorpommern zu den vergleichsweise
trockenen Bundesländern. Boltenhagen an der Ostsee meldete bis zum 14.
bereits 82,5 l/m² und damit mehr als das Dreifache des ganzen
Februarsolls.

Brandenburg und Berlin: Brandenburg erreichte 6,0 °C (0,2 °C)
und war trotz der stattlichen Menge von beinahe 80 l/m² (33 l/m²) das
trockenste Bundesland. Die Sonne schien knapp 55 Stunden (70 Stunden).
Berlin war mit 6,2 °C (0,5 °C) das wärmste Bundesland. Es fielen gut
85 l/m² (35 l/m²) und die Sonne zeigte sich gut 50 Stunden (71
Stunden). In verschiedenen Bezirken von Berlin blieb der Februar 2020
frostfrei.

Sachsen-Anhalt: Hier notierten die Meteorologen 5,9 °C (0,4 °C)
und gut 60 Sonnenstunden (68 Stunden). Sachsen-Anhalt war im Februar
mit mehr als 80 l/m² (33 l/m²) das zweittrockenste Bundesland. Am 22.
warfen die Böen von Tief "Xanthippe" in der Nähe von Wernigerode einen
Baum um. Dieser traf eine Frau, die daraufhin starb.

Sachsen: Sachsen war im Februar 2020 mit 5,0 °C (-0,3 °C) ein
relativ kühles Bundesland. Bei rund 100 l/m² (43 l/m²) erreichte es
etwa 55 Sonnenstunden (70 Stunden).

Thüringen: Der Februar 2020 war in Thüringen mit 5,0 °C (-0,4
°C) genauso warm wie im Rekordjahr 1990. Bei rund 105 l/m² (44 l/m²)
summierte sich der Sonnenschein auf knapp 60 Stunden (69 Stunden).

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen gehörte mit 6,0 °C
(1,8 °C) zu den warmen und mit etwa 150 l/m² (58 l/m²) zu den nassen
Bundesländern. Die Sonne schien gut 50 Stunden (72 Stunden). Sturmtief
"Yulia" sorgte am 23. für Absagen von Karnevalsumzügen. In Köln
stürzte ein Baum auf einen Umzugswagen und zerstörte ihn. Erst am 27.
Februar kam der Winter mit Schnee. Dieser lag am 28. in der Eifel bis
35 cm hoch.

Hessen: Hessen meldete im Februar 5,1 °C (0,5 °C), mehr als 120
l/m² (52 l/m²) und etwa 60 Sonnenstunden (69 Stunden). Die Böen von
Tief "Sabine" rissen am 9. in Frankfurt einen Baukran um, der auf das
Dach des Doms fiel und dieses beschädigte. Am 17. um 0 Uhr zeigte das
Thermometer in Schaafheim-Schlierbach 18 °C.

Rheinland-Pfalz: Für Rheinland-Pfalz errechneten die
Meteorologen des DWD 5,3 °C (1,2 °C), mehr als 145 l/m² (57 l/m²) und
etwa 65 Sonnenstunden (73 Stunden).

Saarland: Das Saarland verzeichnete im Februar 2020
durchschnittlich 5,5 °C (1,6 °C) und gut 60 Sonnenstunden (76
Stunden). Mit dem neuen Februarrekord von rund 205 l/m² übertraf es
sein Soll (72 l/m²) um knapp 190 Prozent und war damit das
niederschlagsreichste Bundesland. Der alte Rekord von 1970 hatte bei
184 l/m² gelegen.

Baden-Württemberg: Hier lag die Temperatur bei 5,3 °C (0,5 °C).
Baden-Württemberg war im Februar mit über 155 l/m² (68 l/m²) das
zweitnasseste und mit rund 95 Stunden (76 Stunden) das sonnigste
Bundesland. In der Nacht zum 9. herrschte mit 15 bis 16 °C am ganzen
Oberrhein eine Wärme wie im Hochsommer. Am 16. meldete Müllheim,
südwestlich von Freiburg, mit 21,5 °C die deutschlandweit höchste
Temperatur in diesem Monat. In Emmendingen-Mundingen, nördlich von
Freiburg, stieg das Quecksilber 21 Mal über 10 Grad. Der Schwarzwald
war mit insgesamt etwa 400 l/m² die bundesweit nasseste Region. Dort
fielen am 2. in Baiersbronn-Ruhestein 105,5 l/m².

Bayern: Bayern war mit 4,3 °C (-0,6 °C) das kühlste und mit
mehr als 85 Stunden (78 Stunden) das zweitsonnigste Bundesland. Der
Niederschlag betrug knapp 130 l/m² (58 l/m²). Oberstdorf meldete am 6.
ein Minimum von -14,7 °C. Dies war die bundesweit kälteste Nacht im
Februar. Nach starken Regenfällen am 2. traten im Allgäu die Iller und
ihre Nebenflüsse über die Ufer. Wegen der Sturmböen des Tiefs "Sabine"
blieben am 10. und 11. zahlreiche Schulen und Kindergärten
geschlossen.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2020
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FORSCHUNG/1670: Dem Rätsel der Materie auf der Spur (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 28.02.2020

Dem Rätsel der Materie auf der Spur



Forschende am Paul Scherrer Institut PSI haben eine Eigenschaft des
Neutrons so genau wie noch nie vermessen. Dabei fanden sie heraus, dass
das Elementarteilchen ein deutlich kleineres elektrisches Dipolmoment hat
als bisher angenommen. Damit ist es auch unwahrscheinlicher geworden, dass
eben dieses Dipolmoment helfen kann, die Herkunft der gesamten, heute im
Universum existierenden Materie zu erklären. Dieses Ergebnis erzielten die
Forschenden mithilfe der Quelle für ultrakalte Neutronen des PSI. Sie
veröffentlichen es heute im Fachblatt Physical Review Letters.

Beim Urknall entstand sowohl die Materie des Universums als auch die
sogenannte Antimaterie - so zumindest die gängige Theorie. Da sich die
beiden allerdings gegenseitig auslöschen, muss ein Überschuss an Materie
entstanden sein, der bis heute übrig blieb. Die Ursache für diesen
Materie-Überschuss ist eines der grossen Rätsel der Physik und Astronomie.
Einen Hinweis auf das dahinterliegende Phänomen hoffen Forschende unter
anderem mithilfe von Neutronen zu finden, den elektrisch ungeladenen
Elementarbausteinen der Atome. Die Vermutung: Hätte das Neutron ein
sogenanntes elektrisches Dipolmoment (kurz: nEDM) mit einem messbaren
Betrag ungleich null, könnte dahinter das gleiche physikalische Prinzip
stecken, das auch den Überhang an Materie nach dem Urknall erklären würde.

50.000 Messungen

Die Suche nach dem nEDM lässt sich alltagssprachlich ausdrücken als die
Frage, ob das Neutron ein elektrischer Kompass ist oder nicht. Schon lange
ist klar, dass das Neutron ein magnetischer Kompass ist und auf ein
Magnetfeld reagiert, oder im Fachjargon: ein magnetisches Dipolmoment hat.
Sollte das Neutron zusätzlich auch ein elektrisches Dipolmoment haben,
wäre dessen Wert sehr viel geringer - und daher ungleich schwieriger zu
messen. Das haben bereits frühere Messungen anderer Forschungsgruppen
ergeben. Daher mussten die Forschenden am PSI bei ihrer jetzigen Messung
das lokale Magnetfeld mit hohem Aufwand sehr konstant halten. Selbst jeder
Lastwagen, der auf der Landstrasse neben dem PSI vorbeifuhr, störte das
Magnetfeld in einer für dieses Experiment relevanten Grössenordnung und
musste daher aus den Versuchsdaten herausgerechnet werden.

Auch die Anzahl der beobachteten Neutronen musste entsprechend gross sein,
um eine Chance zu haben, ihr nEDM zu messen. Am PSI liefen die Messungen
daher über einen Zeitraum von zwei Jahren. Vermessen wurden sogenannte
ultrakalte Neutronen, also Neutronen mit vergleichsweise langsamer
Geschwindigkeit. Alle 300 Sekunden wurde für acht Sekunden ein Bündel mit
über 10.000 Neutronen zum Experiment gelenkt und untersucht. Insgesamt
vermassen die Forschenden 50.000 solcher Bündel.

«Das war selbst für das PSI mit seinen Grossforschungsanlagen eine
ziemlich umfangreiche Studie», sagt Philipp Schmidt-Wellenburg, Forscher
am nEDM-Projekt vonseiten des PSI. «Aber genau das ist heutzutage nötig,
wenn wir nach Physik jenseits des Standardmodells suchen.»

Suche nach «neuer Physik»

Das neue Resultat hat ein Zusammenschluss von Forschenden an 18 Instituten
und Hochschulen in Europa und den USA, darunter der ETH Zürich,
Universität Bern und Universität Freiburg (Schweiz), ermittelt. Die Daten
hatten sie an der Quelle für ultrakalte Neutronen des PSI gesammelt. Die
Forschenden hatten dort über zwei Jahre hinweg Messdaten gewonnen, sie in
zwei Teams sehr sorgfältig ausgewertet und dadurch ein genaueres Ergebnis
als je zuvor erhalten.

Das nEDM-Forschungsprojekt ist Teil der Suche nach sogenannter «neuer
Physik», die über das sogenannte Standard-Modell hinausgeht. Nach dieser
wird auch an noch grösseren Anlagen wie dem Large Hadron Collider LHC des
CERN gesucht. «Die Forschung am CERN geht in die Breite und sucht allgemein
nach neuen Teilchen und deren Eigenschaften», erläutert Schmidt-Wellenburg.
«Wir dagegen gehen in die Tiefe, denn wir schauen lediglich
eine Eigenschaft eines Teilchens an, des Neutrons. Dafür aber erreichen
wir in diesem Detail eine Genauigkeit, die der LHC vielleicht erst in 100
Jahren erlangen würde.»

«Letztlich», so Georg Bison, der wie Schmidt-Wellenburg Forscher im Labor
für Teilchenphysik am PSI ist, «zeigen verschiedene kosmologische
Beobachtungen Abweichungen vom Standardmodell. Im Labor dagegen hat man
sie noch nicht nachstellen können. Das ist eine der sehr grossen Fragen
der modernen Physik und macht unsere Arbeit so spannend.»

Noch genauere Messungen geplant

Mit ihrem neuesten Experiment ist es den Forschenden nicht anders
ergangen. «Auch unser jetziges Ergebnis hat einen Wert für nEDM ergeben,
der zu klein ist, um ihn mit unseren bisherigen Instrumenten zu messen -
der Wert ist zu nahe an Null», so Schmidt-Wellenburg. «Es ist damit also
unwahrscheinlicher geworden, dass das Neutron hilft, den Materie-Überschuss
zu erklären. Aber ganz ausgeschlossen ist es weiterhin nicht.
Und in jedem Fall ist die Wissenschaft am genauen Wert des nEDM
interessiert, um zu erfahren, ob sich hierüber neue Physik entdecken
lässt.»

Daher ist die nächste, noch genauere Messung bereits in Planung. «Als wir
im Jahr 2010 die jetzige Quelle für ultrakalte Neutronen hier am PSI in
Betrieb genommen haben, wussten wir bereits, dass das restliche Experiment
ihr noch nicht gerecht wird. Daher bauen wir derzeit ein entsprechend
grösseres Experiment auf», erklärt Bison. Ab 2021, so sehen die
PSI-Forschenden vor, soll daran die nächste Messreihe des nEDM starten und
die jetzige wiederum in ihrer Genauigkeit übertreffen.

«Wir haben in den letzten zehn Jahren sehr viele Erfahrungen gesammelt und
sie für die stetige Optimierung unseres Experiments nutzen können - sowohl
hinsichtlich unserer Neutronenquelle als auch allgemein zur bestmöglichen
Auswertung solch komplexer Daten in der Teilchenphysik», freut sich auch
Schmidt-Wellenburg. «Die jetzige Publikation hat international einen neuen
Standard gesetzt.»

Text: Paul Scherrer Institut/Laura Hennemann


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 407
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.

Originalpublikation:

Measurement of the permanent electric dipole moment of the neutron

C. Abel et al.

Physical Review Letters 28. Februar 2020 (online)



Abstract:

https://journals.aps.org/prl/accepted/b607fY80Z3a12a6ab8689246ed949444cd5500f42

Weitere Informationen unter:

https://www.psi.ch/de/node/32571

- Neue Methode wird bisher genaueste Vermessung von Neutronen ermöglichen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution695
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FORSCHUNG/1669: Mär vom "Quantensprung" widerlegt (idw)


Universität Siegen - 28.02.2020

Mär vom "Quantensprung" widerlegt

Physiker der Universitäten Siegen, Sevilla und Stockholm haben in einem
gemeinsamen Experiment erstmals sichtbar gemacht, was während einer
Quantenmessung genau passiert.



Die Quantenphysik beschäftigt sich mit Systemen kleinster Teilchen wie
Molekülen, Atomen oder Lichtpartikeln. Zwar ist es mithilfe von
Anwendungen wie Lasern oder hochsensiblen Elektronenmikroskopen möglich,
Messungen an solchen kleinsten Teilchen vorzunehmen. Was genau während
eines solchen Messprozesses passiert, ließ sich bisher jedoch nur anhand
von theoretischen Modellen erklären. Dem Physiker Dr. Matthias Kleinmann
von der Universität Siegen ist es zusammen mit Kollegen aus Sevilla und
Stockholm erstmals gelungen, die Messung eines Atoms exakt zu beobachten
und zu analysieren. Die Ergebnisse des Experiments werden in der aktuellen
Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift "Physical Review Letters"
beschrieben.




[image: Bild: © Universität Stockholm]

Das elektrisch aufgeladene Atom wird für das Experiment in einem
elektromagnetischen Feld - einer sogenannten Ionenfalle -
festgesetzt.

Bild: © Universität Stockholm



"Messungen waren in der Quantenphysik schon immer ein schwieriges Thema.
Zwar können wir anhand mathematischer Berechnungen sagen, mit welcher
Wahrscheinlichkeit bestimmte Messergebnisse auftreten. Wie diese
Ergebnisse entstehen, was also während des Messvorgangs genau vor sich
geht, war bisher aber ein Mysterium", erklärt Kleinmann. Den Messprozess
zu analysieren, habe ihn schon lange gereizt. Allerdings fehlten dazu in
der Vergangenheit die technischen Möglichkeiten.

Mithilfe hochmoderner Messtechnik ist es Kleinmann und seinen Kollegen aus
Sevilla und Stockholm nun jedoch gelungen, eine Quantenmessung zu
"filmen". Die Physiker haben dazu ein Atom elektrisch aufgeladen und es in
einem elektromagnetischen Feld festgesetzt. Mithilfe eines Lasers nahmen
sie anschließend eine Messung des Systems vor - und konnten dabei die
Quantenzustände zu unterschiedlichen Zeiten während des Messprozesses
festhalten. "Der gesamte Messvorgang findet innerhalb einer millionstel
Sekunde statt. Wir haben diesen Prozess künstlich verlangsamt, um ihn
abbilden zu können", sagt Kleinmann.

Die Ergebnisse des Experiments zeigen unter anderem, dass sich das System
während der Messung nicht sprunghaft und übergangslos verändert, sondern
graduell und fließend. "Wir konnten damit beweisen, dass die alte Mär von
den 'Quantensprüngen' nicht stimmt", erklärt der Siegener Physiker. Mit
ihrem Versuch konnten er und seine Kollegen außerdem erstmals existierende
theoretische Modelle zum Messprozess experimentell bestätigen - ein
Durchbruch auf dem Weg zu einem besseren Verständnis von Quantenmessungen.

Vorschlag und theoretische Analyse des Experiments lagen bei Kleinmann und
seinem spanischen Kollegen Prof. Dr. Adán Cabello von der Universität
Sevilla, durchgeführt wurde es von den schwedischen Kollegen um Prof. Dr.
Markus Hennrich an der Universität in Stockholm. "Dort wird, wie auch in
Siegen, sehr intensiv an der Entwicklung des Quantencomputers gearbeitet -
und dort existiert die benötigte Messtechnik", sagt Kleinmann. Die Idee zu
dem Experiment war ihm während eines Besuchs in den Stockholmer Laboren
gekommen, die schwedischen Physiker haben die Messungen daraufhin
implementiert. "Es handelt sich um ein erfolgreiches Produkt aus der
Arbeit am Quantencomputer", beschreibt Kleinmann die ungewöhnliche
Kooperation.


Originalpublikation:

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.124.080401

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution198
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ENERGIE/1665: Wird die Windenergie in der Deutschen Bucht an ihre physikalischen Grenzen stossen? (idw)


Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 28.02.2020

Wird die Windenergie in der Deutschen Bucht an ihre physikalischen
Grenzen stossen?



Die Offshore-Windenergie in der Nordsee spielt eine wichtige Rolle bei
der europäischen Energiewende. Werden sich diese Windparks, da in den
nächsten dreißig Jahren immer mehr davon geplant werden, allmählich der
Grenze der tatsächlich vorhandenen Windenergie nähern?

Agora Energiewende und Agora Verkehrswende haben jüngst ihren Bericht über
die Offshore-Windenergie veröffentlicht. Beteiligt daran waren zwei
Gruppen von Wissenschaftlern, die zunächst recht unterschiedliche
Perspektiven zur Einschätzung der Windressourcen hatten. Die Gruppe um Dr.
Axel Kleidon, Erdsystemwissenschaftler am Max-Planck-Institut für
Biogeochemie (MPI-BGC) in Jena, hat sich bereits früher für die
Untersuchung der Grenzen der Windenergie ausgesprochen. Da viele
Windturbinen der Atmosphäre kinetische Energie entziehen, verlangsamen
sich die Windgeschwindigkeiten, was die Effizienz von Windturbinen und
Windparks in großem Maßstab verringert. Diese Reduzierung kann ein relativ
niedriges Windenergiepotenzial pro Flächeneinheit von Windparks
verursachen. Dr. Jake Badger, ein Windenergie-Experte aus der Abteilung
für Windenergie der Technischen Universität Dänemark (DTU Windenergie),
leitete die andere Gruppe und brachte seine Erfahrungen mit
standortbezogenen Bewertungen von Windenergie-Potenzialen ein. Er
argumentierte, dass große Offshore-Windparks immer noch sehr effektiv sein
können, um an den richtigen Stellen viel erneuerbare Energie zu erzeugen.
Wie sich herausstellt, sind sich nun beide einig, dass ihre beiden
Perspektiven zutreffend sind. Die Offshore-Windenergie in der Nordsee kann
einen großen Beitrag zu den erneuerbaren Energien leisten, doch müssen
schwächere Winde in den Szenarien für die künftige Offshore-Windenergie
berücksichtigt werden.

Um zu einer Übereinstimmung zu gelangen, untersuchten die Gruppen von
Badger und Kleidon gemeinsam, wie viel Strom durch die Installation von
Windkraftanlagen in der Deutsche Bucht potenziell erzeugt werden könnte.
Der Wind über der Nordsee weht in der Regel mit höheren Geschwindigkeiten
als über dem Land, so dass die Windkraftanlagen mehr Strom auf See
erzeugen können. Die deutschen Energieszenarien für das Jahr 2050 sehen
einen erheblichen Ausbau der Offshore-Windenergie vor, wobei in den
nächsten 30 Jahren etwa die achtfache Leistung in der Deutschen Bucht
installiert werden soll. Die Wissenschaftler zogen eine Reihe von Szenarien
in Betracht, um auch den extremeren Ausbau der Offshore-Windenergie
abzudecken, damit sie konsistente Trends bei den
Windgeschwindigkeiten und den Turbinenwirkungsgraden finden konnten. Diese
Szenarien wurden mit zwei recht unterschiedlichen Methoden bewertet.
Badger verwendete ein Wettervorhersagemodell, das die Auswirkungen von
Windparks mit einbezog und auf einem Supercomputer lief, um die Erträge
und die Verlangsamung des Windes zu simulieren. Kleidon griff auf ein
Budgetierungsmodell für die kinetische Energie in einer
Tabellenkalkulation zurück.

Beide fanden die gleichen Trends: Je mehr Windparks innerhalb der
Deutschen Bucht installiert werden, desto schwächer werden die Winde, was
den durchschnittlichen Wirkungsgrad der Anlagen senkt. Kleidon erklärt:
"Der größte Teil der Windenergie, die die Turbinen in kleinen oder
mittleren Windparks nutzen, kommt aus den Aufwindregionen und nicht aus
den Winden in höheren Luftschichten. Je größer also die Windparks in der
Abwindrichtung sind, desto mehr wird die Windenergie erschöpft, was zu
einem Rückgang der Windgeschwindigkeit führt." Badger fügt hinzu: "Trotz
dieser schwächeren Winde hat die Offshore-Windenergie ihre physikalische
Ressourcengrenze noch nicht erreicht und kann in sehr großen Windparks bei
geeignetem Abstand der Windturbinen sehr viel erneuerbare Energie
effizient erzeugen." In ihren Berechnungen schätzten beide Gruppen, dass
für die getesteten Szenarien die Offshore-Windenergie in der Deutschen
Bucht potenziell bis zur Hälfte des derzeitigen deutschen Strombedarfs
beitragen kann. Für die derzeit diskutierten und wahrscheinlich
wirtschaftlich tragfähigeren Szenarien schätzten die Teams einen Beitrag
von etwa einem Drittel des aktuellen deutschen Strombedarfs.

Badger und Kleidon kommen zu dem Schluss, dass mit dem Ausbau der
Windenergie auch diese Wechselwirkungen mit der Atmosphäre berücksichtigt
werden müssen. Dies wiederum erfordert einen breiteren Planungsprozess,
bei dem nicht nur die atmosphärischen Auswirkungen benachbarter Windparks,
sondern auch die Ausbaupläne der Nachbarländer berücksichtigt werden
müssen. Windenergie ist reichlich vorhanden, aber sie erfordert eine
sorgfältige Planung und einen breiteren Blick auf die Atmosphäre, um das
Beste aus ihr herauszuholen.


Originalpublikation:

Agora Energiewende, Agora Verkehrswende,

Technische Universität von Dänemark und Max-Planck-Institut für
Biogeochemie (2020):

Das Beste aus dem Offshore-Wind machen: Neubewertung des Potenzials der
Offshore-Windenergie in der deutschen Nordsee.

https://www.agora-energiewende.de/en/publications/making-the-most-of-offshore-wind/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1377

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biogeochemie, 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3199: Deutscher Fußball-Bund darf nicht mit zweierlei Maß messen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. März 2020

DFB darf nicht mit zweierlei Maß messen



Zu den Beleidigungen gegen Hoffenheim Mäzen Dietmar Hopp erklärt
Monika Lazar, Sprecherin für Sportpolitik:

Die Beschimpfungen von Dietmar Hopp in mehreren Stadien sind nicht
hinnehmbar und - sollten sie den Tatbestand der Beleidigung oder mehr
erfüllen - auch strafrechtlich relevant. So viel ist klar.

Wer aber die Verunglimpfungen von Hopp in eine Reihe mit dem
rassistischen Anschlag in Hanau stellt, relativiert rechtsextremen
Terror und verhöhnt dessen Opfer.

DFB und DFL haben nun mit den zahlreichen und nicht immer
nachvollziehbaren Spielunterbrechungen einen Präzedenzfall geschaffen.
Fortan müssen sie gegen Rassismus, Sexismus, Homophobie und andere
Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit genauso konsequent
vorgehen, wie gegen die Beleidigungen gegen Hopp. Sonst müssen sich
die Verbände dem Vorwurf aussetzen, nach doppelten Standards zu
agieren. Hier muss auch die Expertise der sozialpädagogischen
Fußballfanprojekte und deren Koordinationsstelle hinzugezogen werden,
um umsetzbare Konzepte dafür zu entwickeln. Der DFB darf keine
Kollektivstrafen aussprechen, denn sie treffen hunderte unschuldige
Fans. Dieses Versprechen hatte der Verband eigentlich schon gegeben
und jüngst wieder gebrochen.

Die Vereine sollten differenziert vorgehen und keinen pauschalen Kampf
gegen die Ultras führen. Gerade Ultra-Gruppen wie die "Schickeria"
sind aktiv gegen Rassismus im Stadion. Sie sind auch unbequem, etwa
wenn sie die Katar-Deals des FC Bayern kritisieren. Zudem stießen sie
die Aufarbeitung der NS-Geschichte des Vereins an und erhielten dafür
den Julius-Hirsch-Preis des DFB.

Beide Seiten müssen nun verbal abrüsten, um die ohnehin schon extrem
angespannte Situation zwischen aktiven Fußballfanszenen und Verbänden
nicht noch weiter zu verschärfen. Dialog, auch und gerade wenn er
schwierig ist, muss das Gebot der Stunde sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1905: Umweltpolitische Digitalagenda - Ministerin Schulze setzt auf Unverbindlichkeit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. März 2020

Umweltpolitische Digitalagenda: Ministerin Schulze setzt auf Unverbindlichkeit



Zur heute von der Umweltministerin Schulze vorgestellten
umweltpolitischen Digitalagenda erklären Bettina Hoffmann, Sprecherin
für Umweltpolitik, und Tabea Rößner, Sprecherin für Netz- und
Verbraucherpolitik:

Zwar ist es gut, dass das Umweltministerium die Debatte um die
ökologische Ausgestaltung der Digitalisierung aufgreift und
mitgestalten will. Viele Maßnahmen bleiben aber vage und
unverbindlich. Zahlreiche wichtige Punkte tauchen im Papier der
Umweltministerin gar nicht auf. Es fehlen wichtige Anreize für die
Reparatur von Elektrogeräten, um sicherzustellen, dass weniger
Elektroschrott auf dem Müll landet. Das Umweltministerium verpasst
beispielsweise die Chance, durch einen reduzierten Mehrwertsteuersatz
auf Reparaturdienstleistungen Anreize zu schaffen, um Elektrogeräte zu
reparieren und länger nutzbar zu machen.

Bei der anstehenden Novellierung des Elektrogesetzes muss sie einen
verbindlichen Rahmen für die Vermeidung von Elektroschrott und
hochwertiges Recycling von Elektroschrott setzen. Wir erwarten auch,
dass die Bundesregierung die deutsche EU-Ratspräsidentschaft nutzt, um
auf EU-Ebene möglichst weitreichende Regelungen zur Vermeidung zu
verankern.

Es ist richtig, die Hersteller zu verpflichten, Angaben zur
garantierten Lebensdauer zu machen oder Updates, Reparaturanleitungen,
Ersatzteile und Werkzeuge über die gesamte Lebensdauer eines Gerätes
bereitzustellen. Die Einführung des Blauen Engels für Green IT ist
längst überfällig gewesen.

Digitale Produktpässe sind ein wichtiger Schritt, um giftfreies und
recyclingfreundliches Produktdesign zu beschleunigen. Um bei diesem
wichtigen Thema voranzukommen, sollte die Bundesregierung aber nicht
nur auf die EU-Ebene vertrauen, sondern auch selbst aktiv werden. Ein
konkreter Schritt ist die Schaffung einer nationalen Dialogplattform,
an der alle Stakeholder entlang der Lieferketten beteiligt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1899: Idlib ist Testfall für Handlungsfähigkeit der EU


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. März 2020

Idlib ist Testfall für Handlungsfähigkeit der EU

Stärkere Zusammenarbeit zwischen EU und Türkei notwendig



Die Lage an der türkisch-griechischen Grenze hat sich weiter
zugespitzt. Zu den aktuellen Entwicklungen erklärt der
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Hardt:

"Die Zuspitzung der Lage an der griechisch-türkischen Grenze ist eine
gesamteuropäische Herausforderung. Als Grenzstaat der EU verdient
Griechenland unsere volle Solidarität und Unterstützung. Wir müssen
einen humanitären Ausweg aus dieser Krise finden. Aber wir können
nicht zulassen, dass es zu unkontrollierten Einreisen in die
Europäische Union kommt.

Die Türkei hat in den vergangenen Jahren als Folge des Bürgerkrieges
und der Flüchtlingskrise in Syrien eine enorme Last getragen. Hierfür
verdient sie unsere Anerkennung und Unterstützung. Die EU hat diese
Unterstützung im Rahmen der EU-Türkei-Erklärung stets gewährt. Es ist
nicht hinzunehmen, dass die Türkei einseitig von diesem Abkommen
zurücktritt und aktiv Flüchtlinge an die EU-Grenze transportiert.
Wenn die Türkei das Gefühl hat, die Last auf Basis der bestehenden
Vereinbarung nicht mehr tragen zu können, dann müssen wir uns als
NATO-Partner an einen Tisch setzen und darüber reden, wie die EU ihre
Unterstützung für Ankara ausweiten kann.

Zugleich müssen wir auf die syrische Region Idlib blicken, die
Ausgangspunkt der aktuellen Krise ist. Die internationale
Staatengemeinschaft kann nicht akzeptieren, dass Russland die Truppen
von Machthaber Assad bei Kriegsverbrechen unterstützt, die sie bei
dem Versuch begeht, das Gebiet einzunehmen. Die Waffen müssen
umgehend schweigen - auch, damit nicht weitere Menschen in die Flucht
getrieben werden.

Die Verbesserung der humanitären Lage in Idlib muss Priorität für die
EU-Außenpolitik sein. Jetzt geht es darum, dass die 
EU-Mitgliedstaaten geschlossen und entschlossen agieren. Deshalb
plädiert die Unionsfraktion für einen EU-Sondergipfel. Er sollte der
Kommission von Ursula von der Leyen das Mandat erteilen, mit der
Türkei, mit Russland, mit den Vereinten Nationen und weiteren
Akteuren eine umfassende Lösung zu verhandeln und letztlich auch
durchzusetzen.

Dies ist ein Testfall für die Handlungsfähigkeit der EU. Die
türkisch-russische Entfremdung im Zuge der Idlib-Krise kann auch ein
Ansatzpunkt für eine erneute intensivierte Zusammenarbeit zwischen
der EU und der Türkei sein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1898: Friedensabkommen ist ein Meilenstein für Afghanistan


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 29. Januar 2020

Friedensabkommen ist ein Meilenstein für Afghanistan



Zur Unterzeichnung eines Friedensabkommens zwischen den USA und den
Taliban können Sie den außenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

"Die heutige Unterzeichnung eines Friedensabkommens ist ein
Meilenstein für Afghanistan. Sie ist nach hartnäckigen Verhandlungen
zustande gekommen. Daran hat der US-Sonderverhandler Khalilzad einen
großen Anteil. Auch Deutschland hat die Verhandlungen über Jahre
konstruktiv begleitet.

Der heutige Friedensschluss kann die Voraussetzung für einen
dauerhaften und nachhaltigen Frieden in Afghanistan schaffen. Dafür
müssen jetzt auch innerafghanische Friedensgespräche über die Zukunft
des Staatsgefüges geführt werden. Deutschland steht bereit, diese zu
unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/994: Aufnahmekontingente sind der falsche Weg


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. März 2020

Aufnahmekontingente sind der falsche Weg



Die Vorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kontingentlösung
zur Aufnahme von Migranten von der türkisch-griechischen Grenze zu
vorgeschlagen. Hierzu können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, gerne wie folgt
zitieren:

"Der Vorschlag der Parteivorsitzenden der Grünen läuft faktisch auf
eine unkontrollierbare Grenzöffnung hinaus. Wir befinden uns in einer
Krisensituation, in der unbedachte Äußerungen schnell den Stein ins
Rollen bringen und die Führung verloren gehen kann. Wenn unter den in
der Türkei lebenden Migranten und Bürgerkriegsflüchtlingen der
Eindruck entsteht, dass Europa seine Grenzen öffnet, dann werden den
Menschen, die sich derzeit in der griechisch-türkischen Grenzregion
aufhalten, eine sehr große Zahl von Menschen folgen. Baerbocks Plan
könnte da rasch eine Lawine lostreten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3552: Integration funktioniert nur mit gesellschaftlichem Zusammenhalt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. März 2020

Integration funktioniert nur mit gesellschaftlichem Zusammenhalt



Heute findet der 11. Integrationsgipfel statt. Hierzu können Sie die
Integrationsbeauftragte der CDU/CSU Bundestagfraktion, Nina Warken,
gerne wie folgt zitieren:

"Der 11. Integrationsgipfel der Bundeskanzlerin rückt heute nach dem
grausamen Anschlag von Hanau ein wichtiges Thema in den Vordergrund:
Die Bekämpfung von Rechtsextremismus und rassistischem Gedankengut in
unserem Land. Nun gilt es, vorhandene Maßnahmen auszubauen und wo
notwendig neue Lösungsansätze auf den Weg zu bringen. Der vom
Bundesinnenminister vorgeschlagene unabhängige Expertenkreis
Islamfeindlichkeit ist hierbei ein richtiges Zeichen. Denn eines muss
uns klar sein: Sämtliche Bemühungen um gelingende Integration werden
dann zunichte gemacht, wenn der gesellschaftliche Zusammenhalt
bröckelt und sich eine Atmosphäre von Hass und Hetze verfestigt. Mit
Blick auf das Fachkräfteeinwanderungsgesetz heißt das auch: Die
Attraktivität Deutschlands hängt auch davon ab, wie willkommen sich
Fachkräfte bei uns fühlen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1972: Deutschland darf Erdogans Krieg nicht finanzieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. März 2020

Deutschland darf Erdogans Krieg nicht finanzieren



"Die Bundesregierung und die EU dürfen sich vom türkischen Präsidenten
Recep Tayyip Erdogan nicht erpressen lassen. Der Autokrat darf für
seinen Angriffskrieg in Syrien keinen einzigen Euro Unterstützung
bekommen", erklärt Sevim Dagdelen, Außenexpertin der Fraktion DIE
LINKE und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Es ist beschämend, dass die Bundesregierung die Kriegserklärung
Erdogans an Syrien und seine perfide Instrumentalisierung
Hunderttausender Flüchtlinge nicht deutlich verurteilt. Es ist
erschreckend, wie sich Norbert Röttgen und Friedrich Merz als Bewerber
um den CDU-Vorsitz und mögliche Kanzlerkandidaten der Union mit
Unterstützungsangeboten für die aggressive Expansionspolitik der
Türkei überbieten und kein Wort der Kritik zu Erdogans
Völkerrechtsbruch und seiner Kooperation mit Al-Qaida-Terroristen in
Syrien verlieren. DIE LINKE fordert einen sofortigen Waffenstillstand
in Syrien.

Statt Erdogans Krieg zu finanzieren, braucht es massive humanitäre
Hilfe der EU für die syrischen Flüchtlinge und ein Ende der
Wirtschaftssanktionen gegen Syrien, die die Bevölkerung treffen und
den Wiederaufbau des Landes blockieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





FINANZEN/1578: Schuldenbremse verbaut Zukunftsinvestitionen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. März 2020

Schuldenbremse verbaut Zukunftsinvestitionen



"Allein für die Bereiche Bildung, Klimagerechtigkeit, Verkehrswende,
Digitalisierung und Wohnen bedarf es laut einer von DGB- und BDI in
Auftrag gegebenen Studie 457 Milliarden in den nächsten zehn Jahren.
Dieser immense Investitionsstau ist das Ergebnis der mit der
?schwarzen Null? verbundenen Kaputtsparpolitik. Eine Mehrheit der
Sachverständigen hat sich in der Anhörung des Haushaltsausschusses
dafür ausgesprochen, die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse als
Investitionsbremse zu verändern. Das stützt unsere Anträge", erklärt
Victor Perli, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im
Haushaltsausschuss.

Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer
Sprecher, führt aus: "Deutschland muss jetzt in die Zukunft
investieren. Die Abkühlung der Weltwirtschaft und die Unsicherheit
durch das Coronavirus treffen die deutsche Industrie wegen ihrer
Exportabhängigkeit besonders hart. Wenn eine Gesellschaft vor großen
Aufgaben wie dem Klimawandel steht, erfordert dies auch große
Investitionen. DIE LINKE unterstützt die Initiative von DGB und BDI
für ein zehnjähriges, kreditfinanziertes Investitionsprogramm. Wir
brauchen wieder eine 'Goldene Regel' der Finanzpolitik wie sie einst
in Deutschland existierte. Dann wäre wieder eine Kreditaufnahme in
Höhe der öffentlichen Investitionen zulässig."

Gesine Lötzsch, stellvertretende Vorsitzende und haushaltspolitische
Sprecherin, ergänzt: "Natürlich ist die Schuldenbremse ökonomischer
Unsinn. Die Koalition hat sich selbst an Armen und Beinen gefesselt.
Die eine Fessel ist die Schuldenbremse und die andere der Ausschluss
von Steuererhöhungen für Vermögende. Wir können nur wieder
handlungsfähig werden, wenn die Fesseln gelöst werden. Die
Schuldenbremse gehört abgeschafft und eine ordentliche Vermögenssteuer
eingeführt. Nur so bekommen wir wieder Spielraum für Investitionen.
Ein weiteres Ergebnis der Anhörung ist, dass die Schuldenstandsquote
auch ohne Schuldenbremse stabil gehalten werden kann."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1161: Coronavirus - Jetzt rächt sich, dass unser Gesundheitssystem auf Profit und Markt getrimmt wurde


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. März 2020

Coronavirus: Jetzt rächt sich, dass unser Gesundheitssystem auf Profit und Markt getrimmt wurde



"Nach wie vor besteht kein Anlass zur Panik, aber angesichts der
steigenden Zahlen von Corona-Infektionen in Deutschland müssen die
Infektionsketten so weit wie möglich unterbrochen werden. Je langsamer
sich eine Epidemie ausbreitet, desto größer ist die Chance, sie in
einem Gesundheitssystem zu bewältigen, das durch Privatisierung
ohnehin schon mit zu wenig Personal am Rande des Machbaren arbeiten
muss. Anstatt etwa in blindem Aktionismus an den Grenzen Fiebertests
durchzuführen oder Geflüchtete unter Generalverdacht zu stellen,
müssen nun Großveranstaltungen abgesagt werden. Außerdem muss die
Bevölkerung wesentlich besser über Hygieneregeln und richtiges
Verhalten im Falle einer vermuteten Infektion aufgeklärt werden.
Pressekonferenzen und Internetauftritte reichen hier auf keinen Fall
aus", erklärt Achim Kessler, gesundheitspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen Sondersitzung des
Gesundheitsausschusses. Kessler weiter:

"Jetzt rächt sich, dass unser Gesundheitssystem in den letzten
Jahrzehnten auf Profit und Markt getrimmt wurde. Die Aufgabe eines
öffentlichen Gesundheitssystems ist es, Vorkehrungen auch für
Ausnahmesituationen und besondere Belastungen zu treffen. Das verträgt
sich nicht mit gewinnorientierten Krankenhäusern, die über
Fallpauschalen in einen Wettbewerb gezwungen werden. Es rechnet sich
für Krankenhausbetreiber schlicht nicht, für den Ernstfall einer
Epidemie Betten und Ressourcen vorzuhalten. Wir brauchen endlich
wissenschaftlich fundierte Personalschlüssel, die dem tatsächlichen
Bedarf entsprechen und Spielräume für Krisensituationen beinhalten.
Außerdem müssen das Fallpauschalen-System abgeschafft und die
Krankenhäuser bedarfsgerecht finanziert werden. Die Kürzungen bei den
Gesundheitsämtern müssen zurückgenommen werden. Ihnen kommen während
einer Epidemie zentrale Aufgaben zu. Die Kürzungspolitik der
vergangenen Jahre ist völlig verantwortungslos."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/5113: Für echte Partizipation braucht es ein Demokratieförderungsgesetz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. März 2020

Für echte Partizipation braucht es ein Demokratieförderungsgesetz



"Wir brauchen ein Demokratieförderungsgesetz, das echte und gelebte
Partizipation garantiert", erklärt Gökay Akbulut, migrations- und
integrationspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick
auf den Integrationsgipfel der Bundesregierung. Akbulut weiter:

"Seehofer erklärte den Kampf gegen Rassismus nach der schrecklichen
Tat in Hanau zur Chefsache - wie kann es sein, dass er als
Innenminister heute zum ersten Mal am Integrationsgipfel teilnimmt? Er
hätte dieses Thema längst zur Chefsache machen und den Tod von
Menschen verhindern müssen. Die Bundesregierung darf dem
Rassismus-Problem in diesem Land nicht mehr ausweichen.

Es muss auf allen Ebenen gehandelt werden, insbesondere in Schulen und
bei der Ausbildung von Beamtinnen und Beamten, die eine besondere
Verantwortung tragen. Wir brauchen Schutz vor Diskriminierung auf dem
Arbeits- und Wohnungsmarkt, darum muss endlich das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) reformiert werden.

Die Forderung nach der Vorintegration für Schutzsuchende, die nach
Deutschland kommen, ist zynisch. Die einzige Vorintegration die wir
brauchen, ist die in den Köpfen der Menschen. Sogar Menschen, die in
zweiter und dritter Generation in Deutschland leben, erfahren
Diskriminierung und Ausgrenzung.

DIE LINKE fordert neben der Einführung des Kommunalwahlrechts für
Nicht-EU-Bürger eine Vereinfachung der Einbürgerungen und dass
Integration und Partizipation nicht nur bei einem Gipfel verhandelt
werden: Es muss gehandelt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BUNDESTAG/9542: Heute im Bundestag Nr. 233 - 02.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 233

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. März 2020, Redaktionsschluss: 16.01 Uhr

1. Fachkräftemangel im KI-Bereich

2. Schusswaffen in Privatbesitz

3. Dezentralisierung von Bundeseinrichtungen

4. Gesundheitschancen von Kindern

5. FDP fragt nach seltenen Erkrankungen



1. Fachkräftemangel im KI-Bereich

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Im Feld der Künstlichen Intelligenz fehlen
Fachkräfte. Zudem sind Frauen in diesem Bereich erheblich
unterrepräsentiert. Darauf wiesen am Montag mehrere Sachverständige in
einer öffentlichen Anhörung der Enquete-Kommission zur Künstlichen
Intelligenz hin. In der Sitzung unter Leitung der Vorsitzenden Daniela
Kolbe (SPD) forderten die Vortragenden unter anderem, KI-Themen besser
in den Schulen zu verankern sowie das Niveau insbesondere des
Mathematik-Unterrichts an den Gymnasien zu heben.

Boris Hollas, Sachverständiges Mitglied der Kommission und
Lehrstuhlinhaber für Künstliche Intelligenz und Theoretische
Informatik an der HTW Dresden, zog eine ernüchternde Bilanz der
Kenntnisse von Studienanfängern. "Um KI in der Tiefe zu verstehen,
muss man auch die Mathematik verstehen", denn KI sei "im Prinzip
angewandte Mathematik". Es gebe ein "gravierendes Problem mit der
Studierfähigkeit und insbesondere mit den Mathematikkenntnissen",
sagte Hollas mit Verweis auf diverse Studien. Vor 20 Jahren sei dies
noch nicht so gewesen. Universitäten böten inzwischen Vor- und
Brückenkurse an, um dem entgegenzuwirken. Die Abbruchquote liege in
dem Fach bei 46 Prozent. Der Informatik-Professor machte die
Niveausenkung an den Schulen, den "Akademisierungswahn" sowie die
Orientierung an Kompetenzen statt Lerninhalten für die Entwicklung
verantwortlich. Zudem konstatierte Hollas "politischen Druck". Durch
Zielvereinbarungen würden falsche finanzielle Anreize gesetzt. So
würden die Universitäten beispielsweise Prüfungen leichter machen, um
die Absolventenzahlen zu erhöhen. Hollas forderte unter anderem, die
Bildungsstandards der Gymnasien an den Bedürfnissen der Hochschulen
auszurichten. Zudem sprach er sich dafür aus, die berufliche Bildung
zu stärken. Für viele Aufgaben im KI-Bereich bedürfe es kein Studium,
sagte Hollas mit Verweis auf die Berufe Fachinformatiker und
mathematisch-technischer Softwareentwickler.

Susanne Dehmel, Sachverständiges Mitglied und Mitglied der
Geschäftsleitung des Branchenverbandes Bitkom, schloss an Hollas
Ausführungen an und verwies auf zahlreiche neue Rollen, die im
KI-Kontext entstünden, beispielsweise KI-Manager oder KI-Trainer. "Es
gibt einen harten Wettbewerb um die klügsten Köpfe", resümierte
Dehmel. Unternehmen könnten eigene KI-Projekte nicht umsetzen, weil
ihnen die Fachkräfte fehlten. Dies sei Teil eines größeren Problems,
so fehlten zum Beispiel aktuell 124.000 IT-Spezialisten. Die
Verbands-Vertreterin sprach von einem "massiven Engpass". Mit Blick
auf Frauen unter den KI-Fachkräften verwies Dehmel auf eine Erhebung
des Weltwirtschaftsforums im Rahmen des "Global Gender Gap Report
2018". Danach seien nur 16 Prozent der KJ-Fachkräfte in Deutschland
Frauen, weltweit liege der Schnitt bei 22 Prozent. Laut Dehmel ist
auch dies nur Ausdruck eines größeren Problems in der IT-Branche, in
der nur 17 Prozent der IT-Fachkräfte Frauen seien. Die 
Bitkom-Vertreterin forderte unter anderem, den Studentinnen-Anteil in den
MINT-Fächern zu erhöhen, Mentoring und Vernetzung zu fördern, in
Unternehmen gezielte Förderprogramme für Frauen aufzubauen und
flexiblere Arbeitsmodelle zu ermöglichen.

Julia Kloiber vom feministischen Think Tank "Superrr Lab"
thematisierte das Ungleichgewicht im KI-Bereich in einem größeren
Kontext und verwies auf einen "Gender-Data-Gap", der bestehende
Ungleichheiten verstärke. Wichtig sei, auch in den technischen
Studiengängen ein Bewusstsein für diese Ungleichgewichte zu schaffen.
Kloiber betonte zudem die Rolle, die die Zivilgesellschaft einnehmen
könnte. Einerseits könnten solche Organisationen als Aufpasser
fungieren, um die missbräuchliche Verwendung neuer Technologien zu
kritisieren. Andererseits könnten diese Organisationen "neue Ideen und
Chancen" der KI herausarbeiten. Dazu schlug Kloiber spezielle
Förderprogramme vor. Grundsätzliche benötige es "mehr Vielfalt und
Diversität", unterstrich die Sachverständige.

Andrea Martin, Sachverständiges Mitglied der Kommission und Leiterin
des Watson Center von IBM in München, und Veronika Eckstein, Head of
Airbus Digital Academy, berichteten der Kommission aus Perspektive von
Unternehmen. Martin verwies beispielsweise auf die globale
Dezentralisierung von Forschungsstandorten des Unternehmens, um so
Vielfalt zu erzeugen. Eckstein umriss, wie das Unternehmen durch
interne Weiterbildung im Unternehmen Data Scientists ausbildet. Mit
dem Einsatz von KI verbinde das Unternehmen die Hoffnung, dass die
Technologie Mitarbeiter nicht ersetze, sondern "mehr Zeit für
wertschöpfende Tätigkeit" schaffen könne, sagte die
Airbus-Vertreterin.

 * 

2. Schusswaffen in Privatbesitz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Verbreitung von Schusswaffen in Privatbesitz
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/17365). Darin erkundigt sich die Fraktion nach der Zahl
erlaubnispflichtiger Schusswaffen und erlaubnispflichtiger
wesentlicher Teile von Schusswaffen in Privatbesitz, die im Nationalen
Waffenregister (NWR) zum 31. Januar 2019 und 31. Januar 2020 insgesamt
gespeichert waren. Auch fragt sie unter anderem danach, wie viele
sogenannte "Kleine Waffenscheine" in NWR aktuell gespeichert sind.

 * 

3. Dezentralisierung von Bundeseinrichtungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach dem "Stand der Planungen zur Dezentralisierung
von Bundeseinrichtungen in den kommenden Jahren" erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/17349).
Auch möchte sie von der Bundesregierung unter anderem erfahren, nach
welchen Kriterien die Dezentralisierung von Bundesbehörden im Hinblick
auf die Auswahl der Regionen und Kommunen erfolgt.

 * 

4. Gesundheitschancen von Kindern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Nach den "Gesundheitschancen" von Kindern und
Jugendlichen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/17385). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, welche Studien über die Ursachen unterschiedlicher
Gesundheitschancen als Grundlage für gesundheits- und sozialpolitische
Entscheidungen genutzt werden.

 * 

5. FDP fragt nach seltenen Erkrankungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Versorgung von Menschen mit seltenen Erkrankungen
ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/17378) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen wissen, wie die Bundesregierung die
Versorgungslage einschätzt und für wie viele seltene Erkrankungen es
ursächliche oder symptomatische Therapien gibt.

 * 
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BUNDESTAG/9541: Heute im Bundestag Nr. 232 - 02.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 232

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. März 2020, Redaktionsschluss: 14.50 Uhr

1. Spahn informiert Gesundheitsausschuss

2. Bundesbank will Innovation Hub Center



1. Spahn informiert Gesundheitsausschuss

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) setzt in
der Coronakrise weiter darauf, die Zahl der Neuinfektionen möglichst
zu begrenzen. Das Ziel sei, das Infektionsgeschehen zu verlangsamen
und damit auch Zeit zu gewinnen, um mehr über das neue Coronavirus
(Sars-CoV-2) zu erfahren, sagte der Minister am Montag in einer
Sondersitzung des Gesundheitsausschusses des Bundestages.

Spahn betonte, es werde alles getan, um die Ausbreitung des Virus so
weit wie möglich einzudämmen. Er fügte hinzu, regionale Ausbrüche
könnten zu Einschränkungen im Alltag führen. Je besser es gelinge, bei
den Infektionen Geschwindigkeit herauszunehmen, umso besser könne das
Gesundheitssystem mit der Epidemie auch umgehen.

Derzeit gebe es in Deutschland 150 bestätigte Fälle einer Infektion,
zehn von 16 Bundesländern seien betroffen. Der Bund sei in einem
intensiven Austausch mit den Akteuren im Gesundheitswesen und den
Bundesländern. Pandemiepläne würden aktualisiert, der Krisenstab tage
mehrfach in der Woche.

Was Großveranstaltungen betreffe, seien gesetzlich die Behörden vor
Ort in der Verantwortung, zu entscheiden, ob sie stattfinden könnten.
Es seien aber einige Parameter formuliert worden, die berücksichtigt
werden sollten. Dazu gehöre die Frage, ob internationale Gäste
teilnehmen wollten, womöglich aus China, welche Art von Interaktion zu
erwarten sei, ob die Veranstaltung im Freien oder in Räumen stattfinde
und wie die Räume belüftet seien.

Spahn warb dafür, bei den Entscheidungen verhältnismäßig und
angemessen vorzugehen. Es müssten jetzt nicht alle Veranstaltungen
abgesagt werden. Nach Angaben des Ministers verlaufen 80 Prozent der
Infektionen mild bis symptomfrei. Es müsse auch nicht jeder, der mal
huste, getestet werden. Allerdings würden alle Tests auf das Virus von
den Krankenkassen übernommen.

Auch international soll das Vorgehen in der Coronakrise eng abgestimmt
werden. So sei ein weiteres Treffen der EU-Gesundheitsminister
geplant. Auf G-7-Ebene gebe es eine wöchentliche Lagebesprechung,
sagte Spahn. Um Staaten mit einem schwachen Gesundheitssystem zu
helfen, will Deutschland außerdem weitere Mittel bereitstellen.

 * 

2. Bundesbank will Innovation Hub Center

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Deutsche Bundesbank bereitet eine Bewerbung um
einen Sitz für ein weiteres Innovation Hub Center der Bank für
internationalen Zahlungsausgleich vor. Dies berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17338) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/16756). Die bisherigen Innovation Hub Center
seien noch ohne formalen Bewerbungsprozess eingerichtet worden. Daher
habe es auch keine deutsche Bewerbung um diese Innovation Hub Center
gegeben, erläutert die Bundesregierung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9540: Heute im Bundestag Nr. 231 - 02.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 231

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. März 2020, Redaktionsschluss: 13.24 Uhr

1. Pro und Contra Schuldenbremse

2. Format für Jahresfinanzberichte

3. Ausgleichszahlungen für Bahnübergänge

4. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

5. Kompensation von Eingriffen in Natur

6. Frauenanteil im Gesundheitswesen

7. FDP macht Gewaltenteilung zum Thema



1. Pro und Contra Schuldenbremse

Haushalt/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) So unterschiedlich wie fünf Oppositionsanträge zur
Schuldenbremse sind am Montag während einer Anhörung im
Haushaltsausschuss auch die Stellungnahmen der Sachverständigen zur
Neuverschuldung für Investitionen ausgefallen. Die Fraktion Die Linke
drängt in ihren Anträgen auf eine Investitionspflicht (19/14375), will
die Schuldenbremse aus dem Grundgesetz streichen (19/14424) und eine
Investitionswende herbeiführen (19/15919). Die FDP-Fraktion setzt sich
hingegen für das Festhalten an der Schuldenbremse ein (19/16831). Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen macht sich für Neuverschuldung
insbesondere zwecks Investitionen in den Klimaschutz stark (19/16841).

Professor Peter Bofinger (Universität Würzburg) schlug als
pragmatische Lösung ein zunächst auf zehn Jahre festgelegtes,
kreditfinanziertes Zukunftsprogramm vor. Dies könne durch eine
Änderung des Grundgesetzes erreicht werden, bei der für die Mittel zur
Durchführung des Programms eine Ausnahme von der Schuldenbremse
festgelegt wird. Damit werde ein großes Potenzial für
Zukunftsinvestitionen eröffnet, ohne dass es zu negativen Effekten auf
die im internationalen Vergleich äußerst niedrige Schuldenstandsquote
käme. Ausdrücklich verwies Bofinger auf die epochale Herausforderung
des Klimawandels.

Professor Thiess Büttner (Universität Erlangen-Nürnberg) machte
geltend, die Nachhaltigkeit öffentlicher Ausgaben könne keineswegs
durch eine Investitionspflicht oder eine formale Investitionsregel
gesichert werden. Laut Bundesrechnungshof hätten viele
Investitionsprojekte keinen nennenswerten Nutzen gestiftet und nicht
zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit beigetragen. Würde der
Bundestag für Investitionsausgaben eine bestimmte Höhe oder einen
bestimmten Anteil am Haushalt festlegen, würde er sich - anders als
bei der Begrenzung der Verschuldung - ohne Not in der Wahl geeigneter
Instrumente bei der Erfüllung seiner Aufgaben beschränken. Die 
Bedarfe-Daten seien unzureichend.

Professor Sebastian Dullien vom Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-Stiftung befand, ein
Festhalten an den aktuellen Regeln der Schuldenbremse sei zum Schutz
künftiger Generationen nicht notwendig und möglicherweise schädlich.
Ein Unterlassen der kreditfinanzierten Investitionen schränke die
Spielräume künftiger Generationen sogar ein, legte er dar. Die Politik
müsse langfristig wirksame Maßnahmen ergreifen, beispielsweise die
Ausbildung von mehr Fachkräften fördern.

Namens des Bundesrechnungshofs sprach sich Dieter Hugo gegen eine
Aufweichung oder gar Streichung der geltenden grundgesetzlichen
Schuldenregel zugunsten öffentlicher Investitionen aus. So sei die
durchschnittliche Investitionsquote im Bundeshaushalt zwischen 2011
und 2020 gegenüber der Dekade davor sogar um fast ein Viertel
gestiegen. Überdies zeige ein Blick auf den Haushaltsvollzug des
Bundes, dass es nicht an unzureichend veranschlagten Mitteln für
investive Vorhaben mangele, sondern an deren zeitnaher Verwendung.

Nach Ansicht der Deutschen Bundesbank hat sich die Schuldenbremse
bewährt. Sie für zu geringe Investitionen verantwortlich zu machen,
scheine nicht gerechtfertigt, meinte Stephan Kohns. Vielmehr hätten im
relevanten Zeitraum umfangreiche Finanzmittel zur Verfügung gestanden.
Bund, Länder und Gemeinden hätten seit einigen Jahren Überschüsse zu
verzeichnen, die teilweise sogar sehr hoch seien.

Professor Tom Krebs (Universität Mannheim) verwies auf
Investitionsstau und zukünftige wirtschaftliche Herausforderungen, die
einen erheblichen Bedarf an zusätzlichen öffentlichen Investitionen
geschaffen hätten. Allerdings sehe er starre Investitionsregeln
kritisch. Kommunen und Länder seien bei Investitionen besonders
gefordert. Wegen der strikten Schuldenbremsen der Länder müssten
voraussichtlich zusätzliche Steuereinnahmen für die Länder generiert
werden - zum Beispiel durch eine Reaktivierung der Vermögensteuer oder
eine Reform der Erbschaftsteuer.

Professor Dirk Meyer (Universität der Bundeswehr in Hamburg) sprach
sich gegen eine Abschaffung der Schuldenbremse und einen
Bundesinvestitionsfonds aus. Es gebe keinen Zusammenhang zwischen
Investitionsstau und Schuldenbremse. Ihre Aufhebung würde gegen das
Prinzip der Generationengerechtigkeit verstoßen. Der Fonds als
Sondervermögen neben dem Kernhaushalt wäre mit einer
marktwirtschaftlichen Ordnung, mit einem föderalen Bundesstaat und mit
demokratisch-haushaltsrechtlichen Grundsätzen nicht vereinbar.

Professor Christoph M. Schmidt (RWI - Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung) legte in seiner schriftlichen Stellungnahme ein
Augenmerk auf das Instrument des Investitionsfonds: Die Umgehung der
Schuldenbremse durch ein Sondervermögen wäre ein verheerendes Signal
für die Fiskaldisziplin in Europa. Speziell die Klimapolitik könne
kein Argument für die Einrichtung eines Sondervermögens sein. Der
Löwenanteil der klimafreundlichen Investitionen werde von privaten
Akteuren getätigt.

Professor Achim Truger von der Universität Duisburg-Essen vertrat die
Ansicht, dass grundsätzlich eine etwas höhere Verschuldung zum Zweck
öffentlicher Investitionen sinnvoll sein könne, ebenso wie zur
Konjunkturstabilisierung. Eine niedrigere Verschuldung sei einer
höheren Verschuldung nicht eindeutig vorzuziehen. Stattdessen solle
das angestrebte Verschuldungsniveau das Ergebnis einer
Kosten-Nutzen-Entscheidung sein. Truger verwies beispielsweise auf
einen erhöhten Bedarf an Schulen.

Professor Volker Wieland (Universität Frankfurt) hob hervor, dass eine
Trendumkehr bei der Staatsverschuldung erst im Zusammenspiel von
schwarzer Null und Schuldenbremse gelungen sei. Die entscheidende und
angemessene Haltelinie sei für die Zukunft die konjunkturbereinigte
Schuldenbremse, die zusätzlich Ausnahmen für tiefe Rezessionen
erlaube. Sie motiviere eine politische Prioritätensetzung, da sie
nicht zwischen unterschiedlichen Ausgaben unterscheide. Eine Änderung
der Investitionspolitik halte er nicht für nötig, sagte Wieland.

 * 

2. Format für Jahresfinanzberichte

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Bestimmte Kapitalmarktunternehmen sollen ihre
Jahresfinanzberichte in Zukunft elektronisch in einem bestimmten
Format offenlegen. Dies sieht der von der Bundesregierung eingebrachte
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Transparenzrichtlinie-Änderungsrichtlinie im Hinblick auf ein
einheitliches elektronisches Format für Jahresfinanzberichte
(19/17343) vor. Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wird für die
betroffenen Emittenten mit einmaligen Bürokratiekosten von rund fünf
Millionen Euro sowie jährlichen Bürokratiekosten von knapp zwei
Millionen Euro angegeben.

 * 

3. Ausgleichszahlungen für Bahnübergänge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Um auch künftig den bundeseigenen öffentlichen
Eisenbahnen - in der Regel Unternehmen der Deutschen Bahn AG (DB AG) -
Ausgleichsleistungen für die Erhaltung und den Betrieb höhengleicher
Kreuzungen (Bahnübergänge) gewähren zu können, hat die Bundesregierung
den "Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen
Eisenbahngesetzes (AEG)" (19/17289) vorgelegt. Der Gesetzentwurf soll
am Donnerstag ohne weitere Aussprache durch den Bundestag an die
Ausschüsse überwiesen werden.

Wie die Bundesregierung schreibt, bestand nach der bis zum 31.
Dezember 2017 geltenden Rechtslage unter bestimmten Voraussetzungen
für alle öffentlichen Eisenbahnen ein Anspruch auf Ausgleichszahlungen
für betriebsfremde Leistungen, wozu auch Aufwendungen für die
Erhaltung und den Betrieb von Bahnübergängen gehören, "wenn die
Eisenbahn für mehr als die Hälfte der Aufwendungen aufkommt". Dieser
Anspruch sei bisher durch zwei unterschiedliche Rechtsgrundlagen
geregelt, heißt es weiter. So hätten den bundeseigenen öffentlichen
Eisenbahnen Ausgleichszahlungen nach den Regelungen der Verordnung
(EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 über gemeinsame Regeln
für die Normalisierung der Konten der Eisenbahnunternehmen
zugestanden. Für nichtbundeseigene öffentliche Eisenbahnen hingegen
regle Paragraf 16 AEG den Ausgleich. Die bundeseigenen öffentlichen
Eisenbahnen seien über diese Norm nicht anspruchsberechtigt.

Im Zusammenhang mit dem Vierten Eisenbahnpaket der Europäischen
Kommission sei nun im Rahmen eine Rechtsbereinigung die Verordnung
(EU) 2016/2337 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14.
Dezember 2016 zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates
über gemeinsame Regeln für die Normalisierung der Konten der
Eisenbahnunternehmen verabschiedet worden, heißt es in dem Entwurf.
"Dadurch ist die Rechtsgrundlage für den Ausgleich betriebsfremder
Aufwendungen für bundeseigene Eisenbahnen entfallen", schreibt die
Regierung.

Die Novelle sieht nun vor, dass Paragraf 16 AEG zukünftig die
Gewährung von Ausgleichszahlungen sowohl für bundeseigene als auch für
nichtbundeseigene öffentliche Eisenbahnen regeln soll. "Um
entsprechende Zahlungen für die Erhaltung und den Betrieb von
höhengleichen Kreuzungen auch weiterhin an den Betreiber der
bundeseigenen Schieneninfrastruktur leisten zu können, schafft das
vorliegende Gesetz die erforderlichen rechtlichen Grundlagen für eine
Ausweitung des Anwendungsbereichs von Paragraf 16 AEG auf alle
öffentlichen Eisenbahnen", heißt es in dem Gesetzentwurf.

 * 

4. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei der Frage nach Anzahl der Ein- und Aussteiger
sowie die Anzahl der im Zug befindlichen Reisenden an Bahnhöfen und
Haltepunkten im Saarland sind aus Sicht der Bundesregierung "Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse der DB Fernverkehr AG und der DB Regio AG
betroffen". Die Offenlegung der Auslastungszahlen könne "das
wirtschaftliche Handeln der Deutschen Bahn AG deutlich beeinträchtigen
und könnte erhebliche Wettbewerbsnachteile auch für den
grenzüberschreitenden Verkehr nach sich ziehen", heißt es in der
ergänzenden Antwort der Regierung (19/17041) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/15041). Die Kenntnis der
Auslastungszahlen und deren Entwicklung würde es konkurrierenden
Mobilitätsanbietern ermöglichen, ihr Verhalten im Wettbewerb
entsprechend auszurichten. Daten über Strecke/Relation, Auslastung und
Verlagerung der Verkehrsströme seien wertvoll, um die eigene Angebots-
und Preisgestaltung zu konzipieren.

Unter Abwägung zwischen dem parlamentarischen Auskunftsanspruch
einerseits und dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen
unter Berücksichtigung möglicher nachteiliger Wirkungen für die
betroffenen privaten Unternehmen andererseits habe die Bundesregierung
die erbetenen Informationen als Verschlusssache "VS - Vertraulich"
eingestuft und der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages
übermittelt, heißt es in der Antwort. Sie könnten dort nach Maßgabe
der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages eingesehen werden.

 * 

5. Kompensation von Eingriffen in Natur

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Verordnung

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung hat eine Verordnung (19/17344)
über die Vermeidung und Kompensation von Eingriffen in Natur und
Landschaft im Zuständigkeitsbereich der Bundesverwaltung (BKompV)
vorgelegt. Mit dieser soll die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
für Bundesvorhaben, bei gleichzeitiger Wahrung hoher
naturschutzfachlicher Standards vereinheitlicht, beschleunigt und
transparent gemacht werden. Der Bundestag muss der Verordnung gemäß
Paragraph 15 Bundesnaturschutzgesetz zustimmen.

Die Anwendung soll auf Vorhaben, die von Bundesbehörden zugelassen
wurden, beschränkt sein. Die Verordnung setze einen Fokus auf land-
und forstwirtschaftlich genutzte Flächen und soll zur "Verringerung
der Flächeninanspruchnahme dienen." Erfasst werden mit der Verordnung
unter anderem das Vermeidungsgebot, die Bewertung des vorhandenen
Zustands, die zu erwartenden Beeinträchtigungen von Schutzgütern sowie
die Ermittlung des Kompensationsbedarfs und die Grundbewertung des
Schutzgutes Biotope. Nach der BKompV liege die
Ersatzzahlungsberechtigung bei der niedrigsten
Landschaftsbildwertstufe im Vergleich zu den Länderverfahren unter dem
Durchschnitt. Bei der höchsten Landschaftsbildwertstufe werde das
Ersatzgeld über dem Durchschnitt liegen, schreibt die Bundesregierung.

 * 

6. Frauenanteil im Gesundheitswesen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/17347) nach dem Frauenanteil in der Selbstverwaltung des
Gesundheitswesens. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie hoch der Frauenanteil unter Ärzten,
Zahnärzten und Psychotherapeuten ist.

 * 

7. FDP macht Gewaltenteilung zum Thema

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Gewaltenteilung ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/17356) der FDP-Fraktion. Im Gesundheitsausschuss sei zu
beobachten, dass Änderungsanträge zu Gesetzentwürfen zwar von den
Regierungsfraktionen eingebracht würden, diese aber auf
Formulierungshilfen aus dem Bundesgesundheitsministerium beruhten.

Dies sei vor allem bei sachfremden Änderungsanträgen bedenklich, weil
an bestehende Gesetzentwürfe neue Themen angedockt würden, um ein
einzelnes Gesetzgebungsverfahren für dieses Thema zu vermeiden.

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viele fachfremde
Änderungsanträge die Bundesregierung 2019 als Formulierungshilfe im
Bereich des Bundesministeriums für Gesundheit erstellt und an die
Regierungsfraktionen weitergeleitet hat.

 * 
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BUNDESTAG/9539: Heute im Bundestag Nr. 230 - 02.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 230

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. März 2020, Redaktionsschluss: 09.48 Uhr

1. Namenslisten von EZB und EIOPA

2. Mieterhöhung nach Maßgabe der Gesetze

3. Details zur Grundrente

4. Zahl der Gefährder erfragt

5. Unterstützung durch die Bundespolizei



1. Namenslisten von EZB und EIOPA

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen aktuell die Namen von 693
internationalen Bediensteten der Europäischen Zentralbank (EZB) und
von 70 internationalen Bediensteten der Europäischen
Versicherungsaufsichtsbehörde EIOPA vor. Wie es in einer Antwort der
Bundesregierung (19/17248) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/16687) weiter heißt, will die Regierung EZB und EIOPA an die
sich aus den Sitzabkommen resultierenden Verpflichtungen erinnern und
zur Vorlage vollständiger Personalisten auffordern.

 * 

2. Mieterhöhung nach Maßgabe der Gesetze

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) hat
Ende Oktober 2019 bundesweit insgesamt 35.806 Wohneinheiten verwaltet.
Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17217) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/16937) mitteilt, beträgt der Anteil der
BImA-Wohneinheiten am Gesamtbestand von rund 40 Millionen Wohnungen in
Deutschland rund 0,1 Prozent. Damit sei die BImA kein bedeutender
Teilnehmer auf dem Markt für die Vermietung von Wohnraum. Gleiches
gelte für den Markt für den Verkauf von gebrauchten Immobilien.
Mietwertfestsetzungen und Mieterhöhungen würden unter Berücksichtigung
der Umstände des Einzelfalls nach Maßgabe der geltenden gesetzlichen
Bestimmungen vorgenommen, erklärt die Regierung in der Antwort weiter.

 * 

3. Details zur Grundrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/17319) zu den Anspruchberechtigten, den Kosten und dem
Verwaltungsaufwand der Grundrente gestellt. Die Grünen möchten von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie groß der Anteil von Frauen
und der Anteil von Männern wäre, die in den kommenden fünf Jahren
verbesserte Rentenleistungen beziehen würden.

 * 

4. Zahl der Gefährder erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der in den Jahren 2014 bis 2019
jeweils in den verschiedenen Phänomenbereichen der politisch
motivierten Kriminalität als "Gefährder" eingestuften Personen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17355).
Auch will sie unter anderem erfahren, zu wie vielen Einzelpersonen "im
Zeitraum von 2014 bis 2019 in welchen Phänomenbereichen
Gefährdungssachverhalte durch Bundesbehörden" bewertet wurden.

 * 

5. Unterstützung durch die Bundespolizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie sich die
Beschäftigtenzahlen bei den Landespolizeien von 2010 bis 2019
entwickelt haben. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/17373) danach, in welchen Fällen die Unterstützung der
Landespolizeien durch die Bundespolizei im Zeitraum zwischen 2010 und
2019 angefragt wurde. Ferner fragt sie unter anderem, welche Kosten
durch die Unterstützungsleistungen im Zeitraum zwischen 2013 und 2018
für den Bundeshaushalt entstanden sind.

 * 
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AUSSEN/1937: Kanzlerin muss klares Signal aussenden, dass sich unkontrollierte Einreise wie 2015 nicht wiederholen darf


FDP-Pressemitteilung vom 2. März 2020

TEUTEBERG-Statement: Kanzlerin muss klares Signal aussenden, dass
sich unkontrollierte Einreise wie 2015 nicht wiederholen darf



Zur Flüchtlingskrise an der griechisch-türkischen Grenze und zu
Überlegungen, die Schuldenbremse in Deutschland aufgrund des
Corona-Virus' aufzuweichen, gab die FDP-Generalsekretärin Linda
Teuteberg heute in Berlin folgendes Statement ab:

"Uns besorgt die Lage in der Türkei, in Syrien und an der
griechischen Grenze sehr. Wir fordern, dass die Kanzlerin ihr
Versprechen, dass sich eine Situation wie 2015 nicht wiederholen
darf, jetzt auch mit Leben füllt. Dass sie außenpolitisch ihr ganzes
Gewicht einbringt, um diese Problemlage zu lösen, und dass sie das
klare Signal aussendet, dass eine unkontrollierte Einreise wie 2015
nicht möglich ist. Das ist jetzt notwendig.

Es ist zynisch, dass Präsident Erdogan Menschen zum Spielball seiner
Politik macht. Aber ganz klar ist, dass hier auch die Bundesregierung
einiges versäumt hat. Die fortwährende Abhängigkeit vom Handeln
Dritter, wie von Präsident Erdogan beispielsweise, ist kein Ersatz
für eine rechtsstaatliche Ordnung und Steuerung von Migration. Hier
fordern wir die Kanzlerin und die Bundesregierung auf, dieses
gegebene Versprechen mit Leben zu füllen.

Und schließlich beschäftigt Deutschland der Corona-Virus. Wir
unterstützen, wie schon mehrfach erklärt, die Bundesregierung
natürlich in allen notwendigen Anstrengungen, dass die Experten ihre
Arbeit machen können, dass alles getan wird, um diesen Virus
einzudämmen. Alles, was dort notwendig ist, kann und muss allerdings
im Rahmen der Schuldenbremse stattfinden. Dafür sind genügend
Einnahmen da im Bundeshaushalt. Wenn die Schuldenbremse aufgeweicht
würde wegen Corona, wäre das ein Virus, den wir nicht wieder
eingefangen bekommen. Insofern unterstützen wir alle notwendigen
Maßnahmen, sehen aber auch, wenn Corona als Vorwand benutzt werden
soll für Dinge, die nicht in Ordnung sind."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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HAMBURG/5064: Hamburg muss Flüchtlingskinder aus Griechenland aufnehmen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. März 2020

Hamburg muss Flüchtlingskinder aus Griechenland aufnehmen!



Die Situation auf beiden Seiten der Grenze zwischen der EU und der
Türkei spitzt sich dramatisch zu. Auf Lesbos hindern
Inselbewohner_innen Boote voller Geflüchteter daran anzulegen.
Faschisten bedrohen Journalist_innen und NGOs, ein "Begrüßungszentrum"
ging in Flammen auf. Für die Geflüchteten in den Lagern wird die
Situation Berichten zufolge immer bedrohlicher - es herrsche eine
pogromartige Stimmung.

"Vor diesem Hintergrund fordern wir den Senat dringend auf zu
handeln", erklärt die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Christiane Schneider. "Wie
andere Bundesländer - Berlin, Thüringen, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz - und mehrere Städte und Gemeinden hatte Hamburg sich zur
Aufnahme von minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen und Familien
mit Kindern aus griechischen Lagern bereit erklärt. Jetzt ist es
allerhöchste Zeit, das auch zu tun. Die Sicherheit von Kindern und
Jugendlichen ist an der EU-Grenze nicht gewährleistet. Gemeinsam mit
den anderen aufnahmebereiten Bundesländern kann und muss Hamburg den
Druck auf Innenminister Seehofer erhöhen und gefährdete Kinder und
Jugendliche in die Bundesrepublik holen. Hamburg hat die Kapazitäten,
100 Kinder und Jugendliche aufzunehmen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3471: Inklusionsstrategie ist breit abgestimmt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 28. Februar 2020

Inklusionsstrategie ist breit abgestimmt



Nach dem Besuch der Bundesfamilienministerin in Neukloster hat der
Bildungsexperte der CDU-Landtagsfraktion Gesprächsbedarf über die
Inklusionsstrategie des Landes angemeldet.

Dazu erklärt der bildungspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Andreas Butzki:

"Der Wankelmut von Marc Reinhardt erstaunt mich. Er und seine Fraktion
haben dem Vorgehen nach ausführlicher Diskussion zugestimmt. Nun
scheint er sich der Sache nicht mehr so sicher zu sein, nachdem die
Bundesfamilienministerin, offenbar in Unkenntnis der Komplexität der
Strategie, die Schließung der Förderschulen kritisiert hat. Wir haben
in großem Einvernehmen die Umsetzung der Inklusion an den Schulen des
Landes zeitlich gestreckt, um alle Beteiligten auf dem Weg mitzunehmen
und den Übergang gut zu regeln. Wir haben uns gemeinsam auf den Weg
gemacht, die UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen. Warum Herr
Reinhardt nun erneut auf die Bremse treten will, weiß wohl nur er
allein. Es gab eine Zeit für Diskussionen, nun ist es Zeit, dass alle
Partner gemeinsam und zielgerichtet handeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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LATEINAMERIKA/1957: Bolivien - Laut Untersuchungen von US-Wissenschaftlern gab es "höchst wahrscheinlich" keinen Wahlbetrug (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien

US-Wissenschaftler: Wohl kein Wahlbetrug

Von Marta Andujo
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Indigene protestieren im November gegen den Putsch in Bolivien

Foto: © Gerardo Magallón/Desinformémonos



US-Wissenschaftler: Boliviens Expräsident Morales hatte wohl bei
den Wahlen am 20. Oktober 2019 einen Vorsprung von 10,5 Prozent vor
dem Zweitplatzierten Mesa.

(Washington, 1. März 2020, amerika21) - Wie ein Paukenschlag hat eine
Untersuchung von zwei Experten des Massachusetts Institute of
Technology (MIT) gewirkt, wonach es für die Organisation
Amerikanischer Staaten (OAS) keinen Grund gegeben habe, zu erklären,
bei den Präsidentschaftswahlen vom letzten Oktober in Bolivien sei
Betrug im Spiel gewesen.

Nach einer entsprechenden Beurteilung durch die OAS hatte die rechte
Opposition in Bolivien gegen die Wiederwahl von Evo Morales
mobilisiert und Polizei und Militär den rechtmäßigen Präsidenten
genötigt, zurückzutreten. Morales und Mitglieder seiner Regierung
wurden durch Drohungen gezwungen, ins Exil zu gehen. Seitdem herrscht
eine Putschregierung unter Führung von De-facto-Präsidentin Jeanine
Áñez.


Morales hatte "höchst wahrscheinlich" über zehn Prozent
Vorsprung

Ein Artikel in der US-Tageszeitung The Washington Post berichtete nun
über die Untersuchung des Election Data and Science Lab des MIT,
wonach etwa 1.000 Durchläufe methodologisch überlegener statistischer
Simulationen es "höchst wahrscheinlich" machten, dass Evo Morales die
Differenz von zehn Prozent der Wählerstimmen als Abstand zum
zweitplatzierten Kandidaten der Rechten überschritten hatte. Diese
Differenz ist nach bolivianischem Wahlrecht notwendig, um einen
zweiten Wahlgang auszuschließen.

"Es scheint keine statistisch messbare Differenz in der Marge vor und
nach der Aussetzung der vorläufigen Schnellauszählung gegeben zu
haben", bestätigen die Forscher des weltweit führenden Instituts, John
Curiel und Jack R. Williams, in ihrem Report.


Umstrittene Auszählung der Wahlen

Bei den Wahlen vom 20. Oktober 2019 wurde eine erste Schnellauszählung
- nach Angaben der Wahlbehörde des Landes wegen technischer Probleme -
für mehrere Stunden unterbrochen. Vor dieser Unterbrechung betrug der
Vorsprung von Präsident Morales vor seinem stärksten Herausforderer,
Carlos Mesa, weniger als zehn Prozent, was einen zweiten Urnengang
bedeutet hätte. Nach fortgesetzter Auszählung ergab sich dann ein
Vorsprung von mehr als zehn Prozent.

Die Wissenschaftler bestätigen nun dieses Ergebnis. "Morales hatte
einen Vorsprung von mindestens 10,49 Prozent vor seinem
Herausforderer." Der Anstieg der Stimmen für Morales nach der
Unterbrechung ließe sich "vollkommen mit den bereits abgegebenen
Stimmen erklären". Kenner*innen des Landes hatten bereits darauf
hingewiesen, dass der höhere Zuwachs der Morales-Stimmen zum Ende der
Auszählung lediglich die stärkere Basis das Politikers in den
ländlichen Regionen widerspiegelte, deren Ergebnisse später eintrafen.
Die MIT-Studie urteilt über die OAS-Erklärungen hart. Deren
Schlussfolgerungen seien "zutiefst fehlerhaft" gewesen.


Schlussfolgerungen der OAS "zutiefst fehlerhaft"

Nachdem die OAS frühere Nachfragen der Wissenschaftler unbeantwortet
ließ, reagierte sie nach der prominenten Veröffentlichung der Studie
heftig. In einer Stellungnahme [1] stützt sie sich auf "Beweise für
vorsätzliche Akte" zur Manipulation der Wahlen, "schwere
Unregelmäßigkeiten wie einen Mangel an Schutz der Wahlunterlagen",
eine "signifikante Zahl an Fehlern" und ein "offenkundiges Foul Play".
Die hochangesehenen Wissenschaftler bezeichnet die Erklärung als
"Individuen, die sich selbst als Wissenschaftler und Spezialisten für
Wahlprozesse ansehen". Im Übrigen habe die Europäische Union, die auch
Wahlbeobachter*innen vor Ort hatte, die OAS-Einschätzung eines
"Wahlbetrugs" geteilt.

Der entmachtete Präsident Boliviens äußerte sich bereits zu dem
Washington Post-Artikel. Die Untersuchung sei "ein weiterer Beweis des
monumentalen Raubs, den [Carlos] Mesa, [Jeanine] Áñez, [Luis]
Camacho und [Luis] Almagro gegenüber allen Bolivianern begangen
haben", schrieb Morales auf Twitter [2].

Unterdessen hat die Regierung von Mexiko die OAS aufgefordert, die
"Mängel" bei ihrer Prüfung der Wahlen in Bolivien zu erklären. "Unser
Vertreter bei der OAS wird formell beantragen, dass eine dritte Partei
einen Vergleich beider Studien durchführt und die Diskrepanzen
zwischen ihnen klärt", sagte der Sprecher des mexikanischen
Außenministeriums, Roberto Velasco. "Angesichts der Ergebnisse der
Studie, die die Analyse der OAS und die Äußerungen ihres
Generalsekretärs Luis Almagro in Frage stellen, sollte die
Organisation aus unserer Sicht die von diesen beiden Forschern bekannt
gemachten Mängel in ihrem Bericht klären und erklären", bekräftigte
Velasco.


Anmerkungen:

[1] http://www.oas.org/documents/eng/press/OSG-110-Editors-at-The-Monkey-Cage.pdf

[2] https://twitter.com/evoespueblo/status/1233084635648753665


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/us-wissenschaftler-wohl-kein-wahlbetrug/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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BERUF/1972: Neues Fachkräfteeinwanderungsgesetz - Deutschland braucht akademisch und beruflich qualifizierte Fachkräfte (idw)


Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V. - 28.02.2020

Neues Fachkräfteeinwanderungsgesetz: Deutschland braucht akademisch und
beruflich qualifizierte Fachkräfte



Kommende Woche tritt das neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz in Kraft.
Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) begrüßt das Gesetz, warnt
jedoch vor einer Verengung der Debatte rein auf Fachkräfte mit
qualifizierter Berufsausbildung. Beim Thema Fachkräfte müsste der
internationale akademische Nachwuchs stets mitgedacht werden.

"Für uns ist es ganz klar, dass Deutschlands Wirtschaft und Wissenschaft
beides braucht: akademisch und beruflich qualifizierte Fachkräfte aus
Staaten außerhalb der EU", so DAAD-Präsident Prof. Dr. Joybrato Mukherjee
in Bonn. Gerade für Deutschland als Wissenschaftsstandort seien
internationale Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler absolut
unerlässlich. Es sei daher sehr erfreulich, dass mit dem neuen Gesetz die
vor mehr als zehn Jahren bei Hochschulabsolventinnen und -absolventen
begonnene rechtliche Liberalisierung bei Einwanderung und Aufenthalt
fortgesetzt werde. Dies würde nun auf beruflich Qualifizierte aus
Drittstaaten übertragen. Es sei sehr begrüßenswert, dass es hierbei zu
keiner Verschlechterung der günstigen Regelungen für angehende
Akademikerinnen und Akademiker komme.

"Einen Punkt aber sollten wir auch mit dem neuen Gesetz nicht aus den
Augen verlieren: Für viele Berufe, seien es Ärzte, Ingenieure oder
IT-Spezialisten, brauchen wir Fachkräfte mit Hochschulabschluss", mahnte
Joybrato Mukherjee. "Hier sollte die Bundesregierung ansetzen und
gemeinsam mit den Ländern und Förderorganisationen Maßnahmen entwickeln,
um beispielsweise die hohen Abbruchquoten internationaler Studierender zu
verringern und den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu verbessern." Die
Chancen dafür stünden gut: Studien zufolge käme es für etwa zwei Drittel
der internationalen Absolventinnen und Absolventen in Frage, sich
beruflich in Deutschland zu orientieren und hier länger zu verbleiben.

"Wir als DAAD stehen beim Thema internationale Studierende und Fachkräfte
bereit, unsere Mitgliedshochschulen zu unterstützen. Wir sehen gute
Möglichkeiten, gerade beim Übergang vom Studium in den Arbeitsmarkt, aber
auch beim erfolgreichen Studienstart und der zielgerichteten Begleitung
während des Studiums mit passgenauen Förderprogrammen anzusetzen." Man
stehe dazu mit den Geldgebern des DAAD in regem Austausch. Allerdings
müsse auch gelten, dass dauerhaft mehr Betreuung internationaler
Studierender an den Hochschulen im Land auch mehr notwendige
Personalkapazitäten bedeute. "Die Hochschulen müssen dafür entsprechend
ausgestattet werden", so der DAAD-Präsident.


Hintergrund: Attraktivität und Abbruchquoten

Der DAAD fordert seit längerer Zeit, die hohen Abbruchquoten
internationaler Studierender stärker in den Blick zu nehmen. Die
Bundesrepublik ist zwar heute ein international attraktiver
Studienstandort und jedes Jahr werden über 100.000 Studienanfänger aus dem
Ausland neu immatrikuliert. Laut der Zahlen des Deutschen Zentrums für
Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) brechen aber derzeit rund 45
% der internationalen Bachelorstudierenden und 29 % der Masterstudierenden
ihr Studium ab - im Vergleich zu 28 % der deutschen Bachelor- und 19 % der
Master-Studierenden.

Der DAAD ist derzeit im Verbundprojekt "Studienerfolg und Studienabbruch
bei Bildungsausländern in Deutschland im Bachelor- und Masterstudium"
(SeSaBa) dabei, spezifische Erkenntnisse zur Studiensituation von
Bildungsausländern und den Ursachen des Studienabbruchs zu erarbeiten.
Projektpartner sind das Bayerischen Staatsinstituts für Hochschulforschung
und Hochschulplanung sowie die FernUniversität Hagen.


Weitere Informationen unter:

http://www.daad.de/de/der-daad/was-wir-tun/fortbildung-expertise-und-beratung/sesaba/

- Zum DAAD-Forschungsprojekt SeSaBa

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution238

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V., 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1455: Integrationsgipfel - Deutschland muss die Weichen zur Aufnahme und Integration von Flüchtlingen stellen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. März 2020

PRO ASYL zum heutigen Integrationsgipfel

Deutschland muss die Weichen zur Aufnahme und Integration von
Flüchtlingen stellen



Anlässlich des heutigen Integrationsgipfels im Kanzleramt fordert PRO ASYL,
dass sich Deutschland auf die weitere Aufnahme von Schutzsuchenden
einstellt, Integrationsmaßnahmen plant und Flüchtlinge aus Griechenland
aufnimmt.

Wir können und wir sollten eine erhebliche Zahl von Geflüchteten aufnehmen,
die heute in Elendslagern auf den griechischen Inseln und an anderen Orten
der europäischen Außengrenze verzweifeln - nicht zuletzt unbegleitete
Minderjährige und Familienangehörige von in Deutschland lebenden
Angehörigen.

Es ist ein Irrtum, zu denken, dass man gegenüber Flüchtlingen die Grenzen
schließt, rassistischen Stimmen nachgibt, eine Gesetzesverschärfung nach
der anderen auf den Weg bringt und gleichzeitig Hochqualifizierte mit
offenen Armen empfangen kann.

PRO ASYL verweist darauf, dass die Aufnahme der Flüchtlinge seit 2015 eine
Erfolgsgeschichte ist:

85 Prozent aller Geflüchteten haben mittlerweile an Sprachkursen
teilgenommen. Ihre Integration in den Arbeitsmarkt geht schneller als
gedacht. Nach fünf Jahren hat fast jede*r zweite Geflüchtete in Deutschland
Arbeit, die Hälfte von ihnen als Fachkraft. Jedes Semester immatrikulieren
sich mehrere Tausend Geflüchtete an deutschen Hochschulen und
Universitäten. Allein im Wintersemester 2018/19 waren es 3.788, 18-mal so
viele wie im Wintersemester 2015/16 - Tendenz weiter steigend. 130.000
geflüchtete Kinder und Jugendliche kamen zwischen Januar 2015 und März 2018
neu in Schulen (Quelle: ZEIT).

Und bei alledem wurde deutlich weniger ausgegeben als geplant. 2015
schätzten Expert*innen des Instituts für Weltwirtschaft, dass die
Integration der Flüchtlinge mindestens 20 Milliarden Euro jährlich kosten
wird. Der damalige Finanzminister Schäuble erwägte sogar eine zusätzliche
Benzinsteuer, um die »Flüchtlingskrise« zu bewältigen. Fakt ist: Die
tatsächlichen Inlandsausgaben des Bundes beliefen sich im Jahr 2018 auf
rund 7,5 Milliarden Euro - und sie kamen auch anderen Bevölkerungsgruppen,
also nicht nur Geflüchteten zugute. Und die von der Bundesregierung
gebildete Flüchtlingsrücklage in Höhe von mittlerweile 35 Milliarden Euro
wurde bisher nicht angetastet.

Das alles macht deutlich: Ökonomisch können wir uns die Aufnahme Schutz
suchender Menschen sehr wohl leisten. Und gesellschaftlich zahlt sie sich
aus. Auch deshalb sagen wir:

Heute stehen in den Kommunen viele Flüchtlingsunterkünfte leer, andere
könnten kurzfristig reaktiviert werden. Es gibt hinreichend Ressourcen,
Kapazitäten und Kompetenzen in Deutschland, um weitere Flüchtlinge
aufzunehmen und unserer internationalen Verantwortung für den
Flüchtlingsschutz nachzukommen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. März 2020

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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ASYL/1454: 18 Monate Gnadenkontingent beim Familiennachzug - Nicht einmal der Minimalkonsens wird erfüllt (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 28. Februar 2020

18 Monate Gnadenkontingent beim Familiennachzug:

Nicht einmal der Minimalkonsens wird erfüllt



Die Visaerteilungen für Familienangehörige von subsidiär Schutzberechtigten
schleppen sich über Jahre hin. Nach 18 Monaten Gnadenkontingent ist klar:
Die Bundesregierung kommt nicht einmal dem veranschlagten Minimalkonsens
nach. Tausende geflüchtete Familien leben seit Jahren getrennt und warten
weiter auf ein Visum.

Eineinhalb Jahre nach der de facto Abschaffung des Rechtsanspruchs und der
Einführung eines Gnadenrechts bei der Familienzusammenführung zu subsidiär
Schutzberechtigten (sog. »Familiennachzugsneuregelungsgesetz«) wird
deutlich: Die Bundesregierung hält nicht einmal den politisch getroffenen
Minimalkonsens ein. Die Große Koalition hatte sich nach einem langen Streit
in einem Kompromiss auf ein monatliches Gnadenkontingent nach Ermessen von
1.000 Visa für Angehörige dieser Personengruppe geeinigt.
Ein Fünftel des Kontingents nicht erfüllt

18 Monate nach Inkrafttreten der Regelung zeigt sich: Genau 20 Prozent,
also ein Fünftel des versprochenen Visakontingents wurden bisher nicht
ausgeschöpft.

Nach 18 Monaten haben die deutschen Auslandsvertretungen von den politisch
versprochenen 18.000 möglichen Visa bis Ende Januar 2020 erst 14.404 Visa
erteilt (2018: 2.612, 2019: 11.133 laut Plenarprotokoll 15. Januar 2020,
Januar 2020: 659 laut Auskunft des Auswärtigen Amtes).

Schutzbedürftige bleiben außen vor

Im gleichen Zeitraum wurden aber selbst besonders schutzbedürftige Gruppen
auf hartherzige Art und Weise vom Visumverfahren ausgeschlossen:

• minderjährige Geschwister von unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen, denen die gemeinsame Einreise mit ihren Eltern nach
Deutschland verwehrt wird.

• Kinder, die während der 2,5 jährigen vollständigen Aussetzung der
Familienzusammenführung zu subsidiär Schutzberechtigten vom Frühjahr 2016
bis Sommer 2018 die Volljährigkeit erreicht haben.

Leid der Familien setzt sich fort

Das durch die langen Familientrennungen erzeugte Leid der bisher
ausgeschlossenen Familien ist unermesslich. Die Bundesregierung versucht
den Eindruck zu vermitteln, sie habe die Probleme beim Familiennachzug
gelöst. Das ist aber falsch: Es gibt in Deutschland Familien, die seit
Jahren darauf warten, wieder zusammenleben zu können. Diese Situation ist
für die Betroffenen unerträglich.

Visa-Zahlen gehen nach unten

Schon seit Sommer 2019 kann auf Basis der Zahlen des Auswärtigen Amtes
festgestellt werden, dass die monatlich erteilten Visa signifikant unter
den versprochenen 1.000 liegen. Zuletzt hat das Auswärtige Amt im Januar
2020 sogar nur 659 Visa erteilt.

Bürokratie und Bremsklötze

Das bewusst als bürokratischer Dschungel gestaltete Verfahren wird
weiterhin nicht entschlackt. Beteiligt sind Auslandsvertretungen, teilweise
unterstützt durch die Internationale Organisation für Migration (IOM),
kommunale Ausländerbehörden und Bundesverwaltungsamt.

Die jüngsten Zahlen des Auswärtigen Amtes zeigen, dass der Bremsklotz bei
der Antragsbearbeitung derzeit deutlich bei den beteiligten kommunalen
Ausländerbehörden in den Bundesländern liegt. Während in den ersten
achtzehn Monaten der Neuregelung bereits 20.645 Visaanträge von den
deutschen Auslandsvertretungen an die kommunalen Ausländerbehörden
weitergeleitet wurden, bearbeiteten diese im gleichen Zeitraum nur 14.708
Anträge und leiteten diese zum Bundesverwaltungsamt zur abschließenden
Prüfung weiter.

Tausende Familien weiter getrennt

Weiterhin warten allerdings 22.000 Familienangehörige auf einen Termin. Den
deutschen Auslandsvertretungen liegen nach Angaben des Auswärtigen Amtes so
viele unbearbeitete Terminanfragen vor (vgl. Antwort der Bundesregierung
auf Anfrage, Sitzung des Deutschen Bundestages, 15. Januar 2020)
Mehr Personal - und Recht auf Familie wiederherstellen

Es wäre dringend erforderlich, dass die Bundesregierung gemeinsam mit den
Innenministerien der Bundesländer ernsthaft auf eine Beschleunigung der
Verfahren hinwirkt. Gleichzeitig muss die Bundesregierung das Auswärtige
Amt so ausstatten, dass mindestens doppelt so viele Antragsverfahren
monatlich aufgenommen werden können als bisher. Letztendlich hilft aber nur
die vollständige Wiederherstellung des Rechts auf Familienleben auch für
subsidiär Geschützte.

Wir erinnern uns: Die Abschaffung des Rechtsanspruchs basierte auch auf
weit verbreiteten abwegigen Prognosen der Bundesregierung über die Zahl der
nachziehenden Angehörigen, die sich allerdings faktisch als deutlich
geringer herausstellte.

Karim Alwasiti/akr

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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HERRSCHAFT/1869: Fridays for Future - Kritik zuspitzen ... (SB)




Schließlich geht es bei der Klimakrise nicht nur um die Umwelt. Es ist
eine Krise der Menschenrechte, der Gerechtigkeit und der politischen Willensbildung.
Kolonialistische, rassistische und patriarchale Unterdrückungssysteme haben sie
geschaffen und angeheizt. All das müssen wir demontieren.
 
Greta Thunberg, Luisa Neubauer, Angela Valenzuela - Why We Strike Again [1]

Nach dem großen Aufschlag, der die Klimakrise in den Mittelpunkt der
gesellschaftlichen Diskussion gestellt hat, laufen die weiterhin freitags
protestierenden SchülerInnen Gefahr, auf der Stelle zu treten und von der
realpolitischen Klimaschutzvermeidung überholt zu werden. Es mangelt an
Streitpositionen, die unter Verweis auf den sozialen Charakter des
Mensch-Natur-Stoffwechsels polarisieren und dem beschwichtigenden Konsens, die
Katastrophe lasse sich durch technologische Innovationen und einen Farbenwechsel
von braun nach grün bewältigen, konkrete Kritik an den herrschenden
Produktionsbedingungen entgegenhalten.

Damit sind nicht nur die destruktiven Folgen der energetischen und
stofflichen Basis industrieller Gütererzeugung und die auf Massenkonsum
basierende Reproduktion individuellen Lebens gemeint. Wer die Frage stellt,
wieso trotz umfassender und tiefgreifender Erkenntnisse zu den zerstörerischen
Folgen des menschlichen Stoffwechsels mit der Natur keine den wissenschaftlichen
Prognosen zum absehbaren Verlauf des Klimawandels adäquaten Maßnahmen
ergriffen werden, kommt nicht daran vorbei, die Prozesse politischer
Willensbildung daraufhin zu befragen, ob sie diesem Zweck überhaupt gewachsen 
sind.

Dabei zeigt sich schnell, daß die Verwendung der allen Menschen gleichermaßen
zur Verfügung stehenden Grundlagen natürlichen Lebens in kapitalistisch
organisierten Gesellschaften nach ganz anderen Kriterien organisiert ist als dem
Ziel, das durch intensiven Ressourcenverbrauch, erst zu erzeugenden Bedarf,
lange Transportwege, überflüssige Verpackung und Werbung entgleiste Verhältnis
von Aufwand und Nutzen durch geringstmögliche Zerstörungskraft zu entschärfen. 
Produziert wird mit dem Ziel der Erwirtschaftung von mehr Kapital als derjenigen
Menge, die in die jeweiligen Produktionsprozesse investiert wird. Kurz gefaßt
wird Kapital um seiner selbst willen vermehrt, was die Ausbeutung von
Mensch und Natur durch die EigentümerInnen der Produktionsmittel voraussetzt.


Konterstrategien des grünen Kapitalismus

Obwohl die Mangel und Not erzeugende Basis dieses gesellschaftlichen
Organisationsprinzips keinem Menschen wirklich unbekannt sein kann, wird
erfolgreich suggeriert, die Beschränkung des Klimawandels lasse sich durch
Effizienzsteigerung in der Produktion, also die optimierte Nutzung notwendiger
Ressourcen, auch bei fortgesetztem Wirtschaftswachstum erreichen. Dabei gehen
die Freisetzung von Treibhausgasen, die Zerstörung der Ökosysteme und die
Biodiversitätskrise ungemindert oder gar mit anwachsender Beschleunigung
vonstatten. Allein das Versprechen auf technologische Innovation läßt die
Menschen glauben, allen düsteren Aussichten zum Trotz auch in Zukunft die
Früchte der auf Wettbewerb und Zuwachs abonnierten gesellschaftlichen
Produktionsweise genießen zu können.

Um das Versprechen, alles zur Bewältigung der Klimakrise zu tun, mit
Glaubwürdigkeit zu erfüllen, setzen sich Staat und Wirtschaft an die Spitze der
Bewegung. Sie geben bekannt, die Auslagerung von Umweltkosten im
Produktionsprozeß und nicht nachhaltige Formen des Konsums durch fiskalische und
ordnungsrechtliche Regulative in den Griff zu bekommen, von nun an nur noch in
ökologische Projekte zu investieren, Verschmutzungsrechte am Markt für
Emissionshandel zu erwerben und was der auf Netto Null geeichten
Dekarbonisierungsmaßnahmen mehr sind. Über das Brutto, also die lediglich in
andere Regionen oder Sektoren verschobenen, aber dadurch nicht reduzierten
Emissionsmengen wird großzügig hinweggegangen, und auch die am Finanzmarkt
entwickelten Verwertungskonzepte für Naturkapital und Ökosystemleistungen
sind nur erfolgreich als Kapitalanlage zu bewerben, wenn viel von dem
knapper werdenden Sand in die Augen potentieller KundInnen gestreut wird. 

Ein im Widerspruch von Anspruch und Wirklichkeit nicht minder frappantes
Beispiel ist der Wechsel vom fossil zum elektrisch betriebenen Automobil [2],
der alle sozialökologischen Nachteile des motorisierten Individualverkehrs aus
industriepolitischen und nationalökonomischen Gründen fortschreibt. Ökologisch
kontraproduktiv ist auch die Fortsetzung der ressourcenintensiven Landwirtschaft
mit Mineraldünger, Pestiziden, Gentechnik und Massentierhaltung als vermeintlich
einzige Lösung für die Welternährung und die Förderung der sogenannten
Bioökonomie zur angeblich ökologisch nachhaltigen Erzeugung von Rohstoffen für
die Energie- und Güterproduktion. Beides stellt eine Bedrohung der
Ernährungssouveränität und Gesundheit der Menschen dar, beides schadet der
Biodiversität und schadet der Fähigkeit der Böden, zum dauerhaften Anbau von
Lebensmitteln und als C02-Senken zu dienen [3].

Auf der Strecke dieses weitgehend simulierten und symbolpolitischen
Krisenmanagements liegen folgerichtig hochriskante Lösungen wie die technische
Beeinflussung der Atmosphäre in einer Art von globalem Großexperiment, die
Rückkehr zur Nutzung von Atomenergie oder genetische Manipulationen an Pflanzen
und Tieren zwecks Ertragssteigerung und sogar an Menschen zur Steigerung ihrer
Resilienz. Niemals auszuschließen auf dem Weg kapitalistischer Expansion und
Extraktion ist schließlich das Entgleisen aller vorgeblich gutgemeinten
Lösungsansätze durch die verschärfte Staatenkonkurrenz im Griff nach fruchtbaren
Landflächen und mineralischen Ressourcen bis hin zum Fanal neuer großer
Staatenkriege und der Ausbildung faschistischer Herrschaftsformen, bei denen es
dann ganz ungeschminkt um die sozialdarwinistische Durchsetzung von
Überlebenschancen geht.

Dabei halten die Regierungen und Unternehmen, an die die AktivistInnen von
Fridays for Future appellieren und denen gegenüber sie Druck aufbauen, an der
Logik fortwährenden Wachstums und der dafür erforderlichen Bewirtschaftung des
Weltmarktes im Grunde genommen nur aus einem Grund fest. Ihre SachwalterInnen
befinden sich in gesellschaftlichen Machtpositionen, die sie mit erheblichem
manipulativen Geschick und institutionellem Aufwand fortschreiben, oder sind zur
Sicherung von Privilegien, von denen das Gros der Weltbevölkerung nur träumen
kann, zumindest von ihnen abhängig. Was administrativ und sozial als
Klassenherrschaft, Rassismus, Kolonialismus, patriarchale und rechtsradikale
Ideologie in Erscheinung tritt, ist durch den gemeinsamen Nenner der
privatwirtschaftlichen Eigentumsordnung unlösbar miteinander verknüpft.

Daß es sich dabei um ein Gewaltverhältnis handelt, leuchtet schon deshalb ein,
als es bei dem verzweifelten Versuch von Millionen Menschen, irgendwie an dieser
Ordnung teilzuhaben, um nichts geringeres als Leben und Tod geht. Da die
Zugehörigkeit zu einem Staat wie der Bundesrepublik ein Privileg, aber kein
Verdienst ist, wird sie um so mehr durch nationalistische und rassistische
Ideologien zur Frage darüber erhoben, wer dazugehört und wer draußen bleiben
muß. Der Aufstieg der Neuen Rechten ist denn auch wesentlich der Erschütterung
des Anspruches darauf geschuldet, daß die staatsbürgerliche Zugehörigkeit wie
selbstverständlich materielle Vorteile mit sich bringt. Was früher schon aus
klassengesellschaftlichen Gründen nur sehr bedingt gestimmt hat, gilt für die
überflüssig gemachten ArbeiterInnen in Zeiten kapitalistischer Krise und
informationstechnischer Rationalisierung noch weniger.

Um so erforderlicher scheint es zu sein, den planetaren Raubbau, der die
Kapitalakkumulation in hochproduktiven Staaten befeuert, über
neokolonialistische Handelsstrategien und imperialistische Kriege hinaus durch
die Unhinterfragbarkeit weißer Suprematie und patriarchaler Herrschaft zu
legitimieren. Wer die wie selbstverständlich in Anspruch genommene Gewalt
gegenüber Frauen, anderen Geschlechtern, People of Colour, sozial verelendeten
Menschen als auch nichtmenschlichen Lebewesen offensiv in Frage stellt, erfüllt
alle Kriterien eines "grünversifften" oder "kulturmarxistischen" Feindbildes,
wie es in der vehementen Opposition gegenüber der Klimagerechtigkeitsbewegung,
ihrer Fürsprecherin Greta Thunberg und der politischen Linken manifest wird.


Unbescheidene Fragen, radikale Eröffnungen

Wie Greta und ihre Mitstreiterinnen Luisa Neubauer und Angela Valenzuela in
einer in ihrer Tragweite zu wenig beachteten Stellungnahme gegen
"kolonialistische, rassistische und patriarchale Unterdrückungssysteme" zu
erkennen gegeben haben, ist ihnen durchaus bewußt, daß ihr Protest an
inhaltlicher Schärfe zunehmen muß. Es reicht nicht mehr aus, den Regierenden
unter Verweis auf die Wissenschaften anzukündigen, daß die Demonstrationen nicht
aufhören werden, solange keine angemessenen Maßnahmen gegen die Klimakrise
ergriffen werden. Um den hochentwickelten Strategien des grünen Kapitalismus,
die jugendliche Opposition in seine Geschäftsmodelle einzubinden, nicht auf den
Leim zu gehen, bedarf es grundsätzlicher Herrschaftskritik und der
schonungslosen Analyse der Faktoren, die die Zerstörung natürlicher und
menschlicher Lebenswelten bedingen. Dies erfolgt um so wirksamer, als die häufig
aus weißen Mittelstandsfamilien stammenden AktivistInnen die eigenen Erfahrungen
als auch die gesellschaftlichen Angebote, mit denen sie von weiterer
Radikalisierung abgehalten werden sollen, kritisch in Augenschein nehmen.

Ohne das Problem bei der Wurzel zu packen wird es nicht gehen. Schließlich ist
die Klimakrise nicht als numinoser Schicksalsschlag über die Menschen gekommen,
sondern Ergebnis einer Widerspruchsentwicklung, die die Ausbeutung von Arbeit
und Natur mit der Entfachung fossilistisch befeuerter Produktivkräfte
beschleunigt und vertieft, aber nicht begründet hat. Im sozialen Widerstand
gegen feudale Herrschaft wurde die Eigentumsfrage schon gestellt, bevor die
Verfügungsgewalt über die privat angeeigneten Produktionsmittel jene
monopolkapitalistische Konzentration geschaffen hat, der Luft, Wasser und Boden
als außerbilanzliche Produktions- und Entsorgungsfaktoren zur Verfügung stehen.

Um so relevanter ist heute zu fragen, ob das universale Prinzip der Gleichheit
aller Menschen überhaupt noch gilt oder längst durch die Herstellung massiver
Ungleichheit außer Kraft gesetzt wurde. Warum wurden die Emissionen der
letztinstanzlichen Garantie staatlicher Gewalt, des Militärs, aus allen
internationalen Klimaschutzverhandlungen strikt herausgehalten? Sollten die
essentiellen Grundlagen biologischer Reproduktion nicht allen Menschen
gleichermaßen zur Verfügung stehen, anstatt privat angeeignet und gegen das
Lebensinteresse anderer ins Feld geführt zu werden? Sollte der Mensch als das am
höchsten entwickelte Tier nicht daran interessiert sein, dem Blutfluß
gegenseitiger Verstoffwechselung ein Ende zu bereiten, die erforderlichen
Lebensmittel so gewaltfrei wie möglich zu erzeugen und damit einen wichtigen
Beitrag zum Erhalt der Biosphäre zu leisten?

An unbescheidenen, der in ihrer Grausamkeit so skandalösen wie
selbstverständlichen Ordnung der Dinge auf den Leib rückenden Fragen herrscht
kein Mangel, an Menschen, die den Mut haben, sie auszusprechen, schon eher. 
Indem die FFF-AktivistInnen rufen, daß sie sich ihre Zukunft nicht klauen
lassen, haben sie die Eigentumsfrage eigentlich schon gestellt. Je mehr die
herrschaftliche Praxis, die privatwirtschaftliche Aneignung essentieller Mittel
und Güter des Lebenserhaltes nicht zum Thema zu machen und damit jede
Politisierung der aus der Anhäufung von Eigentums- und Schuldtiteln erwachsenden
Machtstellung zu verhindern, konkret sichtbar gemacht wird, desto deutlicher
treten die Bedingungen des Kampfes hervor, der um die Zukunft des Lebens zu
führen ist. Im Prinzip handelt es sich um den gleichen Kampf, den ganze
Generationen sozialrevolutionärer AktivistInnen gegen Ausbeutung und
Unterdrückung, gegen chauvinistische und faschistische Herrschaft geführt haben. 
Mehr als ein halbes Jahrhundert Lebenserwartung vor sich zu haben gibt noch mehr
Anlaß dafür, Mut zu fassen und die Kritik so zuzuspitzen, daß das Gesicht
aggressiver Zerstörungsgewalt von aller Beschönigung und Verharmlosung
unverstellt hervortritt.


Fußnoten:

[1] https://www.commondreams.org/views/2019/11/29/why-we-strike-again
 
Im englischen Original vom 29. November 2019:
 
After all, the climate crisis is not just about the environment. It is a crisis
of human rights, of justice, and of political will. Colonial, racist, and
patriarchal systems of oppression have created and fueled it. We need to
dismantle them all. 

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1224.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1213.html
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REPRESSION/1670: Flucht - eine Manövermasse ... (SB)




Unsere Grenzen werden hervorragend gesichert. Unsere Leute
stehen bereit, die Truppen wurden verstärkt. Sie tun, was sie tun
müssen, um Griechenlands Grenzen zu schützen.

Verteidigungsminister Nikos Panagiotopoulos [1]

Im Niemandsland zwischen der geöffneten türkischen und der
verschlossenen griechischen Grenze sammeln sich Tausende geflohene
Menschen, um den Boden der EU zu erreichen. Ihre Zahl wächst von
Stunde zu Stunde und ihre Lage ist katastrophal, da sie nur notdürftig
versorgt werden. Präsident Recep Tayyip Erdogan hatte die Grenzen in
der Provinz Edirne, die Übergänge nach Griechenland und Bulgarien hat,
für offen erklärt, und laut Innenminister Süleyman Soylu haben bereits
über 100.000 Menschen die Türkei verlassen. Die UN-Organisation für
Migration (IOM) nennt eine deutlich niedrigere Zahl. Rund 13.000
Flüchtlinge, darunter Familien mit kleinen Kindern, befänden sich an
der 212 Kilometer langen Grenze, die meisten versammelten sich an
Übergängen in Gruppen von bis zu 3000 Menschen. Die Zahl der
Migranten, die sich in Richtung Grenze bewegten, nehme zu, da Autos,
Taxis und Busse aus Istanbul ankämen. Die Organisation verteile Essen
und Vorräte. In der Nacht fielen die Temperaturen fast auf null Grad,
auch der Wind sei ziemlich stark. [2]

Nach Angaben des Migrationsministeriums in Athen hinderte die
griechische Polizei bislang nahezu 10.000 Menschen daran, die Grenze
zu überqueren. Die Einheiten wurden verstärkt, und Berichten zufolge
setzten die griechische Grenzpolizei und Sondereinheiten der
Bereitschaftspolizei am geschlossenen Grenzübergang Kastanies nahe der
türkischen Stadt Edirne Tränengas, Blendgranaten und sogar einen
Wasserwerfer ein, als Hunderte Migranten versuchten, die Grenze zu
stürmen. Die Grenzübergänge sind zwar mit Stacheldrahtrollen versehen,
die aber Tausende Menschen nicht abhalten würden, sollten diese den
Durchlaß gewaltsam erzwingen wollen. Diese Situation läßt befürchten,
daß die griechische Polizei womöglich sogar von Schußwaffen Gebrauch
machen würde.

Die Flüchtlinge sind am Grenzfluß Meric Nehri (griechisch: Evros)
gefangen, da türkische Sicherheitskräfte sie auch nicht mehr
zurückgehen lassen. Über mehr als 100 Kilometer trennt der Fluß
Griechenland von der Türkei. Er ist zwar recht breit, aber nicht sehr
tief, so daß es einige Menschen schaffen, durchzuwaten oder zu
schwimmen. Andere haben sich Boote organisiert. Doch wer es auf die
griechische Seite schafft, läuft Gefahr, im Gefängnis zu landen.
"Diejenigen, die griechisches Territorium betreten haben, wurden
festgenommen und inhaftiert", unterstrich Verteidigungsminister Nikos
Panagiotopoulos bei seinem Besuch an der Grenze. Griechische Behörden
berichten bisher von über 70 solcher Festnahmen. Gegen 17 afghanische
Migranten hat ein Schnellgericht bereits ein Urteil gefällt:
Dreieinhalb Jahre Haft wegen illegalen Grenzübertritts. Trotzdem
schaffen es manche Flüchtlinge, sich durch den Evros und an allen
Kontrollen vorbei bis auf die griechische Landstraße durchzuschlagen,
wo sie versuchen, zunächst zu Fuß weiterzukommen.

Auch auf den Inseln in der Ägäis treffen immer mehr Flüchtlinge ein.
Zahlreiche Boote seien unterwegs, die von der türkischen Küstenwache
beobachtet, aber nicht an der Überfahrt gehindert würden. Im Hafen von
Thermi auf Lesbos haben Einwohner versucht, Migranten in einem
Schlauchboot am Anlegen zu hindern. Die aufgebrachte Menge habe den
Migranten "Geht zurück in die Türkei" zugerufen und Journalisten und
Mitarbeiter humanitärer Organisationen attackiert, berichteten
örtliche Medien. Zudem wurden Straßen blockiert, um zu verhindern, daß
Busse Migranten in das völlig überfüllte Lager Moria bringen, das nach
dem Willen der angestammten Inselbewohner geschlossen werden soll.

"Keine Frage - das ist hier eine organisierte Aktion gegen unsere
Grenzen", warf der griechische Verteidigungsminister zu Recht der
türkischen Regierung vor, sie habe die Flüchtlinge zu diesem Marsch
auf die Grenze aufgefordert. Griechenland sendet Medienberichten
zufolge eine SMS-Nachricht an Migranten, die sich auf der türkischen
Seite der Grenze versammelt haben. "Versuchen Sie nicht, illegal die
griechische Grenze zu passieren", heißt es darin. Der griechische
Nationale Sicherheitsrat hat beschlossen, vorerst einen Monat lang
keine neuen Asylanträge mehr anzunehmen. Wer innerhalb dieser Periode
ohne gültige Reisepapiere einreist, soll direkt und ohne Registrierung
oder Möglichkeit zur Stellung eines Asylantrags zurück ins Heimatland
abgeschoben werden. Darüber hinaus werden illegale Grenzübertritte mit
von Schnellgerichten zu verhängenden Haftstrafen belegt. An der
Landgrenze finden von dieser Woche an Militärmanöver mit scharfer
Munition statt, was die Flüchtlinge, aber auch die türkische Seite
abschrecken soll.

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und EU-Ratspräsident
Charles Michel verfolgen die Lage an den EU-Außengrenzen zur Türkei
mit Besorgnis. "Unsere oberste Priorität ist, dass Griechenland und
Bulgarien unsere volle Unterstützung haben", erklärte von der Leyen.
Die EU sei zu weiterer Unterstützung bereit, auch mit zusätzlichen
Kräften der EU-Grenzschutzagentur Frontex. Wie diese mitteilte, wurde
die Alarmstufe für alle Grenzen zur Türkei auf "hoch" angehoben. Auf
Bitten des Landes seien zusätzliche Beamte sowie Ausrüstung nach
Griechenland geschickt worden. "Eine Situation wie 2015 darf sich
keinesfalls wiederholen", schrieb Österreichs Bundeskanzler Sebastian
Kurz bei Twitter. "Unser Ziel muß es sein, die EU-Außengrenzen
ordentlich zu schützen, illegale Migranten dort zu stoppen und nicht
weiterzuwinken. [3]

Mit der Öffnung der Westgrenze für Flüchtlinge setzt Erdogan die
Drohung um, massiven Druck auf die EU auszuüben, um deren
Unterstützung für seinen Krieg gegen die syrischen Streitkräfte zu
erzwingen. Der staatliche Sender TRT informierte auf Twitter in
arabischer Sprache über Fluchtrouten nach Europa, Tausende
Schutzsuchende wurden mit Bussen an die Grenze gebracht. Es handelt
sich um Flüchtlinge, die sich bereits in der Türkei aufgehalten haben,
während die Grenze zu Syrien hermetisch geschlossen bleibt, hinter der
in Idlib nahezu eine Million vor den Kämpfen geflohene Menschen
ausharren.

Die Türkei hat eine Militäroffensive gegen die syrische Armee
gestartet und damit der Regierung in Damaskus de facto den Krieg
erklärt. Wie Verteidigungsminister Hulusi Akar erklärte, sei in der
nordwestsyrischen Provinz Idlib die Operation "Frühlingsschild" im
Gange. In türkischen Berichten ist von abgeschossenen Hubschraubern
und über 100 zerstörten Panzern die Rede, mehr als 2000 syrische
Soldaten seien "außer Gefecht gesetzt worden". Die syrische Regierung
hat in Reaktion auf den Angriff den Luftraum im Nordwesten des Landes
gesperrt. Flugzeuge und Drohnen dürften dort nicht mehr fliegen, jedes
Flugzeug, das den Luftraum verletze, werde als feindlich eingestuft
und abgeschossen. [4] Kurz darauf wurden nach übereinstimmenden
Angaben der syrischen amtlichen Nachrichtenagentur SANA und des
türkischen Verteidigungsministeriums zwei syrische Kampfjets vom Typ
Su-24 von der türkischen Luftwaffe abgeschossen.

Erdogan richtete zuletzt scharfe Warnungen an Rußland und Syrien. In
einem Telefonat mit Wladimir Putin sagte er nach eigenen Angaben,
Rußland solle der Türkei in Syrien "aus dem Weg" gehen. Syrien
wiederum drohte er, daß es für den Tod der türkischen Soldaten den
"Preis zahlen" werde. Verteidigungsminister Akar betonte, die Türkei
habe kein Interesse an einem Konflikt mit Rußland. Sie wolle vielmehr
das "Massaker" der syrischen Regierung beenden und eine neue
Migrationswelle verhindern. Er appellierte erneut an Moskau, auf die
syrische Regierung einzuwirken, damit diese die Angriffe einstelle.

Im syrischen Krieg wird Präsident Baschar al-Assad von Rußland
unterstützt, während die Türkei auf islamistische Milizen als ihre
Handlanger setzt. In den vergangenen Jahren haben sich Rußland und die
Türkei trotz ihrer gegensätzlichen Interessen in Syrien immer wieder
um eine Kooperation bemüht. Gemäß des 2018 geschlossenen
Astana-Abkommens unterhält die Türkei in Idlib rund ein Dutzend
Beobachtungsposten. Allerdings hielt Erdogan seinen Teil des Abkommens
nie ein, gemäßigte islamistische Milizen vom harten Kern zu trennen
und diesen aus Idlib zu entfernen. Dadurch konnte der syrische
Al-Qaida-Ableger Haiat Tahrir Al-Scham (ehemals Nusra-Front) alle
anderen Milizen unterwerfen und sein Scharia-Regime errichten.

Als die syrischen Truppen vorrückten, um die HTS zu bezwingen und auch
Idlib wieder unter Kontrolle zu bringen, forderte Erdogan im Januar,
die syrische Armee müsse sich hinter die vereinbarten Frontlinien in
Idlib zurückzuziehen. Andernfalls werde sein Land dies mit
militärischen Mitteln erzwingen. Ankara verlegte Tausende zusätzliche
Soldaten nach Idlib und lieferte Panzerwagen und Luftabwehrraketen an
die HTS. Nachdem rund drei Dutzend türkische Soldaten bei einem
syrischen Angriff getötet worden waren, griff die türkische Armee
Stellungen der syrischen Armee und mit ihr verbündeter iranischer
Milizen in Idlib, Aleppo und der Küstenregion Latakia mit Artillerie,
Raketen und Drohnen an. [5]

Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer forderte die
EU und die US-Regierung auf, gemeinsam den Druck auf den syrischen
Staatschef Baschar al-Assad und den russischen Präsidenten Wladimir
Putin zu erhöhen, um Gespräche über eine politische Lösung des
Konflikts zu ermöglichen. Während Assad und Putin für den Krieg und
die Flüchtlinge in Idlib verantwortlich gemacht werden, enthalten sich
Bundesregierung und EU jeglicher Kritik an Erdogans militärischer
Intervention im Nachbarland, seiner Unterstützung der HTS und der
ethnischen Säuberung in den kurdischen Gebieten.

Im Kontext dieser Kriegsführung werden vertriebene und vor den Kämpfen
geflohene Menschen mehr denn je zur Verhandlungsmasse degradiert, für
einen Bevölkerungsaustausch instrumentalisiert oder als Feindbilder
bezichtigt. Griechische Medien stimmen die Bevölkerung mit Berichten
über die "Schlacht an der Grenze", "Widerstand gegen die Invasion der
Flüchtlinge" oder die "fünfte Kolonne Erdogans" auf eine Konfrontation
ein, die im Land ihren Widerhall findet. [6] "An der Außengrenze muss
Recht und Ordnung durchgesetzt werden", erklärt auch der CSU-Politiker
und EVP-Vorsitzende im Europaparlament, Manfred Weber, der das
Vorgehen der griechischen Regierung für richtig hält. Komme es zu
kollektiven Angriffen auf die Grenze, müßten diese kollektiv
zurückgewiesen werden. Es handle sich nicht um individuelle Menschen,
die in Griechenland Asyl beantragen wollen, sondern um von Erdogan
bezahlte Busladungen von Leuten, die im sicheren Drittstaat Türkei in
Flüchtlingslagern untergebracht und versorgt seien. Sind demnach die
Aussetzung des Asylrechts und der Einsatz von Tränengas gegen
Flüchtlinge gerechtfertigt? Webers Antwort ist aufschlußreich:

Wenn der Staat an der Außengrenze dafür sorgt, dass die Grenzen
 gesichert werden und dass das Recht durchgesetzt wird, dann muss er
 auch in der Lage sein, wie übrigens auch bei Demonstrationen in
 Deutschland, in Frankreich, wenn Gewalttätige gegen Polizisten
 vorgehen, hat der Staat das Recht, auch Tränengas einzusetzen. Das
 machen wir Deutsche auch, wenn Gewalt auf der Straße herrscht. [7]




Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/ausland/grenze-tuerkei-griechenland-101.html

[2] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/zehntausende-fluechtlinge-an-tuerkisch-griechischer-grenze-16658285.html

[3] www.dw.com/de/die-kalte-nacht-an-der-grenze/a-52593879

[4] www.spiegel.de/politik/ausland/syrien-krieg-in-der-provinz-idlib-tuerkei-startet-militaeroffensive-a-a723cb7c-01c8-4db3-aa98-a3979c028074

[5] www.jungewelt.de/artikel/373599.krieg-in-syrien-erdogans-kriegserklärung.html

[6] www.heise.de/tp/features/Griechenland-setzt-vorlaeufig-Asylrecht-aus-4672030.html

[7] www.deutschlandfunk.de/europaeische-fluechtlingspolitik-an-der-aussengrenze-muss.694.de.html

2. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/929: Diskriminierung und Rassismus überwinden - Integration ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 2. März 2020

Caritas anlässlich des Integrationsgipfels im Kanzleramt

Diskriminierung und Rassismus überwinden -


Integration ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe



Berlin - "Um Diskriminierung und Rassismus in Deutschland zu überwinden,
muss auch der politische und gesellschaftliche Diskurs zum Thema
Integration hierzulande gänzlich überdacht werden. Er darf nicht
angstgetrieben sein, wie bisher zu oft der Fall", so Caritas-Präsident
Peter Neher anlässlich des heutigen Integrationsgipfels der
Bundesregierung. "Integration kann nicht nur durch Gesetze und Regeln
erreicht werden. Es braucht dafür eine umfassende Gesellschaftspolitik", so
Neher weiter. Der Nationale Aktionsplan Integration, der sich gerade in der
Ausarbeitung befindet, kann hier wichtige Impulse geben.

Ziel der Integrationspolitik muss sein, dass Vielfalt für alle Menschen
eine Selbstverständlichkeit darstellt, ebenso wie gleiche Teilhabe für
alle. Integration betrifft als Querschnittsaufgabe die ganze Gesellschaft.
Als wichtiges Zeichen wertet Neher, dass eine Vielzahl an Ressorts der
Bundesregierung in die noch weiter laufende Ausarbeitung des
Integrationsplans einbezogen wird.

Wichtig ist es, dass auf allen Ebenen, angefangen mit dem Aktionsplan
selbst, eine klare Sprache gegen Hetze und gruppenbezogene
Menschenfeindlichkeit gesprochen wird. Hier sind Formulierungen mit Bedacht
von großer Bedeutung, denn Worte schaffen Realität. So sollte zum Beispiel
das Wort "Missbrauch" nicht fallen, wenn Asylsuchende oder EU-Bürgerinnen
und -Bürger ihre verbrieften Rechte hierzulande in Anspruch nehmen.

Die Teilhabe von Eingewanderten muss gezielter gefördert werden.
Gleichzeitig gilt es, Ängste und Abwehr in Teilen der Bevölkerung insgesamt
sowie auf struktureller Ebene in den Blick zu nehmen. Dazu muss der
Nationale Aktionsplan Integration konkrete Maßnahmen gegen Diskriminierung,
Rassismus und menschenverachtende Gewalt benennen.

Auch das Engagement der Zivilgesellschaft ist zentral. "Integration kann
nur auf einer breiten gesellschaftlichen Basis gelingen. Unabdingbar dafür
ist das Subsidiaritätsprinzip: Wo immer möglich, sollten engagierte
Bürgerinnen und Bürger vor Ort Integrationsaufgaben übernehmen und dafür
die notwendige Unterstützung erhalten", so Neher.

Die Caritas beteiligt sich gerne weiterhin an der Ausarbeitung des
Nationalen Integrationsplans und wird aus den Beratungsstellen ihrer
Migrationsdienste die praktischen Erfahrungen einbringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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AFRIKA/2205: Wasserstreit - keine Lösung ... (SB)




Sieben Jahre nach Beginn der Verhandlungen über das größte
Staudammprojekt in Afrika konnten die Streitparteien keine Einigung
erzielen. US-Finanzminister Steve Mnuchin hatte Delegationen aus
Ägypten, Sudan und Äthiopien, das bereits 70 Prozent des am Blauen
Nil errichteten Staudamms GERD (Grand Ethiopian Renaissance Dam)
fertiggestellt hat, zwei Tage zu abschließenden Beratungen in
Washington empfangen. Am vergangenen Freitag sollte die Vereinbarung
unterzeichnet werden, doch wie kurz zuvor angekündigt blieb die
äthiopische Delegation dem Treffen fern. Es bedürfe noch heimischer
Abstimmungen, lautete die Begründung. [1]

Lediglich Ägypten hat das Abkommen unterzeichnet und zeigte seine
Zufriedenheit über das Verhandlungsergebnis, dem am 23. März 2015
eine Grundsatzvereinbarung vorausgegangen war.

Mit dem Staudamm GERD will Äthiopien nicht nur den Stromhunger seiner
rasch wachsenden Wirtschaft stillen, sondern auch zum führenden
Stromexporteur Ostafrikas aufsteigen, und zwar so rasch wie möglich.
Die bedeutet allerdings, daß es das Staubecken innerhalb weniger
Jahre füllt, das Aufstauen nicht auf die Regenzeit beschränkt,
sondern auch in Dürreperioden reichlich Wasser zurückhält, und
möglichst noch in diesem Jahr die Turbinen zum Laufen bringt, auch
wenn der Damm noch nicht fertiggestellt ist. Bei voller Auslastung
der 16 Turbinen würde der 1,8 Kilometer lange Damm die Strommenge von
sechs Atomkraftwerken von je 1000 MW Leistung bringen. [2]

Der äthiopische Standpunkt ist in dieser Form für Ägypten nicht
hinnehmbar. Der Nil, mit rund 6.650 Kilometer der längste Fluß der
Erde, bildet die Lebensader Ägyptens. Ohne ihn wäre das Land eine
einzige trockene Wüste, so wie heute schon die Gebiete östlich und
westlich des Niltals. Auch Ägypten will prosperieren, für die rasch
wachsende Bevölkerungszahl genügend Agrarerzeugnisse produzieren und
den Fluß weiterhin als wichtige Verkehrsverbindung zwischen Ober- und
Unterägypten nutzen.

Hinzu kommt die Gefahr, daß, wenn der Nil weniger Wasser führt, der
geringere Druck des Flusses gegenüber dem Mittelmeer das schon
vorhandene Problem der Salzwasserintrusion verstärkt. Dadurch gehen
landwirtschaftliche Flächen verloren. Außerdem steigt der
Meeresspiegel des Mittelmeeres aufgrund der globalen Erwärmung. Käme
jetzt noch hinzu, daß der Nil nennenswert weniger Wasser führt, würde
das ebenfalls die Landwirtschaft im Mündungsgebiet des Nils
beeinträchtigen.

Trotz der Vermittlungsversuche ihres gemeinsamen Verbündeten USA
waren die unterschiedlichen Standpunkte Äthiopiens und Ägyptens nicht
zu überbrücken. Zu groß ist die Diskrepanz zwischen der Vorstellung
Äthiopiens, das den Stausee innerhalb der nächsten fünf bis sieben
Jahre auffüllen will, und Ägyptens, das einen Zeitraum von zwölf bis
21 Jahren vorschlägt.

Am Samstag, einen Tag nach der Unterzeichnung der umstrittenen
Vereinbarung durch Ägypten, erklärte Äthiopien, die Verhandlungen
seien keineswegs abgeschlossen. Der Text des Dokuments sei nicht das
Ergebnis der Verhandlungen zu den technischen und rechtlichen Fragen
der drei beteiligten Länder. Im übrigen weise man die US-Forderung
zurück, daß der Staudamm nicht getestet oder gefüllt werden solle,
bevor nicht mit den Stromanrainerstaaten Sudan und Ägypten eine
Einigung erzielt worden sei. [3]

Die Retourkutsche Ägyptens ließ nicht lange auf sich warten. Am
Sonntag erwiderten das ägyptische Außenministerium und das
Ministerium für Wasserwirtschaft in einer gemeinsamen Erklärung, es
sei schon merkwürdig, daß nach mehr als fünf Jahren intensiver
Verhandlungen, bei denen alle Aspekte und Details angesprochen worden
seien, Äthiopien plötzlich mehr Zeit beansprucht. [4]

Daß sich bei den offenen technischen Fragen Äthiopien benachteiligt
fühlt, kann wohl als Hinweis gedeutet werden, daß die Position Kairos
stärker zur Geltung gekommen war als die Addis Abebas. Das könnte man
auch als Versagen der US-Diplomatie bezeichnen.

Ägyptens per Staatsstreich an die Macht gekommene Präsident Abdel
Fattah El Sisi, der aus dem Militärapparat stammt, hat in der
Vergangenheit zu verstehen gegeben, daß das Wasser des Nils
existentiell wichtig für Ägypten ist und er niemals ein für sein Land
schlechtes Verhandlungsergebnis akzeptieren wird. Am Samstag ließ
Kairo verlautbaren, daß es "alle verfügbaren Mittel" einsetzen werde,
um das Recht des ägyptischen Volkes zu verteidigen.

Äthiopiens Premierminister Abiy Ahmed Ali, 2019 mit dem
Friedensnobelpreis geehrt, sagte laut der in den Vereinigten
Arabischen Emiraten ansässigen Zeitung "The National", sein Land sei
vorbereitet, den Damm gegen jeden Angriff zu verteidigen. Es sei ein
leichtes, eine Million Menschen für den Kampf zu mobilisieren.

Die Verwendung solch bellizistischer Rhetorik bedeutet nicht, daß ihr
als nächstes automatisch Taten folgen. Die Staatsführer beider
Streitparteien müssen auch jeweils ihre innenpolitische Position
verteidigen und wollen nach außen hin nicht als schwach erscheinen.
Das könnte aber auch mutmaßliche Sachzwänge entstehen lassen, für die
dann eine militärische Lösung gesucht wird. Dadurch daß die
Diplomatie der USA und auch der Weltbank gescheitert ist, könnte mehr
Glas zerbrochen sein als vor Beginn der Verhandlungen.


Fußnoten:

[1] https://home.treasury.gov/news/secretary-statements-remarks/statement-by-the-secretary-of-the-treasury-on-the-grand-ethiopian-renaissance-dam

[2] http://schattenblick.de/infopool/politik/redakt/afka2201.html

[3] https://www.thenational.ae/world/mena/egypt-and-ethiopia-escalate-war-of-words-over-draft-nile-dam-agreement-1.986567

[4] https://www.mfa.gov.eg/English/MediaCenter/News/Pages/Ethiopians.aspx

2. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





INNOVATION/099: Das Fehlen von Fachkräften mit Berufsausbildung wird zum Innovationshemmnis (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 28.02.2020

Das Fehlen von Fachkräften mit Berufsausbildung wird zum
Innovationshemmnis



Der Fachkräftemangel bremst die Innovationskraft der Unternehmen in
Deutschland. Vor allem ein Mangel an beruflich Qualifizierten bewirkt,
dass Unternehmen manche Innovationsprojekte nicht mehr durchführen können.
Fachkräfte mit einer beruflichen Qualifikation im Produktions- und
IT-Bereich sind besonders gefragt. Innovationen scheitern dagegen seltener
an einem Mangel an akademisch ausgebildetem Personal. Um die
Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu erhalten, müssen Politik
und Unternehmen verstärkt in die berufliche Ausbildung investieren.

Die Studie entstand in Zusammenarbeit des ZEW Mannheim mit Prof. Jens
Horbach von der Fachhochschule Augsburg. Sie stützt sich auf Daten des
Community Innovation Survey (CIS) für Deutschland aus den Jahren 2017 bis
2019. Es zeigt sich, dass innovative Unternehmen besonders vom
Fachkräftemangel betroffen sind: 43,8 Prozent aller innovationsaktiven
Unternehmen melden Personalengpässe. In der Gesamtwirtschaft sind es 39,6
Prozent der Unternehmen.

Innovationsaktivitäten verstärken den Fachkräftemangel, da innovative
Unternehmen besonders auf qualifiziertes Personal angewiesen sind.
Zugleich erschwert ein Mangel an geeigneten Fachkräften weitere
Innovationen. Wie die Studie zeigt, führt insbesondere das Fehlen
geeigneter Mitarbeiter/-innen mit beruflicher Ausbildung dazu, dass
Innovationsprojekte aufgeben werden müssen. Unternehmen mit einem bereits
hohen Akademikeranteil haben dagegen seltener Schwierigkeiten, geeignete
Mitarbeiter/innen für ihre ausgeschriebenen Stellen zu finden. Auch müssen
Unternehmen seltener Innovationsprojekte aufgeben, wenn ihnen akademisch
gebildetes Personal fehlt. Das deutet darauf hin, dass der
Fachkräftemangel in Bezug auf akademische Berufe weniger stark die
Innovationsaktivitäten hemmt.

Die Studie zeigt außerdem, dass Unternehmen mit einer großen Bandbreite an
Innovationsaktivitäten Stellen für sehr unterschiedliche
Qualifikationsniveaus ausschreiben. Entsprechendes gilt auch für
Unternehmen, die schon in der Vergangenheit über einen Mangel an
Fachkräften geklagt haben. "Wir erleben derzeit einen technologischen
Wandel. Um diesen zu bewältigen, sind unterschiedliche Fähigkeiten
notwendig", sagt Christian Rammer, stellvertretender Leiter des
ZEW-Forschungsbereichs Innovationsökonomik und Unternehmensdynamik sowie
Mitautor der Studie. "Es reicht nicht aus, nur die Anzahl der Studierenden
an Universitäten zu erhöhen. Auch die in der beruflichen Ausbildung
vermittelten Fähigkeiten sind entscheidend für die Innovationskraft. Um
Innovationen voranzubringen, braucht die deutsche Wirtschaft eine gute
Mischung aus beiden Ausbildungsformen, beruflich und akademisch."

Ein Hindernis für Innovationsprozesse ist insbesondere der Mangel an
beruflich ausgebildeten Fachkräften in der Produktion sowie in der
Informationstechnologie. "Es braucht eine höhere gesellschaftliche
Anerkennung und bessere finanzielle Anreize, damit sich mehr Menschen für
eine Berufsausbildung in diesen Bereichen entscheiden", sagt Rammer. "Die
Politik muss Maßnahmen ergreifen, um den negativen Auswirkungen des
Fachkräftemangels auf die Innovationsaktivitäten der Unternehmen
entgegenzuwirken. Nur so kann sie künftiges Produktivitätswachstum und
damit einen höheren Wohlstand sichern."


Originalpublikation:

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/dp/dp20009.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/646: Daten zu Kriminalität und Strafverfolgung optimieren und nutzen (idw)


Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) - 28.02.2020

Daten zu Kriminalität und Strafverfolgung optimieren und nutzen



Für politische Entscheidungen sind Informationen über die Entwicklung von
Kriminalität und die Effektivität ihrer Bekämpfung zentral. Die
Statistiken der deutschen Polizeien und der (Straf-)Justiz sind hier
einschlägig, weisen aber erhebliche Lücken auf. Datenverknüpfungen
zwischen den Statistiken sind nicht möglich. Aufgrund des unvollständigen
Zuganges zu den Statistiken kann die wissenschaftliche Forschung ihre
Potenziale auch zur Beratung nicht ausschöpfen. Die Veröffentlichung des
RatSWD analysiert das (unvollständige) Ineinandergreifen der bestehenden
Statistiken und entwickelt Lösungsansätze. Die Analyse richtet sich an
Politik, Behörden und die statistikproduzierenden Stellen.

Für eine evidenzbasierte Kriminalpolitik, zur effizienten
Ressourcenplanung, zur rechtsstaatlichen Kontrolle, für die Wissenschaft
und damit auch für die Information der Öffentlichkeit sind valide,
aktuelle und gut ausgebaute Kriminal- und Strafrechtspflegestatistiken
unabdingbar. Die Kriminalstatistik beinhaltet beispielsweise die
polizeilich registrierten Straftaten. Die Strafrechtspflegestatistiken
fassen einen Korpus an Statistiken zusammen, die über die Phasen eines
Strafverfahrens hinweg anfallen. Der Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten
(RatSWD) nennt in seiner jüngsten Publikation zentrale Lücken der
deutschen Kriminal- und Strafrechtspflegestatistiken und formuliert
konkrete Empfehlungen zur Optimierung.

Gegenwärtig gibt es beispielsweise keine bundesgesetzliche Grundlage für
eine flächendeckende und einheitliche Erfassung der
Strafrechtspflegestatistiken. Der RatSWD begrüßt daher das Bekenntnis zu
einem solchen Strafrechtspflegestatistikgesetz im aktuellen
Koalitionsvertrag und erwartet dessen Umsetzung. Die Vielzahl an
Statistiken, die derzeit Daten zur Kriminalität und Strafrechtspflege
enthalten, basiert auf verschiedenen Aufbereitungs- und Erhebungskonzepten
und verwenden unterschiedliche Zählweisen. Die Harmonisierung zwischen den
Statistiken würde das große Erkenntnispotenzial der aufwendig erstellten
Einzelstatistiken erheblich fördern. Durch die Vielzahl nicht verknüpfter
Statistiken sind momentan auch keine Analysen möglich, die den Verlauf
zwischen Tatverdacht, Verurteilung und ggf. Freilassung oder gar
wiederholten Straftaten nachzeichnen können. Der RatSWD empfiehlt die
Durchführung einer Machbarkeitsstudie.

Die bestehenden Statistiken könnten mit Daten vervollständigt werden, die
bereits jetzt in elektronischer Form erhoben, aber nicht statistisch
genutzt werden. Dies betrifft z.B. die Aufnahme von demographischen
Angaben zu Beschuldigten und Straftatbeständen, Formen der Sanktionen,
Eckdaten zur Vollstreckung von Geldstrafen, Resozialisierungsangeboten,
Jugendarrest und eine flächendeckende Statistik zum Maßregelvollzug. Diese
pragmatischen Ergänzungen können den evidenzbasierten Umgang mit
Kriminalität in Deutschland verbessern.

Die amtlichen Statistiken beschränken sich auf das sog. Hellfeld der
Kriminalität. Für eine realistische Einschätzung von Struktur und
Entwicklung der Kriminalität sowie zur Erfassung von Kriminalitätsfurcht
sind jedoch bundesweite, verstetigte Opferbefragungen erforderlich.
Hierdurch werden auch Vorkommnisse erfasst, die nicht zur Anzeige gebracht
worden sind (siehe hierzu auch RatSWD Output 2 (6),
https://www.ratswd.de/pressemitteilung/22102018 ).

Die unabhängige wissenschaftliche Forschung benötigt einen geregelten und
gesicherten Zugang zu den Mikrodaten der genannten Statistiken und der
Dunkelfeldbefragungen, um ihr Forschungs- und Beratungspotenzial voll
ausschöpfen zu können. Über das etablierte Modell von
Forschungsdatenzentren (FDZ) könnte ein datenschutzkonformer Zugang
strukturiert werden. Damit würden für die Wissenschaft, für die
Sicherheitsbehörden und die gesamte Gesellschaft erhebliches Potenzial für
das Verständnis staatlichen Handelns im Bereich der Inneren Sicherheit
entstehen.

Der Bericht richtet sich an Forschende, die Politik, Sicherheits- und
Justizbehörden, die statistikproduzierenden Stellen wie auch die
interessierte Öffentlichkeit. Er steht auf der Webseite des RatSWD zum
freien Download zur Verfügung: 

https://doi.org/10.17620/02671.46


Der Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD)
berät seit 2004 die Bundesregierung und die Regierungen der Länder in
Fragen der Forschungsdateninfrastruktur für die empirischen Sozial-,
Verhaltens- und Wirtschaftswissenschaften. Im RatSWD arbeiten acht durch
Wahl legitimierte Vertreterinnen und Vertreter der sozial-, verhaltens-
und wirtschaftswissenschaftlichen Fachdisziplinen mit acht Vertreterinnen
und Vertretern der wichtigsten Datenproduzenten zusammen.
Er versteht sich als institutionalisiertes Forum des Dialoges zwischen
Wissenschaft und Datenproduzenten und erarbeitet Empfehlungen und
Stellungnahmen. Der RatSWD engagiert sich für eine Infrastruktur, die der
Wissenschaft einen breiten, flexiblen und sicheren Datenzugang ermöglicht.
Solche Daten werden von staatlichen, wissenschaftsgetragenen und
privatwirtschaftlichen Akteuren bereitgestellt.
Der RatSWD hat 34 Forschungsdatenzentren (FDZ) akkreditiert, deren
Kooperationen er fördert.

https://www.ratswd.de

Originalpublikation:

RatSWD [Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten] (2020): Weiterentwicklung
der Kriminal- und Strafrechtspflegestatistik in Deutschland. RatSWD Output
7(6). Berlin, Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD).

https://doi.org/10.17620/02671.46

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution932

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD), 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





MELDUNG/255: Internationale Konferenz unter dem Thema "Gottesbilder und Gewaltfreiheit" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Internationale Konferenz unter dem Thema "Gottesbilder und 
Gewaltfreiheit"

Von Church and Peace, Februar 2020



Church and Peace lädt zur internationalen Konferenz unter dem Thema
"Gottesbilder und Gewaltfreiheit" ein.

Bei dieser Konferenz werden sich die Teilnehmenden mit dem
Zusammenhang von Gottesbildern und Gewaltfreiheit beschäftigen. Dieses
herausfordernde theologische Thema stellt die Frage nach dem (weit
verbreiteten patriarchalischen) Gottesbild: Gibt es einen
unmittelbaren Bezug zwischen Gottesbild und der Befürwortung von
Gewalt bzw. Gewaltfreiheit? Welche Gottesbilder befördern
Gewaltfreiheit? Hat die Friedenstheologie das patriarchalische
Gottesbild überwunden?

Auf diesem Hintergrund wir die Frage gestellt: Welches Gottesbild habe
ich? Wie rede ich von und mit Gott? Wie prägt das mein Engagement für
den Frieden? Welches Gottesverständnis drückt sich in der liturgischen
Sprache und Tradition meiner Gemeinschaft aus? Wie tragen wir dazu
bei, dass unsere Gruppen, Gemeinschaften und Kirchen eine
(geschlechter-) gerechte Friedenstheologie, eine gerechte
(liturgische) Sprache und die entsprechenden Haltungen entwickeln?

Das Tagungsthema wird (auch) als Beitrag zur UNO-Resolution 1325
(United Nations Security Council Resolution, UNSCR) und späterer
Resolutionen im Rahmen der Agenda zu Frauen, Frieden und Sicherheit
(Women, Peace and Security, WPS) verstanden.

Diese fordern mehr Schutz für Frauen vor sexueller und
geschlechtsspezifischer Gewalt in Konfliktsituationen, die Förderung
der politischen Partizipation von Frauen, die Prävention von Gewalt
gegen Frauen durch die Förderung von Frauenrechten und
Geschlechtergleichstellung sowie die Etablierung der Genderthematik in
allen mit Frieden und Sicherheit zusammenhängenden Bereichen.


Weitere Informationen unter: 

www.church-and-peace.org/2020/02/internationale-konferenz-mv2020/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07198: Alte Frage im tausendfachen Gewand (SB)


Randgebiete der Wahrheitssuche gibt es auch in unserem schönen
Schachspiel zuhauf, man muß noch nicht einmal lange suchen. Sie
drängen sich einem förmlich auf, tragen entweder Schuhe mit hohen
Absätzen, um besser gesehen zu werden, oder kommen in bunten
schillernden Kleidern daher, denen kein Auge ausweichen kann. Es sind
dies die Varianten, die gerne mit dem Attribut "umstritten" bezeichnet
und dekoriert werden. "Umstritten?" Nun, dieses Wort will in aller
Sachlichkeit besagen, daß die Herren Theoretiker mit ihrem Urteil noch
ein Weilchen bei den Praktikern der Kunst hausieren gehen wollen. Sie
gedulden sich, legen sich auf die Lauer und spähen mit großen Augen in
die Turnierlandschaft hinein. Nehmen wir als ein solches Beispiel die
Giftbauervariante der Sizilianischen Verteidigung. Lange Zeit hatte
sie die Noblesse der Schachheroen nur von oben herab gewürdigt. Doch
als der kühne Streiter amerikanischer Herkunft, nämlich Bobby Fischer,
gleich zweimal während seines Weltmeisterschaftskampfes 1972 gegen den
Russen Boris Spasski zu dieser heiklen Variante griff - in seiner 7.
und 11. Partie - wurde die Frage einer neuen Aktualität zugeführt. In
der ersten Partie glänzte Fischer, mußte dann jedoch in der zweiten
kleinlaut die Kapitulation erklären. Dennoch war das Rad in Bewegung
gesetzt worden. Fortan stritten sich die Schachköpfe heiß. War der
Bauer vergiftet oder spielte Weiß mit seinem Schicksal. Auch nach
mehreren Jahrzehnten emsiger Forschungstätigkeit ist eine Antwort so
fern wie in den Pionierjahren. Schwarz darf es sich leisten, den
Bauern zu rauben, er muß sich hinterher allerdings komplizierten
Varianten stellen, die Weiß gute Chancen bieten, aber einen Weg zu
klarem Vorteil zumindest nach wie vor versteckthalten. Im heutigen
Rätsel der Sphinx folgte der jugoslawischen Großmeister Lajos Portisch
den Fußstapfen Fischers und hatte Erfolg. Im Diagramm mußte er sich
allerdings vor der Fortsetzung 1...Td8xd4? 2.Dc6-e8+ Lg7-f8 3.Tf3-g3+
hüten. Also, Wanderer, wie umging Portisch die Falle und brachte
seinen Mehrbauern zur Geltung?






[image: SCHACH-SPHINX/07198: Alte Frage im tausendfachen Gewand (SB)]



Nunn - Portisch

Toluca 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die winzigen Hoffnungen von Haag nach 1.Ta1-g1 gründeten sich auf
1...g4xf3+? 2.g2xf3+ Tf5-g5 3.Tg1xg5+ Df6xg5 4.f3xe4 und auch nach
1...Le4xf3 2.g2xf3 Tf5xf3+ 3.Kf2-e2 Tf3-f2+ 4.Ke2-e1 wären
Remischancen durchaus noch drin gewesen. Amsterdam machte jedoch ohne
viel Umschweife kurzen Prozeß: 1...Tf8-e8! 2.Kf2-e2 Tf5xf3! 3.Ke2-d1 -
3.g2xf3 kostet die Dame - 3...Tf3xe3 4.Td2-d6 Df6-c3 und Haag streckte
die Waffen auf dem Postwege.



Erstveröffentlichung am 11. Februar 2007

2. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1345: Wiesbaden - "Der Fächer der braven Frau" nach Oscar Wilde, 5.3.-17.4.2020


Theater im Pariser Hof e.V.

Das Freie Theater Wiesbaden feiert Premiere seiner neuesten
Inszenierung!

"Der Fächer der braven Frau"

Inszenierung anlässlich des Jugendstiljahres 2019/2020 Wiesbaden

Frei nach Oscar Wilde

Es spielen: Barbara Haker, Rebecca Schmieder, Pascal Fey, u.v.m.

Text: Barbara Haker

05.03. (Premiere), 06.03., 07.03. & 17.04.2020
Beginn: 19:30 Uhr
Einlass: 19:00 Uhr
Tickets: 20 €



Helena von Gersdorf kehrt nach Wiesbaden zurück, in welchem sie 20
Jahre zuvor Mann und Kind verlassen hat und von der Gesellschaft
ausgestoßen wurde. So versucht sie nun durch das Ehepaar von
Winterthal wieder in die Gesellschaft eingeführt zu werden. Baronin
von Winterthal vermutet allerdings, dass ihr Mann mit Helena ein
Verhältnis hat und so weigert sie sich, diese extrovertierte Frau in
ihr Haus aufzunehmen. Aus Trotz beginnt sie ein Verhältnis mit Graf
Liebingen.

Der Baron kennt das Geheimnis dieser ungewöhnlichen Frau. Sie ist
nämlich die totgeglaubte Mutter seiner Frau. Und so verstricken sich
die Geheimnisse ineinander.

Anlässlich des Wiesbadener Jugendstiljahres 2019/2020 inszeniert das
Ensemble des "Freies Theater Wiesbaden" ein Theaterstück frei nach
Oscar Wilde.


Eintrittskarten

Erwachsene: 19 € inklusive Vorverkaufsgebühren, Abendkasse 20
€

Ermäßigter Eintritt: 14 € inklusive Vorverkaufsgebühren nach
entsprechendem Nachweis für Rentner, Studenten, Schüler, Personen mit
Beeinträchtigungen / Abendkasse 15 €

Eintrittskarten erhalten Sie im Theater im Pariser Hof, an allen
bekannten Vorverkaufsstellen oder direkt unter
http://www.freiestheaterwiesbaden.de.


Theater-Eintrittskarte = ESWE-Fahrschein

Auch in 2020 können unsere Gäste mit Ihrer Theaterkarte stressfrei &
bequem zu den Veranstaltungen mit dem VMW-Veranstaltungsticket der
ESWE Verkehr an- und abreisen. Die Eintrittskarten beinhalten
weiterhin das praktische KombiTicket. Im Preis der Eintrittskarte ist
die kostenlose Nutzung der Nahverkehrsbusse und -bahnen im
Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV), Tarifgebiet 6500 bereits enthalten!
Ohne Stau, ohne Parkplatzsuche = bequem und entspannt an- und
abreisen. Die Haltestelle "Webergasse", die vom Hauptbahnhof im Fünf-
Minuten-Takt von den Linien 8 und 1 angefahren wird, liegt nur wenige
Schritte von der Kleinkunstbühne Theater im Pariser Hof entfernt.

Vorverkauf- & Bürozeiten

Montag, Mittwoch & Donnerstag 15:00 bis 19:00 Uhr

Die Ermäßigung für Schüler*innen, Student*innen, Auszubildende und
Kinder (bis 6 Jahre) beträgt in der Regel 5 Euro. Der Betrag wird an
der Abendkasse gegen Vorlage des entsprechenden Ausweises erstattet.
Nach Einlass besteht kein Anspruch mehr auf die Ermäßigung.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9

65183 Wiesbaden

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/270: Mainz - "Harleking" und "Kokoro", 17.3.2020


Staatstheater Mainz

Ginevra Panzetti, Enrico Ticconi (DE/IT)

HARLEKING** 


Luna Cenere (IT)

KOKORO**

U17 (Einlass über Orchestersaal)

Dienstag, 17. März 2020, 19.30 - 21.10 Uhr



GINEVRA PANZETTI, ENRICO TICCONI

Harleking (40')

Ginevra Panzetti und Enrico Ticconi arbeiten seit 2008 als Duo in
Berlin. In ihren Arbeiten verbinden sie Tanz, Performance und bildende
Kunst. Die historische Verbindung von Kommunikation, Gewalt und Macht
steht dabei im Zentrum ihres Interesses. Sie schaffen hybride Figuren
oder Bilder zwischen (Theater-)Geschichte und Zeitgenossenschaft.

Ihr Harleking ist ein Dämon mit mehreren Identitäten. Sein
Körperausdruck ähnelt dem des Harlekins aus der Commedia dell'Arte -
ein schlauer Diener, den ein unstillbarer Hunger antreibt. Harleking
erinnert an Fresken, alte Wanddekorationen mit monströsen Gestalten,
die sich mit eleganten ornamentalen Spiralen vermischen. Figuren, die
zwar Vergnügen, aber keine Freude hervorrufen können.

Mit großer tänzerischer Präzision schaffen Ginevra und Enrico eine
Imagination von großer Anziehungskraft. Diese außergewöhnliche Arbeit
des jungen Tänzerpaares wurde ein fast schon sensationeller Erfolg.

Ihre Off-Produktion schaffte es auf die italienische Tanzplattform,
die Tanzplattform Deutschland 2020 und in die Auswahl der besten
europäischen Nachwuchs-Choreografien Aerowaves Twenty19.


LUNA CENERE

Kokoro (30')

Deutsche Erstaufführung

Der japanische Begriff Kokoro beschreibt das "innere Selbst". Luna
Ceneres Solo ist eine kontemplative Reise zwischen Kopf und Herz, klug
und sinnlich. Ihr nackter Körper wird zur raumgestaltenden
Bewegungsarchitektur, zu einer höchst beweglichen Skulptur. Diese wird
ausgestellt, umgeformt und spielt mit dem kollektiven Gedächtnis.
Ausgehend von ihrer erstaunlichen technischen Qualität und der
Struktur ihres sehr flexiblen Körpers hat sie zu einer ganz eigenen
Tanzsprache gefunden.

Besonders interessiert sie die Frage nach dem Spannungsverhältnis
zwischen ihrer eigenen Wahrnehmung und der des betrachtenden
Publikums.

Die junge Tänzerin und Choreografin Luna Cenere stammt aus Neapel und
lebt heute in Italien und Belgien. Seit sie ihre Tanzausbildung an der
SEAD in Salzburg beendete, tanzt sie u.a. für Anton Lachky und
Virgilio Sieni. Ihr eigenes Solo Kokoro wurde ein internationaler
Erfolg, u.a. wurde es für die europäische Plattform Aerowaves Twenty18
und für die italienische Tanzplattform 2019 ausgewählt. Neben ihrer
Performancetätigkeit unterrichtet Luna Cenere heute in verschiedenen
Ländern Movement Research und Improvisation.

Harleking

Von und mit: Ginevra Panzetti, Enrico Ticconi

Sounddesign: Demetrio Castellucci

Lichtdesign: Annegret Schalke

Technische Leitung: Paolo Tizianel

Kostüme: Ginevra Panzetti, Enrico Ticconi

Promotion: Aurélie Martin

Videodokumentation: Ettore Spezza

Gestaltung: Ginevra Panzetti

Mit der großzügigen Unterstützung von: VAN (IT) // Tanzfabrik, Berlin
(DE) // PACT Zollverein, Essen (DE) // NAOcrea - Ariella Vidach AiEP,
Milano (IT) // KommTanz -Compagnia Abbondanza/Bertoni, Rovereto (IT)
// L'arboreto - Teatro Dimora, Mondaino (IT) // AtelierSì, Bologna
(IT) // C.L.A.P. Spettacolodalvivo, Brescia (IT) other supports:
Cronopios - Teatro Petrella, Longiano (IT) // Vera Stasi - Progetti
per la Scena, Tuscania (IT) // Network Anticorpi XL (IT) 2018

Kokoro
Choreografie und Konzept: Luna Cenere
Musik: Gerard Valverde
Lichtdesign: Gaetano Battista
Produktion: Körper Compagnia
Promotion: Domenico Garofalo
Unterstützt von: Virgilio Sieni/National Canter of Production

** im Anschluss Publikumsgespräch

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INITIATIVE/414: Tag des Artenschutzes - BUND sensibilisiert für die Schlafmaus mit der "Zorro-Maske" (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 2. März 2020

Tag des Artenschutzes:

Wir können nur schützen, was wir auch kennen - BUND sensibilisiert
für die Schlafmaus mit der "Zorro-Maske"



Erfurt. Zum Tag des Artenschutzes rückt der BUND Thüringen eine
Tierart in den Fokus, die sich still und leise aus Thüringen
zurückgezogen hat. Der Verband ist seit Sommer 2018 gemeinsam mit 30
Hobby-Forschern und -Forscherinnen im ganzen Freistaat auf der Suche
nach dem Gartenschläfer mit seiner markanten "Zorro-Maske". Damit soll
nicht nur die Tierart erforscht und geschützt, sondern auch möglichst
viele Menschen in Thüringen für die Natur und deren Vielfalt
begeistert werden. Das Projekt "Spurensuche Gartenschläfer" wird
gefördert im Bundesprogramm Biologische Vielfalt durch das Bundesamt
für Naturschutz mit Mitteln des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit. In Thüringen unterstützt zudem
die Stiftung Naturschutz Thüringen.

"Wir können nur schützen, was wir auch kennen", erklärt Thomas Mölich,
Projektleiter vom BUND Thüringen. "Viele Menschen wissen noch nicht
einmal, dass es die Schlafmaus in Thüringen gibt. Das wollen wir
gemeinsam mit der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und der
Justus-Liebig-Universität Gießen ändern. Dafür sind wir auf
Unterstützung aus der Bevölkerung angewiesen. Bereits im April 2019
haben wir einen Aufruf gestartet, um möglichst viele ehrenamtliche
Helfer und Helferinnen zu finden, die uns bei der Suche nach dem
Gartenschläfer helfen."

Knapp 30 Thüringer und Thüringerinnen folgten dem Aufruf und
beteiligen sich bereits an der großen Suchaktion im Auftrag des
Naturschutzes. So konnten bisher mehr als 30 Hinweise auf den
Gartenschläfer verzeichnet werden, die meisten davon aus dem Thüringer
Schiefergebirge, einige auch aus dem Thüringer Wald. Gemeinsam mit dem
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland wurde dafür ein eigenes
Meldetool entwickelt, das unter www.gartenschlaefer.de erreichbar ist.

"Das Erfolgsrezept sind die simplen und gleichzeitig effektiven
Mittel, die den Ehrenamtlichen bei ihrer Suche helfen", erklärt
Mölich. Nistkästen, Spurentunnel und Wildkameras ließen sich einfach
betreuen und zeigten eindeutige Ergebnisse. "Die so generierten Fotos
und Spuren werten wir gemeinsam mit der Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung und den Wildexperten an der Justus-Liebig-Universität
Gießen aus. Das gilt auch für Kotproben und Totfunde, die uns
ebenfalls Hinweise auf die Verbreitung der Tiere liefern."

Ebenso wichtig wie dem Gartenschläfer auf die Spur zu kommen, ist dem
BUND Thüringen die Spurensuche selbst: "Wir möchten den Menschen in
Thüringen zeigen, welche große Vielfalt sie vor ihrer eigenen Haustür
finden und natürlich auch, wie sie sie schützen können. Hier gilt: Je
vielfältiger der eigene Garten gestaltet ist, desto größer ist die
Chance, dass bedrohte Tierarten wie der Gartenschläfer dort eine
Heimat finden."

Der BUND Thüringen hat Tipps zusammengestellt, wie alle Thüringer und
Thüringerinnen zum Schutz von Gartenschläfer und Co. beitragen können:


	Schaffen Sie Versteckmöglichkeiten in Ihrem Garten: Höhlenbäume, Wildsträucher und Steinhaufen.

	Erhalten Sie Lebensräume: Streuobstwiesen sind nicht nur für den Gartenschläfer ein Paradies.

	Stellen Sie spezielle Nistkästen bereit.

	Decken Sie Ihre Regentonnen ab: So helfen Sie, den Gartenschläfer vor dem Ertrinken zu schützen.

	Verzichten Sie auf Rattengift in Ihrem Garten.






Weitere Informationen:

www.bund-thueringen.de/gartenschlaefer

www.gartenschlaefer.de

Projektsteckbrief:

http://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/erarbeitung-eines-bundesweiten-schutzkonzepts-fuer-den-gartenschlaefer.html

 * 
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INITIATIVE/413: Tag des Artenschutzes - BUND fordert stärkeren Einsatz für Schleswig-Holsteins bedrohte Arten und Lebensräume (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 2. März 2020

BUND fordert am Tag des Artenschutzes stärkeren Einsatz für
Schleswig-Holsteins bedrohte Arten und Lebensräume



Kiel. Anlässlich des Internationalen Tag des Artenschutzes am 3. März
fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
Landesverband Schleswig-Holstein (BUND) einen stärkeren Schutz für
besonders wichtige Lebensräume und für bedrohte Arten.
In Deutschland ist jede dritte Tier- und Pflanzenart in ihrem Bestand
bedroht, bei den Wirbeltieren sind es gar zwei von drei Arten. Von den
Tagfaltern ist rund ein Fünftel der Arten vom Aussterben bedroht.
Auch in Schleswig-Holstein sind viele Tierarten gefährdet oder vom
Aussterben bedroht: So zum Beispiel bestimmte Fledermausarten, die
possierliche Haselmaus, Bodenbrüter, wie der Kiebitz, die Uferschnepfe
und vor allem diverse Insektenarten. Die Gründe dafür lassen sich vor
allem auf die Intensivierung der Agrarwirtschaft, die Beeinträchtigung
und Verinselung der Lebensräume und die Versiegelung von Flächen
zurückführen.

"Schleswig-Holstein hat als Land zwischen zwei Meeren marine
Lebensräume zu bieten, lange Küstenabschnitte mit
Brutvogelpopulationen, eine kulturhistorisch verankerte
Grünland-Kulisse und die verschiedenen, für Schleswig-Holstein so
typischen Naturräume mit ihren ganz eigenen Böden, mit Mooren und
Wasserlandschaften", betont Ann Kristin Montano, Referentin für
Naturschutz beim BUND SH.

"Für diese Vielfalt an Lebensräumen trägt das nördlichste Bundesland
eine besondere Verantwortung. Leider ist trotz der starken Bedrohung
der Artenvielfalt immer wieder zu beobachten, dass artenschädigende
Maßnahmen, ohne Rücksicht auf Verluste, beschlossen werden," moniert
Montano. So sieht zum Beispiel die Fortschreibung des
Landesentwicklungsplans für Schleswig-Holstein eine starke Ausweitung
von Baumaßnahmen für Siedlungs- und Verkehrsflächen auf Kosten der
natürlichen Ressourcen vor. Die Belange des Arten- und
Lebensraumschutzes bleiben dagegen weitgehend unverbindlich und damit
unwirksam. Ausgleichsmaßnahmen bei Bauvorhaben werden immer wieder
vernachlässigt und bleiben ohne Umsetzung.

Der BUND fordert nun die Landespolitik auf, nachzubessern und ihre in
Planung befindliche "Strategie zum Erhalt der Biologischen Vielfalt"
zu einem wegweisenden und vor allem verbindlichen Schutzinstrument für
die einzigartigen Lebensräume und Arten Schleswig-Holsteins
auszubauen. Dazu gehören auch die finanzielle Absicherung der
Schutzmaßnahmen im Landeshaushalt, die Einrichtung eines
hauptamtlichen landesweiten Betreuungskonzepts für zu schützende
Gebiete oder Arten sowie ein Biodiversitäts-Check für Gesetze, um
deren Auswirkungen auf die Artenvielfalt oder sensible Lebensräume zu
prüfen und zu bewerten.

 * 
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MELDUNG/517: Tag des Artenschutzes - Berlins Tier- und Pflanzenwelt unter Druck (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Info 1, 3. März 2020

Berlins Tier- und Pflanzenwelt unter Druck - ein Drittel gefährdet
oder ausgestorben



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND Berlin) fordert
zum internationalen Tag des Artenschutzes am 3. März eine verbindliche
Sicherung und naturgerechte Pflege der grünen Freiflächen. In Berlin
sind mehr als ein Drittel der 4.756 unter Beobachtung stehenden Tier-
und Pflanzenarten gefährdet oder bereits ausgestorben.

"Die urbanen Ökosysteme sind in Zeiten zunehmenden Artensterbens
wertvolle Lebensräume. Und das muss auch so bleiben!", betont
Christian Hönig, Fachreferent für Baumschutz des BUND Berlin. "Daher
setzen wir uns vom BUND mit der Kampagne #stadtbrauchtgruen dafür ein,
Grünflächen vor Bebauung zu schützen und diese durch eine ökologische
Pflege aufzuwerten." Unter www.stadtbrauchtgruen.de können
Berliner*innen ihre Stimme für das Berliner Stadtgrün abgeben und dem
Senat und dem Abgeordnetenhaus mitteilen, warum ihnen das Stadtgrün am
Herzen liegt.

In Berlin sind 75% der Amphibien, mehr als die Hälfte der Brutvögel
sowie Wasser-, Blatthorn- und Prachtkäfer und die
Pflanzengesellschaften der Berliner Moore besonders bedroht. Die
Ursachen sind vielfältig: Versiegelung, Lichtverschmutzung, die
Gebäudesanierung und Grundwasserabsenkungen als Folge der
Trinkwasserförderung. Zusätzlich kommen in Berlin durch den hohen
Einsatz von Glasfassaden an Gebäuden jährlich schätzungsweise vier
Millionen Vögel durch Anprall um.

Seit dem Wochenende ist auch wieder die gesetzlich geschützte
Vegetationsperiode zum Schutz von Tieren und Pflanzen in Kraft. In der
Zeit vom 1. März bis 30. September ist es verboten, Bäume und
Sträucher zu beseitigen oder zurück zu schneiden. Schonende Form- oder
Pflegeschnitte sind erlaubt, solange der Schutz von zum Beispiel
Vögeln dadurch nicht gefährdet wird. Aufgrund des warmen Winters kann
man schon in der ganzen Stadt Vögel bei Paarbildung und Nestbau
beobachten.

Für den Schutz der biologischen Vielfalt sind eine verbindliche
Sicherung von grünen Freiflächen und ihre ökologische Pflege
unerlässlich. Prominente Beispiele sind das Tempelhofer Feld und die
Lichterfelder Weidelandschaft. Auf dem ehemaligen Flugfeld finden sich
eine ganze Reihe geschützter Biotope Die Lichterfelder Weidelandschaft
wiederum gilt als das Vorbild für eine herausragende ökologische
Pflege. Mit manueller Lenkung der Spontanvegetation sowie dem
gezielten Einsatz von weidenden Pferden ist es Anne Loba vom BUND
Berlin gelungen, Lebensräume für Arten zu schaffen, die in Berlin
bereits als ausgestorben galten.

 * 
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BILDUNG/593: "Nettis Naturkinder" wird offizielles Projekt der UN-Dekade (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 29. Februar 2020

"Nettis Naturkinder" wird offizielles Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt

Landwirtschaftsminister Till Backhaus zeichnet Projekt der
Stiftung Wald und Wild Mecklenburg-Vorpommern aus



Crivitz, 29. Februar 2020 - Das Projekt "Nettis Naturkinder" führt
dreimal pro Woche naturpädagogische Exkursionen mit Vorschulkindern
aus sozial benachteiligten Hamburger Stadtteilen durch. Mit diesem
Angebot ermöglicht die Stiftung Kindern, die oft keinen Bezug zur
Natur haben, positive Erlebnisse in der Natur und schafft
unkomplizierte Zugänge zur biologischen Vielfalt. Dr. Till Backhaus,
Minister für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern, und
Hilmar Freiherr von Münchhausen, Geschäftsführer der Deutschen
Wildtier-Stiftung, übergeben die Auszeichnung der UN-Dekade
Biologische Vielfalt heute in Crivitz im Beisein von Dr. Florian
Asche, Vorstand der Stiftung Wald und Wild.

Die naturpädagogischen Ausflüge finden in kleinen Gruppen von bis zu
sieben Kindern unter Leitung der zertifizierten Waldpädagogin Annette
von Karp ("Netti") statt, die zugleich Geschäftsführerin der Stiftung
Wald und Wild ist. Die inhaltlichen Schwerpunkte der Ausflüge werden
saisonal festgelegt. Die Kinder stammen meist aus Stadtteilen mit
einem hohen Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund. Aktuell
sind etwa 40 Kinder regelmäßig beteiligt. Jedes Kind nimmt zweimal im
Monat an einem der kostenlosen Ausflüge teil.

Gemeinsam mit einer vertrauten Betreuerin aus der jeweiligen Kita
führt "Netti" die Kinder in Wildparks, auf Forsthöfe, zu Bauern, zu
einem Fischer und anderen Projektpartnern. Hier lernen die Kinder die
Natur und ihre Bewohner im Wechsel der Jahreszeiten kennen. Sie
erleben, dass die Wildtiere im Frühjahr Nachwuchs bekommen und
beobachten, wie die Jungen im Laufe des Jahres heranwachsen. Die Kids
lernen Waldbäume unterscheiden, Fährten lesen und heimische
Wildfrüchte kennen. Die je nach Jahreszeit gesammelten Erdbeeren,
Äpfel oder Waldpilze werden anschließend gemeinsam zubereitet und
verspeist. Zum Programm gehört auch ein Blick in die Kühlkammer des
Forsthofes. Hier können die Kinder zuschauen, wie Wild zerlegt und
bspw. zu Hackfleisch verarbeitet wird.

Das Projekt trägt dazu bei, Kindern einen positiven Zugang zur Natur
zu vermitteln. Die Erlebnisse sensibilisieren sie in unkomplizierter
Weise für die Bedeutung der biologischen Vielfalt sowie deren Pflege
und nachhaltige Nutzung.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich bis 17. April 2020 Einzelpersonen oder
-initiativen, institutionelle Projektträger wie Verbände, Stiftungen
und Unternehmen sowie staatliche und nicht-staatliche Organisationen.
Die Bewerbung erfolgt über die Webseite der UN-Dekade. Über die
Auszeichnung entscheidet eine Fachjury.

Projektträger

Stiftung Wald und Wild MV

Forstamt Schildfeld

An der Schildmühle 6a

19260 Vellahn-Schildfeld

info@stiftung-waldundwild.de

http://www.stiftung-waldundwild.de

 * 
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FRAGEN/021: Unzumutbare Belastungen durch Bottroper Kokerei - Bürger wehren sich (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 9 vom 28. Februar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

300 Klagen wegen Körperverletzung

In Bottrop wehren sich Bürger gegen unzumutbare Belastungen durch die
Kokerei


Von Werner Sarbok

Tina Krüger, Michael Gerber und andere Bürger aus Bottrop klagen
gegen die Kokerei von ArcelorMittal, dass die Verseuchung der Umwelt
und die Gesundheitsgefährdung der Anwohner in Zukunft unterlassen
wird.



UZ: 
Wie erlebst du die Kokerei, wie machen sich die Belastungen
bemerkbar? 

Tina Krüger: 
Grauenvoll. Wir erleben hier seit 2016 einen Dreck, das ist kaum mehr
auszuhalten. Dass wir neben einer Kokerei wohnen, das wussten wir, als
wir vor neun Jahren hierhergezogen sind. Dass eine Kokerei auch Staub
macht, wussten wir auch.

Daher beschwere ich mich auch nicht über die ersten Jahre. Da habe ich
dann ein- oder zweimal in der Woche die Fensterbänke abgeputzt. Das
war normaler Staub.

Die Wende kam 2016. Ich habe mich immer nur gefragt: Was ist das, wo
kommt denn das her? Das war kein Staub mehr, das waren Brocken, die
hier runtergekommen sind, von der Größe einer Viertelerbse, alles lag
voll. Die schwarzen Brocken zerbröselten, man kriegte es von den
Zäunen und Fensterbänken nicht mehr ab. Man sieht es auch heute noch
an der Hausfassade.

Am Anfang wussten wir ja überhaupt gar nicht, wo das herkam. Keiner
von uns Anwohnern hatte das vorher in dieser Form erlebt. Bis ich dann
stutzig wurde, als ich erfahren habe, dass in der Nachbarschaft im
Jahr 2017 eine Familie eine Entschädigung von ArcelorMittal bekommen
hat. Was die mir zeigten, war der gleiche Dreck, den wir hier hatten.
Also habe ich da auch mal angerufen, Vertreter der Kokerei haben sich
das angeguckt, und dann bekamen hier 14 Parteien aus der Nachbarschaft
eine Entschädigung von jeweils 250 Euro.

UZ: Wie ging's dann weiter?

Tina Krüger: 
Damit, habe ich gedacht, hat sich das Thema erledigt. Aber es wurde
immer schlimmer. Autodächer wurden innerhalb von Minuten schwarz mit
Brocken, die ganze Terrasse ebenfalls. Herr Pufpaff, Vorsitzender der
Geschäftsführung der Kokerei Bottrop, spricht dann immer von einem
"Ereignis", das stattgefunden hat. Nach so einem "Ereignis" steigen
die Anwohner morgens früh ins Auto ein und sehen erst mal nichts.
Machen sie den Scheibenwischer an, zerkratzen die sich das ganze Glas.

Michael Gerber: 
Was noch erschwerend hinzukommt, ist, dass dieser Kokskohlestaub einen
ölhaltigen Schmierfilm hinterlässt. Das war früher nicht der Fall. Die
Autos kann man auch nicht mehr mit einer normalen Autowäsche reinigen.
Da muss man eine Spezialwäsche machen, die mehrere hundert Euro
kostet.

UZ: 
Wie viele Klagen gibt es jetzt gegen diese Belastung von der
Kokerei? 

Michael Gerber: 
Bei der Staatsanwaltschaft in Essen sind ungefähr 300 Klagen
eingegangen, und zwar 300 Klagen wegen Körperverletzung, also
Gesundheitsbeeinträchtigungen, und von der DKP haben wir diese Klage
noch wegen Umweltbelastung ergänzt. Das liegt bei der
Oberstaatsanwaltschaft in Essen. Wir sind gespannt, wie die
Staatsanwaltschaft damit umgeht.

UZ: 
Woran liegt denn der Anstieg der Belastungen durch die Kokerei?

Tina Krüger: 
ArcelorMittal unternimmt nichts, die Kokerei instand zu halten. Uns
liegen Gutachten vor, dass Türen, Öfen und Kamine der Kokerei undicht
sind.

UZ: Was müssen wir uns darunter vorstellen?

Michael Gerber: 
Die Kokerei selber ist aus den dreißiger Jahren, also an die 100 Jahre
alt. Was die aktuellen Öfen betrifft, so wissen wir auch aus der
Belegschaft selber, dass da der Wartungszustand sehr schlecht ist. Die
Türen sind undicht. Das muss ja selbst die Kokerei eingestehen. Und
auch die Koksöfen selber haben mittlerweile Risse, so dass auch durch
die Koksöfen Dämpfe und Schmutz entweichen und insbesondere dieses
Benzo(a)pyren, das krebserzeugend ist. Die aktuellen Werte der Kokerei
sind schlechter als in den Vorjahren, obwohl die Verantwortlichen der
Kokerei immer wieder beteuern, dass sie alle Maßnahmen ergreifen, um
diese Werte zu senken.

DKP-Ratsmitglied Michael Gerber: 

 "Die Kokerei von ArcelorMittal ist eine Dreckschleuder! Kein
 Wunder, daß die Anwohner über gesundheitliche Beschwerden klagen.
 Die Bezirksregierung muss endlich die Verbrennung von Petrolkoks
 auf der Kokerei verbieten! Ebenso muss die Verbrennung von Altölen,
 Hydraulikflüssigkeiten, Altfetten und Reinigungsflüssigkeiten auf
 der Kokerei untersagt werden. Die Kokerei ist nicht als
 Sondermüllverbrennungsanlage angelegt und hat dafür auch keine
 Genehmigung! Der Milliardengewinn von ArcorMittal muss endlich
 dafür genutzt werden, auf der Kokerei desn modernsten Stand der
 Technik zu realisieren. Nur dann kann der Grenzwert/Zielwert von
 Benzo(a)pyren auch unter 1ng/m gesenkt werden. Ein 'Weiter so' darf
 es nicht geben!"



UZ: 
Habt
ihr hier Anhaltspunkte über gesundheitliche Beeinträchtigungen?

Tina Krüger: Wir wissen, dass die Krebsrate steigt.

Michael Gerber: 
Die Krebsneuerkrankungen haben hier in Bottrop und Gelsenkirchen den
höchsten Wert im ganzen Ruhrgebiet. Die Krebsneuerkrankungen liegen
bei 490 auf 100.000 Einwohner. Wir haben hier in der Siedlung neben
der Grundschule und der Hauptschule eine Messanlage des Landesamtes
für Natur, Umwelt- und Verbraucherschutz des Landes
Nordrhein-Westfalen (LANUV), da werden deutschlandweit die höchsten
Benzo(a)pyren Werte gemessen.

Tina Krüger: 
Von der Stadt Bottrop haben wir die Empfehlung bekommen, dass wir das
im Garten angebautes Gemüse wie Grünkohl und Mangold nicht mehr essen
sollen, da es mit Benzo(a)pyren verseucht sei.

Michael Gerber: 
Das LANUV hat einen Test gemacht in der Hoffnung, dass die Sorgen der
Bevölkerung entkräftet werden könnten und war dann selber überrascht.
Auch die Stadt Bottrop, dass bei der Analyse dann wirklich die
Alarmglocken geschellt haben. Damit hatte wohl keiner von den
offiziellen Stellen gerechnet, dass die Werte bei den
Grünkohluntersuchungen so hoch sind, so dass wirklich ein
Verzehrverbot erlassen wurde. Wir haben ja sehr viele Kleingärtner
hier in diesem Bereich, die waren natürlich entsetzt.

Tina Krüger: 
Als wir hier eingezogen sind, hatten wir eine große Population von
Fledermäusen. Seit zwei Jahren werden das immer weniger. Der NABU hat
mir bestätigt, dass die Jungtiere das nicht überleben mit dem hohen
Benzo(a)pyren-Wert. Auch Königslibellen sehen wir hier nicht mehr.

Aber ganz dramatisch ist: Wir haben viele Kinder hier, darunter viele
kleine. Wir haben eine Schule, wir haben Kindergärten hier, wir haben
Kinder in den Gärten und auf den Sportplätzen. Sie spielen auf den
Wiesen und nehmen dort diese Gifte über die Haut auf.

UZ: Was habt ihr nach dem Bekanntwerden dieser Analyse
unternommen?

Michael Gerber: 
Wir hatten als DKP der Bürgerinitiative das Angebot gemacht, für zehn
Bewohner ein Biomonitoring zu finanzieren.

Tina Krüger: 
Die Bürgerinitiative hat daraufhin Bürger für ein Monitoring
angesprochen, da müssen ja auch gewissen Kriterien eingehalten werden,
und es haben sich auch einige gemeldet. Die Sprecherin der
Bürgerinitiative hat dann auch ein Labor gefunden, aber das ist dann
kurzfristig abgesprungen.

Michael Gerber: 
Ganz offensichtlich wurde Druck von oben ausgeübt gegenüber diesem
Labor. Sei es über die Kokerei, sei es von der Stadt. Wir hatten dann
als DKP im städtischen Gesundheitsausschuss den Antrag gestellt, dass
die Stadt so eine Maßnahme finanziert und durchführt. Der
Gesundheitsausschuss hat dann einstimmig beschlossen, sich an das Land
zu wenden, damit über das Land eine solche Untersuchung durchgeführt
wird. Die NRW-Umweltministerin hat geantwortet, dass es derzeit keine
Möglichkeit gibt, durch Untersuchungen zu aussagekräftigen Ergebnissen
zu kommen, was die gesundheitlichen Auswirkungen der PAK-Immissionen
auf die Anwohner der Kokerei betrifft. Mit dieser Antwort geben wir
uns nicht zufrieden. Wir fordern Gesundheitsuntersuchungen bei den
Anwohnern. Die Kokerei-Beschäftigen werden schließlich auch zwei Mal
jährlich untersucht.

UZ: Wie reagieren die Verantwortlichen?

Michael Gerber: 
Die Stadt Bottrop hat aufgrund des starken öffentlichen Druckes einen
Runden Tisch eingeführt, bei dem die Klagen der Anwohner thematisiert
werden. Die Kokerei und auch die Bezirksregierung stehen dort massiv
unter Druck. Die Bezirksregierung, das ist der Vorwurf von der
Bürgerinitiative, aber auch von der DKP, übt viel zu wenig Druck auf
die Kokerei aus, um diese Umweltbelastung wirklich einzustellen. Die
DKP fordert, dass ArcelorMittal eine Koksbatterie dicht machen soll,
um sie generalzuüberholen, weil alles Stückwerk nichts bringt. Wenn
ArcelorMittal die Kokerei weiter betreiben will, dann muss das eine
Anlage sein, die dem modernsten Standard entspricht.

Tina Krüger: 
Die Anlage hat einen großen Sanierungsstau. Dies berichten
Beschäftigte aus der Kokerei der Bürgerinitiative. Sie haben alle
Angst, ihren Arbeitsplatz zu verlieren.

Michael Gerber: 
Bezeichnend ist, dass ArcelorMittal als größter Stahlkonzern weltweit
2018 5,1 Milliarden Dollar Gewinn gemacht hat. Sie investieren einfach
viel zu wenig in die Modernisierung dieser Anlagen.

UZ: Was macht nun die DKP in Bottrop?

Michael Gerber: 
Wir werden den öffentlichen Druck weiter erhöhen, gemeinsam mit den
Bürgerinnen und Bürgern. Kokerei-Chef Pufpaff hat angekündigt, dass er
im Jahr 2020 die Grenzwerte einhalten wird, das wird der Prüfstein
sein. Wenn die das nicht einhalten, dann hat das Konsequenzen für die
Kokerei insgesamt.

Die Fragen stellte Werner Sarbok



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Tina Krüger ist aktiv in der Bürgerinitiative "Saubere Luft für alle",
Michael Gerber ist Ratsmitglied der DKP
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INITIATIVE/567: Positives Fazit - Konferenz "50 Jahre Urenco" ruft zu weiteren Protesten auf (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 2.
März 2020

Positives Fazit: Konferenz "50 Jahre Urenco" ruft zu weiteren
Protesten auf / Heute (2.3.2020) Demo in Münster



(Bonn, Almelo, Gronau, 02.03.2020) Am Samstag, 29. Februar 2020, waren
der Urenco-Konzern und der (fast) 50 Jahre alte Vertrag von Almelo
Gegenstand einer internationalen Konferenz in Almelo (NL). Beteiligt
waren Bürgerinitiativen, Umweltverbände und Friedensorganisationen aus
den Niederlanden, aus Russland und aus der Bundesrepublik Deutschland.

Urenco ist ein deutsch - britisch - niederländischer Konzern, der Uran
für den Einsatz in Atomkraftwerken vorbereitet (anreichert). Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Konferenz tauschten sich über den
Export von Urenco-Uranmüll nach Russland, über die Zusammenhänge
zwischen Atomwaffen und Atomanlagen und über die Auswirkungen des in
der Bundesrepublik Deutschland beschlossenen Atomausstiegs und dessen
Folgen für den Urenco-Konzern aus. Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) nahm an der
Konferenz teil und zog danach ein positives Fazit: "Es besteht
Einigkeit darüber, dass der Uranmüll nicht exportiert werden darf,
alle Urananreicherungsanlagen müssen sofort stillgelegt werden und
grundsätzlich ist die Nutzung der Atomenergie keine Lösungsansatz im
Kampf gegen den Klimawandel." Am Ende der Konferenz wurde zum weiteren
Protest gegen Atomanlagen und Atomwaffen aufgerufen.

Heute (2.3.) findet um 18 Uhr in Münster eine Demonstration gegen die
Uranmüllexporte von Gronau nach Russland statt. Beginn ist um 18 Uhr
am Hauptbahnhof, Berliner Platz.

Am Mittwoch, 4. März, der 50. Jahrestag des Vertrages von Almelo,
finden um 15 Uhr gleichzeitig Protestaktionen bei den Anlagen der
Urenco in Capenhurst (GB), Almelo (Drienemansweg 1, NL) und Gronau
(Röntgenstraße 4) statt. Und am Samstag, 7. März, richtet sich in
Enschede (NL, zwischen Gronau und Almelo) um 12 Uhr die monatliche
Friedensmahnwache auch gegen die Urananreicherungsanlagen des
Urenco-Konzerns (Gemeindehaus, Ei van Ko).

Um auf die Verknüpfung der sogenannten zivilen und der militärischen
Atomenergienutzung aufmerksam zu machen, wird am Karfreitag (10. April
2020) wieder ein Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage
führen.

50 Jahre Vertrag von Almelo

Am 4. März 2020 ist es genau 50 Jahre her, dass im Rathaus von Almelo
der Vertrag von Almelo unterzeichnet wurde. Der Vertrag von Almelo
begründete eine Vereinbarung zwischen den Niederlanden, Großbritannien
und (West)Deutschland über die Bildung eines Unternehmens mit dem Ziel
der Urananreicherung mittels Ultrazentrifugen. Zu diesem Zweck
beschlossen die drei Länder die Gründung eines Unternehmens zur
Produktion von Zentrifugen und zum Bau von Urananreicherungsanlagen:
Urenco.

Urenco stand in den Niederlanden und in Großbritannien besonders in
den ersten 15 Jahren des Bestehens in der Kritik; in der
Bundesrepublik Deutschland gerät Urenco immer wieder, und so auch in
den letzten 10 Jahren, unter Druck: Bedingt durch den beschlossenen
Atomausstieg, aber auch bedingt durch einen Störfall im Jahr 2010 und
durch Kritik an dem Export abgereicherten Urans nach Russland.

Die Konferenz wurde von der Stiftung Vedan, von der Friedensinitiative
Enschede voor Vrede und von der Stiftung Laka organisiert. Unterstützt
wurden sie von Initiativen, die sich gegen die Urenco-Anlagen in
Capenhurst (GB) und Gronau engagieren sowie vom Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Weitere Informationen:

https://www.laka.org/urenco50

https://www.bbu-online.de

https://wisenederland.nl

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 02.03.2020

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MASSNAHMEN/270: Bundesumweltministerin Schulze legt erste umweltpolitische Digitalagenda vor (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 2. März 2020

Bundesumweltministerin Schulze legt erste umweltpolitische
Digitalagenda vor

Mehr als 70 Maßnahmen sollen helfen, die Digitalisierung für den
Umweltschutz zu nutzen



Bundesumweltministerin Svenja Schulze hat heute in Berlin die
umweltpolitische Digitalagenda des BMU vorgelegt. Die Agenda enthält
mehr als 70 konkrete Maßnahmen. Ziel ist zum einen, die
Digitalisierung in umweltverträgliche Bahnen zu lenken, und zum
anderen, die Chancen der Digitalisierung für den Umweltschutz zu
nutzen. Die Digitalagenda ist die erste Strategie in Europa, die
Digitalisierung und Umweltschutz derart konsequent miteinander
verbindet. Entwickelt wurde sie vom Bundesumweltministerium in einem
breiten Dialog mit rund 200 Expertinnen und Experten, darunter auch
das Wuppertal Institut.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Mit dieser Digitalagenda
leisten wir echte Pionierarbeit. Umweltschutz gehört in jeden
Algorithmus. Denn ungesteuert wird die Digitalisierung zum
Klimaproblem. Mit den richtigen Leitplanken kann die Digitalisierung
aber auch dabei helfen, den Klimawandel einzudämmen und das
Artensterben zu stoppen. Darum müssen wir zum einen die
Digitalisierung in umweltgerechte Bahnen lenken. Zum anderen gilt es,
die enormen Chancen der Digitalisierung für den Umweltschutz nutzen."

Prof. Dr.-Ing. Manfred Fischedick, wissenschaftlicher Geschäftsführer
des Wuppertal Instituts: "In diesem Jahrzehnt wird sich entscheiden,
ob wir den Hebel noch umlegen und die Nachhaltigkeitsziele erreichen
können. Digitalisierung kann einen wichtigen Lösungsbeitrag dazu
leisten, wenn wir Digitalisierung intelligent lenken und
nutzenorientiert einsetzen. Es geht darum, den Energie- und
Ressourcenbedarf der Digitalisierung zu verringern, die positiven
Gestaltungskräfte, unter anderem für die Umsetzung der Energie- und
Mobilitätswende sowie der Kreislaufwirtschaft zu bündeln und das
Innovationspotenzial auszuschöpfen. Mit dem Grundprinzip
'Digitalisierung mit Maß und (!) Ziel' setzt die umweltpolitische
Digitalagenda eine starke Botschaft, hierdurch kann Deutschland eine
wichtige Vorreiterrolle in Europa einnehmen und auf globaler Ebene
hohe Multiplikationswirkung erzielen."

Die Agenda umfasst insgesamt mehr als 70 Maßnahmen. So soll unter
anderem das Umweltbundesamt ein Register für Rechenzentren erstellen,
als Datengrundlage für künftige Effizienzvorgaben. Smartphones und
Tablets sollen durch neue Regeln auf EU-Ebene ein längeres Leben
bekommen. Im Rahmen der EU-Ökodesign-Richtlinie soll vorgeschrieben
werden, dass Hersteller Akkus und Displays austauschbar machen müssen
und für eine Mindestfrist Ersatzteile oder Updates anbieten müssen.
Das BMU setzt sich in diesem Rahmen auch für eine
"Garantieaussagepflicht" ein. "Hersteller sollen künftig sagen müssen,
wie lange ihr Produkt garantiert halten wird. Dann wissen die
Kundinnen und Kunden beim Kauf gleich, woran sie sind", so die
Ministerin.

Darüber hinaus enthält die Agenda auch Vorschläge für
umweltfreundlicheres Online-Shopping. Ziel ist, umweltfreundliches
Einkaufen durch mehr Transparenz zu erleichtern. Ein schneller Weg
dahin wären Selbstverpflichtungen der Onlinehändler,
Umweltschutzkriterien in ihre Such-Algorithmen einzubauen oder
Produkte mit dem Blauen Engel gesondert anzuzeigen. Das BMU erforscht
derzeit bereits entsprechende Konzepte zusammen mit dem Onlinehandel.
Große Chancen bietet in dem Bereich auch ein sogenannter digitaler
Produktpass. Das ist ein Datensatz, der zusammenfasst, woraus ein
Produkt gebaut ist, wie klimafreundlich die Produktion war, wie man es
reparieren kann, wo es Ersatzteile gibt und was bei der Entsorgung
oder beim Recycling zu beachten ist. Diesen Ansatz will das BMU auf
europäischer Ebene weiter vorantreiben.

Auch zum Thema Streaming enthält die Digitalagenda des BMU konkrete
Vorschläge. So könnten Streaming-Dienstleister zum Beispiel im Rahmen
einer Selbstverpflichtung dazu bewegt werden, Rechenzentren zu 100
Prozent mit Ökostrom zu betreiben und die Abwärme sinnvoll zu nutzen.
Außerdem sollte das Autoplay standardmäßig deaktiviert sein und Videos
nur in der Qualität angeboten werden, die zum Endgerät passt und für
das menschliche Auge überhaupt wahrnehmbar ist.

Mit der Erarbeitung der Umweltpolitischen Digitalagenda ist das
Bundesumweltministerium neue Wege gegangen. In einer
dreiwöchigen #umwelt.werkstatt erarbeiteten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des BMU und seiner vier Bundesämter gemeinsam mit
renommierten Fachleuten aus Wissenschaft und Verbänden, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft die Grundlagen für die nun vorliegende
Umweltpoltische Digitalagenda. Im Mai wird das BMU die Agenda auf der
re:publica diskutieren. Die Bundesumweltministerin möchte zudem die
deutsche EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 nutzen, die
Anliegen der Digitalagenda in der EU voranzubringen.

Schulze: "Wir stehen vor großen Herausforderungen, sowohl im
Umweltschutz, als auch bei der Digitalisierung. Darum ist es wichtig,
die Umweltexpertise und die Digitalisierungsexpertise
zusammenzubringen. Mein Ministerium wird diesen Dialog fortführen.
Denn wie jede Software ist auch die Umweltpolitische Digitalagenda nur
dann nützlich, wenn sie ein ständiges Update bekommt."

Die Umweltpolitische Digitalagenda sowie weitere Informationen zu
ausgewählten Maßnahmen finden Sie unter www.bmu.de/DL2444 und häufig
gestellte Fragen zur Agenda unter www.bmu.de/WS5435

 * 
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FRAGEN/026: Mara Puntano, Argentinien - "Die Wichí trinken Wasser aus Glyphosat-Kanistern" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

"Die Wichí trinken Wasser aus Glyphosat-Kanistern"

von La Retaguardia



Mara Puntano ist Journalistin und Anwältin aus Salta. Sie
beschreibt das Leben der Wichí-Gemeinden in Salta im Nordwesten
Argentiniens und spricht von Genozid.

(Buenos Aires, 24. Februar 2020, anred) - Mara Puntano ist
Journalistin und Anwältin aus Salta. Sie beschreibt das Leben der
Wichí-Gemeinden in Salta im Nordwesten Argentiniens. Sie erzählt, wie
schwierig es für die Wichí ist, an Trinkwasser zu gelangen und dass
der Staat sie schon seit langem in ihrem Leiden alleine lässt. Puntano
spricht von Genozid, vergleicht die Situation mit der Kolonialisierung
und spielt auf die Korruption in der Politik an. Als dieser Beitrag
veröffentlicht wird, wird der Tod eines weiteren Wichí-Kindes bekannt.
Ayelén Torres ist bereits das neunte Kind der Wichí-Gemeinde, das in
kurzer Zeit gestorben ist. Sie kam aus Santa María, und das nächste
Krankenhaus ist 22 Kilometer entfernt.

'In Salta sterben Kinder an Unterernährung' [1], heißt es in den
Nachrichten. Die Anwältin und Journalistin Mara Puntano erklärt in
diesem Gespräch ausführlich die Hintergründe und das wahre Ausmaß
eines Problems, welches bereits seit langem existiert. Deshalb bedarf
es schneller Hilfe, doch Lösungsansätze scheinen noch weit entfernt.
Stattdessen hört man nur Versprechen des Ministers für soziale
Entwicklung, Daniel Arroyo, sowie von einigen Unternehmern wie Marcelo
Tinelli. Er versprach Brunnen in der Region zu errichten, denn die
Wasserversorgung ist eines der größten Probleme der Gemeinden.

 * 

La Retaguardia: Wir alle kennen die Situation der Wichí, aber ich
würde gerne eine erste Einschätzung von dir bekommen und wissen, wie
das in deinen Augen der Rest der Gesellschaft erlebt.

Mara Puntano: Was sich hier zeigt, ist die Absurdität unseres Systems.
Leider ist Salta noch immer von seiner Vergangenheit geprägt, der
Eroberung vor 500 Jahren. Damals wurde damit begonnen, die indigene
Bevölkerung systematisch auszurotten. Diese hat jedoch
Widerstandsstrategien entwickelt, so dass es seit 500 Jahren nicht
möglich war, die Indigenen auszulöschen. Die Provinz Salta weist
innerhalb Argentiniens die größte ethnische Vielfalt auf. Dort leben
14 verschiedene Ethnien mit ihren individuellen Formen der Sprachen,
der Kultur und des Widerstandes. Auf unterschiedliche Art und Weise
haben sie gelernt zu schweigen und zu überleben. Dabei ist
offensichtlich, dass der Kampf gegen dieses System und die Conquista
noch nicht vorbei ist. Noch immer müssen sich die Ureinwohner*innen in
Salta den spanischen Einwander*innen unterwerfen, die damals mit dem
Schwert und dem Kreuz das Land einnahmen und das ihre Nachkommen bis
heute beherrschen. Daraus resultiert ein Völkermord an einer der
friedlichsten indigenen Volksgruppen, den Wichí.

Für diejenigen, die mit der Situation in der Region wenig vertraut
sind; inzwischen hat das Vorgehen gegen die Indigenen ein derartiges
Ausmaß angenommen, dass sich die Lebensweise der Wichí deutlich
verändert hat.

Das ist richtig. Ursprünglich waren die Wichí ein Nomadenvolk. Sie
sind durch das Land gezogen und haben in der Wildnis als Jäger*innen
und Sammler*innen gelebt. Sie haben sich von Mutter Erde ernährt, von
der Fischerei und der Jagd. Nun sind die Wichí der Politik der
korrupten nationalen und lokalen Regierungen schutzlos ausgeliefert.
Sie werden ausgebeutet und von dem Land ihrer Vorfahren vertrieben.
Man muss wissen, das sich das Volk der Wichí aus mehr als tausend
Gemeinschaften zusammensetzt. Doch nur die wenigsten haben einen
rechtlichen Status. Die Mehrheit lebt noch immer nach ihrer
nomadischen Tradition. Sie ziehen dorthin, wo es Nahrung gibt. Doch wo
früher Bäume standen, vor allem Johannisbrotbäume, befinden sich nun
eingezäunte Sojafelder. Der Johannisbrotbaum dient den Wichí als
wichtige Nahrungsquelle, das Holz nutzen sie für Handwerk, Kunst und
Möbel - die Wichí haben großes Talent für die Holzarbeit.

Auch durch die Soja-Monokulturen fehlt den Wichí der Johannisbrotbaum
als Nahrungsgrundlage und Rohstoff für ihr Handwerk. Darüber hinaus
werden sie beim Fischen von der Wasserschutzpolizei verfolgt - oder
vielmehr vertrieben. Die Wichí bewegen sich vor allem zwischen den
Flüssen Bermejo und Pilcomayo, die einen Teil der argentinischen
Grenze zu Bolivien bilden. Genau in dieser Region werden sie nicht nur
durch den Sojaanbau eingeschränkt, sondern auch durch die
Erdölunternehmen, die dort Fracking betreiben und das Wasser
verschmutzen. Darüber hinaus haben die Ölunternehmen polizeiähnliche
Sicherheitsdienste, so dass bei jeder Art von Protest die
Ureinwohner*innen kriminalisiert werden. Die Wichí sprechen häufig
kein Spanisch und können sich daher nicht mit Rechtsmitteln wehren.
Folglich werden sie immer wieder grundlos inhaftiert.

Gerade Frauen haben keinen Zugang zum öffentlichen Gesundheitssystem.
Nötig wäre ein bilinguales Programm und Dolmetscher*innen in der
Justiz, dem Bildungssystem und dem Gesundheitswesen. Denn die Gesetze
müssen auch für die Indigenen verständlich sein und der Zugang zu
öffentlicher Infrastruktur darf ihnen nicht verwehrt bleiben. Doch
ihre Rechte können sie bislang nicht wahrnehmen. Die Folge ist eine
Hungersnot und die Schwächsten sterben daran. Daher sprechen wir von
einem Ethnozid, einem Völkermord, und dieser hält schon seit langer
Zeit an.

Salta hat eine dermaßen feudale Struktur, dass sich die Mehrheit der
Bevölkerung längst daran gewöhnt hat. Diese Gleichgültigkeit geht
soweit, dass das Abgeordnetenhaus hinter verschlossenen Türen und im
Schnellverfahren ein Gesetz verabschiedet hat, welches der Gouverneur
(Gustavo) Sáenz einbrachte. Nötig gewesen wäre ein legislatives
Verfahren, um den sozialen Notstand aufgrund der Hungerkrise
auszurufen und den indigenen Gemeinden zu Hilfe zu kommen. Stattdessen
aber wurde ein Gesetz verabschiedet, auf Grundlage dessen die Zahl der
Richter*innen am Gerichtshof erhöht wird. Dies dient in erster Linie
dazu, dem Bruder des ehemaligen Gouverneurs Juan Manuel Urtubey [2],
der bislang als Abgeordneter für die Verwaltung des historischen
Reparationsfonds zuständig war, eine bessere Position zu verschaffen.
Dabei wissen alle, dass er dafür verantwortlich war, den Gemeinden
Zugang zu Trinkwasser zu ermöglichen und dass dies letztendlich nie
umgesetzt wurde. Daher ist offensichtlich, wer die Verantwortlichen
für diesen Völkermord sind. Urtubey hat vom Staat Millionen zur
Verfügung gestellt bekommen, um diese Hungersnot zu beenden. Jedoch
kamen die Gelder nie bei den indigenen Gemeinschaften an und nun hat
die Regierung zahlreiche Todesfälle zu verantworten. 32 Kinder liegen
im Krankenhaus, während sich 2000 Kinder weiterhin in Lebensgefahr
befinden. Die Verwaltung des Reparationsfonds liegt weiterhin in den
Händen des Bruders, welcher in Kürze Justizminister sein wird, sobald
das Vorhaben durch den Senat gewunken wird. Und damit werden mögliche
Hilfsgelder für die Indigenen endgültig versiegen.

Die nationale Regierung hat einige Maßnahmen angekündigt, die der
Minister Arroyo im Rahmen seiner Reise vorantreiben will. Bedeutet
das, dass konkrete Maßnahmen umgesetzt werden?

Nein. Ich muss zugeben, dass einige der Beamt*innen der
Zentralregierung durchaus guten Willen zeigen, doch das ändert nichts
an der Tatsache, dass die Politik zwar auf dem Papier viel verspricht,
aber nur wenig mit der Realität zu tun hat. Wir sprechen von den
Regionen Rivadavia Banda Norte, San Martín und Orán. Dort lebt die
indigene Bevölkerung in Hütten aus vier Stöcken mit Plastik und Nylon,
wo die Menschen auf dem Boden schlafen müssen

An diesem Punkt des Gesprächs verliert Mara Puntano die Fassung.
Ihre Stimme wird brüchig und versagt, so dass sie das Interview
unterbrechen muss. Nach einer kurzen Pause fährt sie dennoch fort, da
sie weiß, dass es wichtig ist, diese Missstände auszusprechen.

Ich wiederhole: Man hat den Wichí das Wenige genommen, was sie zum
Leben brauchen: ihre Bäume, das Wasser der Flüsse und die Fische. Gibt
man ihnen stattdessen eine Kreditkarte in die Hand, um in den
Supermarkt zu gehen, wurde einfach nicht bedacht, dass es in den
Dörfern nichts zu kaufen gibt und die Indigenen daher viele Kilometer
weit laufen müssen. So währt diese "Sklaverei" fort, denn der
Supermarkt, wo sie sich von ihrem wenigen Geld vielleicht ein Paket
Mehl leisten können, gehört wiederum dem korrupten Gemeinderat, der
sich das Geld in die eigene Tasche steckt. Vielleicht haben einige
auch durchaus gute Absichten, doch letztendlich wird die arme
Bevölkerung weiter ausgebeutet.

Was es braucht, ist sowohl auf nationaler als auch auf lokaler Ebene
eine Politik, die an der Wurzel des Problems ansetzt. Was dabei im
Mittelpunkt stehen muss, ist der Respekt für die indigenen Völker und
ihr Recht, ihr Land selbst zu verwalten. Sie müssen Kontrolle über
ihre natürlichen Ressourcen haben dürfen, über das Land, die Flüsse
und den Zugang zu Wasser. Sie sollten so leben können, wie sie es
schon immer gemacht haben und ihre Kultur ausüben dürfen. Doch
stattdessen werden die Wichí ausgeschlossen und sind gleichzeitig
einer Politik des systematischen Völkermordes ausgesetzt. Genau das
Gleiche ist schon einmal während der "Wüstenkampagne" [3] passiert,
nur dass es diesmal modern durchgeführt wird: Es fällt kein Schuss, es
wird keine Kugel vergeudet, heutzutage überlässt der Staat die
Menschen einfach dem Tod, indem er sie verhungern und verdursten
lässt.

Pestizide werden auf dem Land der Ureinwohner*innen versprüht, sie
trinken das Wasser, das sie in Glyphosat-Kanistern aufsammeln. Das
wenige Wasser in der Region ist mit Blausäure kontaminiert oder wird
zu kommerziellen Zwecken genutzt. So gibt es bereits in Puna ein
großes Bergwerk und es sind 120 weitere Lithium-Projekte geplant. Das
ist eine Verletzung der Menschenrechte und wenn wir der Sache nicht
auf den Grund gehen, wird sich das Problem auch nicht lösen. Es
sterben Kinder und ohne Kinder gibt es auch keine Zukunft.

Am Ende des Interviews erzählt Mara von einem vielversprechenden
Projekt:

Trotz dieser tragischen Situation entwickeln die Ausgestoßenen,
Verwundbaren und Verachteten dennoch Lösungsansätze. Die Gewerkschaft
der Arbeitslosen [4] aus dem Städtchen General Mosconi verteilt das
wenige Wasser so gut wie möglich auf die Gemeinden. Darüber hinaus
wurde eine Vielzahl von Projekten entwickelt, um irgendwie das
Überleben zu sichern - ökologische Gemüsegärten, Viehzucht und die
Ziegeleien für den Häuserbau. Da der Staat die indigenen Völker völlig
sich selbst überlassen hat, kommt ihnen nun die Gewerkschaft zu Hilfe
und bringt Wassertanks in die Dörfer. Sie setzt sich bei der
Nationalregierung ein für den Brunnenbau in Rivadavia Banda Norte
sowie in den Wichí-Gemeinden in den Regionen San Martín und Orán.
Allerdings können aufgrund des Frackings und der Wasserverschmutzung
nur an bestimmten Orten Brunnen errichtet werden. Daher wurden für die
verschmutzten Gebiete alternative Projekte geplant, wie der Bau von
Wohnhäusern und Regenwasser-Auffangbecken, damit es zumindest sauberes
Wasser gibt und nicht noch mehr Kinder sterben müssen. Doch bislang
wurden diese Projekte noch nicht von der Regierung genehmigt.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/eine-humanitaere-katastrophe/

[2] https://en.wikipedia.org/wiki/Juan_Manuel_Urtubey

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/W%C3%BCstenkampagne

[4] http://faccyr.org.ar/union-de-trabajadores-desocupados-utd-mosconi/
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MELDUNG/426: Sonderbriefmarke "Das Grüne Band Deutschland" wirbt für Artenvielfalt entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 2. März 2020

Sonderbriefmarke "Das Grüne Band Deutschland" wirbt ab heute für
Artenvielfalt entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze



Berlin/Schwerin. Eine Sonderbriefmarke ist ab heute Botschafterin für
das Grüne Band, Deutschlands längstem Korridor der Artenvielfalt
entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze. Der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) stellte das Sonderpostwertzeichen
"Grünes Band Deutschland" im Wert von 1,55 Euro heute in Schwerin vor.

"Briefmarken stellen auf kleinstem Raum große Themen der Geschichte,
Kultur und Natur unseres Landes dar. Mit der Herausgabe der
Sonderbriefmarke Grünes Band Deutschland, wird einmal mehr deutlich
gemacht, welche historische und ökologische Bedeutung das Grüne Band
als herausragendes Kultur- und Naturerbe inzwischen erlangt hat",
betont BUND-Ehrenvorsitzender Hubert Weiger. "Mit ihrer
menschenvernetzenden Funktion beleuchtet die Briefmarke das Grüne Band
vor allem auch als lebendiges Symbol der deutschen Einheit. Der
dauerhafte Schutz und die Entwicklung dieser Lebenslinie muss oberste
Priorität haben."

Kai Frobel, auch "Vater des Grünen Bandes" genannt, entdeckte zusammen
mit anderen ehrenamtlichen Naturschützerinnen und Naturschützern schon
in den 1970er-Jahren vom Aussterben bedrohte Arten am damaligen
innerdeutschen Grenzstreifen und setzte sich ab 1989 sofort für den
Schutz des Gebietes als "Grünes Band" ein.

"In der Zeit dramatischen Artensterbens ist das Grüne Band mit seiner
Länge von 1393 Kilometern der einzig existierende bundesweite
Lebensraumverbund", sagt Frobel. "Auf Ruderalfluren, Magerrasen,
Zwergstrauchheiden, Altgrasfluren, Feucht- und Nasswiesen, Bergwiesen,
Weiden und halboffenen Grünland-Brachen zieht der üppige
Blütenreichtum Insekten aller Art an. Schmetterlinge und Heuschrecken
sind wiederum Beute für Fledermäuse und insektenfressende Singvögel
wie das Braunkehlchen. An trockenen und nährstoffarmen Standorten
wachsen auf sogenannten Magerrasen zahlreiche vom Aussterben bedrohte
Pflanzenarten, darunter nahezu die Hälfte der heimischen Orchideen.
Das Motiv der Briefmarke zeigt hervorragend die 'Lebensader Grünes
Band' in der ausgeräumten Agrarlandschaft."

Corinna Cwielag, Landesgeschäftsführerin des BUND in
Mecklenburg-Vorpommern ergänzt: "Das Grüne Band ist gleichzeitig Arche
für bedrohte Arten und einmalige Erinnerungslandschaft an die
friedliche Überwindung der deutschen Teilung. Nicht zuletzt deshalb
hat das Bundesumweltministerium alle Anrainerländer am Grünen Band
aufgefordert, ihren Anteil als Nationales Naturmonument auszuweisen."

Thomas Blaudszun, Landesvorstand des BUND Mecklenburg-Vorpommern,
stellt abschließend die Rolle seines Bundeslandes beim Schutz des
gesamten Grünen Bandes heraus: "Sachsen-Anhalt und Thüringen haben
diese Aufforderung bereits umgesetzt. Wir hoffen sehr, dass
Mecklenburg-Vorpommern die Ausweisung seiner 173 Kilometer Grünes Band
als Nationales Naturmonument im 30. Jahr der Deutschen Einheit
beschließt. Sogar in Hessen sind Beschlüsse zur Ausweisung der
westlichen Seite des Grünen Bandes als Nationales Naturmonument
gefasst worden."

Der BUND hat das Bundesministerium der Finanzen bei der Entwicklung
der Grüne-Band-Briefmarke umfassend unterstützt. Die Sonderbriefmarken
sind ab heute im Online-Shop der deutschen Post und bei ausgewählten
Poststellen erhältlich.

Hintergrund:

Die Besonderheit Nationaler Naturmonumente liegt in der untrennbaren
Einheit des Naturschutzes mit dem Erhalt einer Landschaft oder Region
aus kulturhistorischen oder landeskundlichen Gründen. Im Gegensatz zu
Naturschutzgebieten spielt bei Nationalen Naturmonumenten der
Kulturwert neben dem Naturwert eine wichtige Rolle, ebenso müssen
Nationale Naturmonumente die Anforderungen an Seltenheit und Eigenart
erfüllen. Die jüngste Schutzgebietskategorie "Nationale
Naturmonumente" wurde durch die Novelle im Jahr 2009 in das
Bundesnaturschutzgesetz eingefügt, um auch für die national
bedeutsamen Schöpfungen der Natur einen herausgehobenen Schutz zu
haben, die die Voraussetzungen eines Nationalparks nicht erfüllen.
Weltweit gehören dazu zum Beispiel der Grand Canyon in den USA, in
Deutschland das Grüne Band in Thüringen und Sachsen-Anhalt, die
Kluterthöhle mit einem 370 Millionen Jahre alten versteinerten Riff in
Nordrhein-Westfalen und die 800- bis 1000-jährigen Ivenacker Eichen in
Mecklenburg-Vorpommern.

Neben den erfolgten Ausweisungen des Grünen Bandes als Nationales
Naturmonument in Thüringen und Sachsen-Anhalt, haben auch Brandenburg,
Sachsen und Hessen die Ausweisung im Koalitionsvertrag verankert.

Weitere Informationen: www.bund.net/gruenes-band

Ende Pressemitteilung BUND-Bundesverband
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BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 2. März 2020

Sonderbriefmarke "Das Grüne Band Deutschland" wirbt ab heute für
Artenvielfalt entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze

Kiel/Berlin/Schwerin. Eine Sonderbriefmarke ist ab heute Botschafterin
für das Grüne Band, Deutschlands längstem Korridor der Artenvielfalt
entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze. Der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) stellte das Sonderpostwertzeichen
"Grünes Band Deutschland" im Wert von 1,55 Euro heute in Schwerin vor.

"Briefmarken stellen auf kleinstem Raum große Themen der Geschichte,
Kultur und Natur unseres Landes dar. Mit der Herausgabe der
Sonderbriefmarke Grünes Band Deutschland, wird einmal mehr deutlich
gemacht, welche historische und ökologische Bedeutung das Grüne Band
als herausragendes Kultur- und Naturerbe inzwischen erlangt hat",
betont BUND-Ehrenvorsitzender Hubert Weiger. "Mit ihrer
menschenvernetzenden Funktion beleuchtet die Briefmarke das Grüne Band
vor allem auch als lebendiges Symbol der deutschen Einheit. Der
dauerhafte Schutz und die Entwicklung dieser Lebenslinie muss oberste
Priorität haben."

Kai Frobel, auch "Vater des Grünen Bandes" genannt, entdeckte zusammen
mit anderen ehrenamtlichen Naturschützerinnen und Naturschützern schon
in den 1970er Jahren vom Aussterben bedrohte Arten am damaligen
innerdeutschen Grenzstreifen und setzte sich ab 1989 sofort für den
Schutz des Gebietes als "Grünes Band" ein.

"In der Zeit dramatischen Artensterbens ist das Grüne Band mit seiner
Länge von 1.393 Kilometern der einzig existierende bundesweite
Lebensraumverbund", sagt Frobel. "Auf Ruderalfluren, Magerrasen,
Zwergstrauchheiden, Altgrasfluren, Feucht- und Nasswiesen, Bergwiesen,
Weiden und halboffenen Grünland-Brachen zieht der üppige
Blütenreichtum Insekten aller Art an. Schmetterlinge und Heuschrecken
sind wiederum Beute für Fledermäuse und insektenfressende Singvögel
wie das Braunkehlchen. An trockenen und nährstoffarmen Standorten
wachsen auf sogenannten Magerrasen zahlreiche vom Aussterben bedrohte
Pflanzenarten, darunter nahezu die Hälfte der heimischen Orchideen.
Das Motiv der Briefmarke zeigt hervorragend die 'Lebensader Grünes
Band' in der ausgeräumten Agrarlandschaft."

Ann Kristin Montano, Referentin für Naturschutz beim BUND in
Schleswig-Holstein, weist noch einmal auf die Rolle ihres Bundeslandes
beim Schutz des gesamten Grünen Bandes hin: "Das Grüne Band ist
wichtiger Lebensraum, Rückzugsgebiet und Wanderkorridor für bedrohte
Arten. Es ist daher besonders schutzwürdig. Es ist zudem eine
bedeutungsvolle Erinnerung an die friedliche Überwindung der
ehemaligen innerdeutschen Teilung. Das Bundesumweltministerium hat
alle Anrainerländer am Grünen Band aufgefordert, ihren Anteil als
Nationales Naturmonument auszuweisen.

Sachsen-Anhalt und Thüringen haben diese Aufforderung bereits
umgesetzt. Schleswig-Holstein muss nun die besondere Verantwortung für
seinen Teil des Grünen Bandes übernehmen und den dazu seitens der
Landespolitik angekündigten Dialogprozess zügig und unter Einbindung
des BUND Schleswig-Holstein umsetzen."

Der BUND hat das Bundesministerium der Finanzen bei der Entwicklung
der Grüne-Band-Briefmarke umfassend unterstützt. Die
Sonderpostwertzeichen sind ab dem 2. März 2020 im Online-Shop der
deutschen Post und bei ausgewählten Poststellen erhältlich.

Hintergrund: 

Die Besonderheit Nationaler Naturmonumente liegt in der untrennbaren
Einheit des Naturschutzes mit dem Erhalt einer Landschaft oder Region
aus kulturhistorischen oder landeskundlichen Gründen. Im Gegensatz zu
Naturschutzgebieten spielt bei Nationalen Naturmonumenten der
Kulturwert neben dem Naturwert eine wichtige Rolle, ebenso müssen
Nationale Naturmonumente die Anforderungen an Seltenheit und Eigenart
erfüllen. Die jüngste Schutzgebietskategorie "Nationale
Naturmonumente" wurde durch die Novelle im Jahr 2009 in das
Bundesnaturschutzgesetz eingefügt, um auch für die national
bedeutsamen Schöpfungen der Natur einen herausgehobenen Schutz zu
haben, die die Voraussetzungen eines Nationalparks nicht erfüllen.
Weltweit gehören dazu zum Beispiel der Grand Canyon in den USA, in
Deutschland das Grüne Band in Thüringen und Sachsen-Anhalt, die
Kluterthöhle mit einem 370 Millionen Jahre alten versteinerten Riff in
Nordrhein-Westfalen und die 800- bis 1000-jährigen Ivenacker Eichen in
Mecklenburg-Vorpommern.

Neben den erfolgten Ausweisungen des Grünen Bandes als Nationales
Naturmonument in Thüringen und Sachsen-Anhalt, haben auch Brandenburg,
Sachsen und Hessen die Ausweisung im Koalitionsvertrag verankert.

Weitere Informationen: www.bund.net/gruenes-band

Ende Pressemitteilung BUND Landesverband Schleswig-Holstein
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AKTION/285: Mehr Wildwuchs wagen! Nachbarschafts-Aktion "Jede Wiese zählt!" startet in die neue Saison


Netzwerk Nachbarschaft - 28. Februar 2020

Mehr Wildwuchs wagen! 

Nachbarschafts-Aktion "Jede Wiese zählt!" startet in die neue Saison



Hamburg, 28.02.2020 - Mit der Aktion "Jede Wiese zählt!" ruft das
bundesweite Netzwerk Nachbarschaft zum zweiten Mal in Folge zu mehr
Wildwuchs im Quartier auf. Die Idee: Nachbarschaften werden für
Artenvielfalt aktiv - direkt vor ihrer Haustür.

Es klappt überall: Wildpflanzen auf Brachflächen aussäen, am
Straßenrand, in Hinterhöfen und Parks, auf Verkehrsinseln, in Gärten
oder auf Balkonen. So entstehen mitten im Wohngebiet neue Natur-Oasen:
"Mehr Grün schafft ein besseres Mikroklima, für Menschen wie für
Pflanzen und Tiere", sagt Erdtrud Mühlens, Initiatorin und Gründerin
von Netzwerk Nachbarschaft. Prominente Unterstützung für "Jede Wiese
zählt!" kommt von Künstler Janosch und der Fernsehköchin Sarah Wiener.
Zudem fördern SozialministerInnen mehrerer Bundesländer die Aktion
durch ihre Patenschaften.

Netzwerk Nachbarschaft stiftet 10 x 500 Euro Preisgeld

In diesem Jahr weitet das bundesweite Aktionsbündnis die Aktion für
mehr Artenvielfalt aus. Für "Jede Wiese zählt" sind diesmal insgesamt
5.000 Euro Preisgeld im Topf. Viele hochwertige Sachpreise - von der
Gartenschere bis zum Klettergerüst - gehen an engagierte
Nachbarschaften mit dem grünen Daumen. Im vergangenen Jahr initiierte
Netzwerk Nachbarschaft die Aktion "Jede Wiese zählt!" und verzeichnete
große Resonanz: Rund 90 Nachbarschaften beteiligten sich. Viele von
ihnen haben sich bereits angemeldet, um ihre erfolgreichen Projekte
nachhaltig auszubauen.

Mitmachen und gewinnen

Die Aktion läuft bis Ende September, anmelden können sich
Nachbarschaften im gesamten Bundesgebiet bis zum 30. Juni 2020. Eine
prominent besetzte Jury prämiert die schönsten und kreativsten
Projekte. Als Anerkennung für ihr umweltfreundliches Engagement
erhalten die Sieger eine von Künstler Janosch gestaltete Plakette.
Weitere Informationen, Checklisten und Beispiele von "grünen"
Nachbarschaften sind auf auf der Aktionsseite von Netzwerk
Nachbarschaft hinterlegt.

Über Netzwerk Nachbarschaft

Netzwerk Nachbarschaft wurde 2004 als bundesweite Community für
Nachbarschaften gegründet, die ein generationengerechtes,
multikulturelles und familienfreundliches Miteinander in ihrem
Wohnumfeld aktiv fördern. Heute umfasst das Netzwerk mehr als 2.800
Nachbarschafts-Initiativen. Alljährlich zeichnet die Jury von Netzwerk
Nachbarschaft wegweisende Projekte von und für NachbarInnen aus und
berät deren nachhaltigen Ausbau. Schirmherrin von Netzwerk
Nachbarschaft ist Bundesministerin Dr. Franziska Giffey.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 28.02.2020

Netzwerk Nachbarschaft

Eppendorfer Landstraße 102a, 20249 Hamburg

E-Mail: presse(at)netzwerk-nachbarschaft(punkt)net

Internet: www.netzwerk-nachbarschaft.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/sph07198-1.jpg





OEBPS/Images/newsimage327727.jpg





OEBPS/Images/wett8911_(c)_2020_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg





OEBPS/Images/bolivien.jpg





